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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
eröffne die 25. Sitzung der Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.

Meine Damen und Herren, gemäß Paragraph 21
der Geschäftsordnung gebe ich Ihnen folgende Ein-
gänge bekannt:

1. Beteiligungsmanagement, Dringlichkeitsantrag
der Fraktionen der SPD, der CDU und Bündnis 90/
Die  Grünen  vom  8.  September  2004,  Drucksache
16/390.

Gemäß Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschäfts-
ordnung muss das Plenum zunächst einen Beschluss
über die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag am Schluss
der Tagesordnung aufzurufen.

Ich höre keinen Widerspruch, dann werden wir
so verfahren.

2. Schnelle Umsetzung der Außenweservertiefung
durch den Bund, Dringlichkeitsantrag der Fraktio-
nen der SPD und der CDU vom 8. September 2004,
Drucksache 16/391.

Ich lasse auch hier über die dringliche Behand-
lung des Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung dieses An-
trags einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag zusammen
mit dem Dringlichkeitsantrag Beteiligungsmanage-
ment zu behandeln, das ist die Drucksache 16/390.

Auch dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann
werden wir so verfahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute verteil-
ten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingang gemäß § 21 der Geschäftsordnung

Luftqualität verbessern: Rußfilter für den öffentli-
chen Fuhrpark

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. September 2004
(Drucksache 16/392)

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Zukünftiges Betreiberkonzept für das Musi-
cal-Theater am Richtweg

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2004

2. Städtetourismus-Konzept für Bremen und Bre-
merhaven

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2004

3. Verträge und öffentliche Zuschüsse zu Renn-
bahn und Trainingsrennbahn

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2004

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde ist von der Abgeordne-
ten Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen folgendes Thema beantragt worden:

Wie bewerbe ich mich richtig? Turnfest
und Kirchentag nach Bremen?

Dazu als Vertreter des Senats Bürgermeister Dr.
Scherf und Senator Röwekamp.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Turnfest
und Kirchentag: Man sollte meinen, in Bremen wird
geturnt, Sport getrieben, gebetet, gesungen, disku-
tiert und alle diese Dinge. Was stattdessen in den
letzten Wochen stattgefunden hat, das waren die
Chaostage an der Weser, meine Damen und Her-
ren, anders kann man es nicht bezeichnen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Manchmal in dieser Legislaturperiode, aber be-
sonders  in  den  beiden  letzten,  fiel  hier  vorn  das
Wort Ampel-Gehampel. Ich habe mich in den letz-
ten Wochen oft erinnert, dass Leute sagen, in der
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Ampelkoalition ging das hin und her, und die einen
haben den anderen widersprochen, und man konn-
te sich nicht so richtig einigen, welche Linie man
denn nun hier in der Politik verfolgen sollte. Ich weiß
nicht, wie es Ihnen in den letzten Wochen bei die-
sem Thema gegangen ist, über das wir heute reden.
Ampel-Gehampel im Vergleich zu diesen Chaosta-
gen, das war ja richtig eine durchgestylte, stringen-
te Politik, die damals gemacht worden ist, wenn man
schaut, wie Sie von der großen Koalition mit diesen
Themen umgehen, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Grundsätzlich gibt es, glaube ich, keinen Zwei-
fel. Ich habe jedenfalls keine Stimme gehört, die
daran einen Zweifel gehabt hätte. Sowohl ein gro-
ßes Sportevent als auch ein Kirchentag in Bremen
wären grundsätzlich – aber nicht nur grundsätzlich,
sondern auch tatsächlich – zwei Ereignisse, mit de-
nen sich Bremen schmücken könnte, die Bremen
nützen  könnten,  die  den  Sportlern  hier  und  den
Christen sehr gut gefallen würden, wenn sie hier
stattfinden würden und die Bremen nach vorn brin-
gen könnten, wenn denn die Grundlage stimmt, auf
der man diese beiden Feste dann veranstaltet, und
die Basis, auf der man sich bewirbt. Also, im Grund-
satz und auch  dann,  wenn  es  zum  Schwur  kommt,
spricht überhaupt nichts, im Gegenteil, gegen diese
beiden Veranstaltungen. Man darf aus diesen beiden
Veranstaltungen nur nicht ein Harakiri-Manöver ma-
chen, wo am Ende dann das Image Bremens nach
außen doch erheblichen Schaden genommen hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn man sich einmal die Chronologie der Ereig-
nisse anschaut, dann gab es einen Vorlauf, die Idee
der Bewerbung um das Turnfest 2006, das wäre jetzt
schon im übernächsten Jahr. Die ist damals auch
schon unter sehr unschönen Umständen gescheitert.
Damals gab es eine Kostenkalkulation des BAW –
ich muss leider, oder vielleicht auch nicht ganz so
leider auf dieses Thema gleich noch einmal zurück-
kommen in meiner Rede, weil ich hier schon öfter
zu diesem Thema etwas sagen musste –, die damals
von etwa 24 Millionen DM für das Turnfest ausge-
gangen ist. Das hat dann doch bewirkt, dass alle kal-
te Füße bekommen haben und letztendlich die Be-
werbung für diese Veranstaltung gescheitert ist.

Nun wurde in der weiteren Folge der Planung von
Großereignissen der Kirchentag 2009 ins Auge ge-
fasst. Ich finde, da gibt es mehrere Gründe, warum
es nahe liegt, einen Kirchentag in Bremen zu veran-
stalten. Einer davon ist – das muss man auch so sa-
gen, dass es in diesem Fall ein Standortvorteil hier
für uns ist –, dass Bürgermeister Henning Scherf im
Präsidium des Kirchentages ist und dass selbstver-
ständlich die Bremische Evangelische Kirche in Bre-

men eine ganz starke gesellschaftliche Rolle spielt,
die auch durch so einen Kirchentag einmal gewür-
digt werden könnte. Im Prinzip also eine völlig wun-
derbare Veranstaltung, wenn es denn klappen wür-
de, dass wir diesen Kirchentag hierher bekommen!
Es gab auch zumindest Ansätze einer seriösen Pla-
nung,  also  zumindest  den  Versuch,  Gremienbe-
schlüsse herbeizuführen, Geld, das wir dafür brau-
chen  könnten,  zumindest  ins  Auge  zu  fassen,  von
7,5 Millionen Euro war die Rede. Das war zumin-
dest in den Ansätzen auf einem guten Weg.

Nun plötzlich, und man kann das immer nicht so
genau  nachvollziehen,  wie  das  zustande  kommt,
ging so die Haltung durch Bremen, der Kirchentag
könnte auch 2011 kommen, und warum machen wir
dann nicht das Turnfest 2009! Wie dieser Wandel
zustande gekommen ist, ist schon sehr seltsam. Es
hat sich hinterher herausgestellt, dass ohne Befas-
sung der entsprechenden Gremien – angeblich sind
die beiden Fraktionsvorsitzenden der großen Koali-
tion informiert worden, das ist noch nicht die ganze
demokratische Breite, die über solche Dinge eigent-
lich befinden sollte, wie wir meinen – eine Interes-
sensbekundung für eine Bewerbung für das Turn-
fest 2009 abgegeben worden ist. Es gab Gespräche
des Bürgermeisters, der ja eigentlich – darauf kom-
men wir am Schluss wieder zurück – den Kirchen-
tag 2009 in Bremen haben wollte, so dachten alle,
dass man doch das Turnfest 2009 in Bremen machen
könnte. Man fängt schon an, hier nicht mehr so ganz
durchzublicken, wer da eigentlich mit wem, und ob
das alles so koordiniert vonstatten gegangen ist.

Nun eskaliert der Streit in Bremen um das Turn-
fest 2009. Nicht, wie der Sportsenator Röwekamp
mehrfach betont, rechtzeitig und, sagen wir einmal,
ordnungsgemäß, sondern in allerletzter Minute wird
das Konzept für die Bewerbung vorgestellt, nämlich
am 17. August. Wir erfahren dann, dass am 31. Au-
gust die vorgezogene Bewerbungsfrist bereits ab-
laufen soll. Da kann man also nicht davon sprechen,
dass das eine seriöse und zeitgerechte Vorbereitung
ist. Ich komme immer einmal wieder auf die Paral-
lele  zu  der  Bewerbung  um  die  Kulturhauptstadt
2010, weil man da sehen kann, wie nützlich es ist,
rechtzeitig professionell, unter Einbeziehung aller
Kräfte, unter Motivierung aller notwendigen Kräfte
in dieser Stadt ein seriöses und wirklich gut vorbe-
reitetes Bewerbungsverfahren laufen zu lassen. Das
kann man nicht sagen, wenn man am 17. August für
den  Bewerbungsschluss  31.  August  hier  anfängt,
überhaupt Konzepte vorzustellen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, plötzlich
kostet das Ganze nicht mehr zwölf Millionen Euro,
also die umgerechnete Summe der Kostenkalkula-
tion für 2006, sondern nur noch fünf Millionen. We-
nige Tage vor Bewerbungsschluss heißt es dann vom
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Sportsenator: Wenn man möchte, weil es Zweifel in
der SPD gegeben hat, könnte man noch eine Mil-
lion für die Sanierung von Turnhallen zusätzlich ha-
ben. Auch das ist alles andere als eine seriöse Vor-
gehensweise, wie wir finden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Kirchentag, und das traf in der Bremischen
Evangelischen Kirche durchaus auf Sympathie, wur-
de dann in Gedanken auf 2011 geschoben. Da gab
es verschiedene Gründe, warum das eigentlich auch
aus Sicht der Kirche durchaus Sinn machen sollte,
obwohl er ja vorher angeblich für 2009 schon in tro-
ckenen Tüchern war.

Man erlebte nun in der Öffentlichkeit ein sehr be-
eindruckendes Schauspiel zwischen dem Sportse-
nator Röwekamp und der SPD-Fraktion, die sich ge-
genseitig die Schuld an den Problemen um die Be-
werbung des Turnfestes in die Schuhe schoben. Ich
finde, dass in diesem Fall das finanzielle Argument
von Seiten der SPD-Fraktion, dass man sagt, man
kann schlichtweg nicht die Investitionsanschlusspro-
gramme der kommenden Legislaturperioden, deren
Vorplanung und deren seriöse Begrenzungen ja auch
die grüne Fraktionsvorsitzende und Haushaltsaus-
schussvorsitzende Frau Linnert mehrfach gefordert
hatte, einfach in dem Punkt überbuchen, indem man
einfach Beschlüsse macht, bevor es, was immer, an
erster Stelle von den Grünen, eingefordert worden
ist, eine seriöse Zusammenschau der Vorbelastun-
gen dieser Haushalte der zukünftigen Legislaturpe-
rioden gibt.

Diesem finanziellen Argument, das ja nicht sagt,
wir haben kein Geld für einen Kirchentag oder wir
haben kein Geld für ein Turnfest, sondern das nur sagt,
wir haben kein Geld für alles, was ihr da so gern
machen möchtet, also brauchen wir Entscheidungen
über Begrenzungen und seriöse Finanzierungen, ist,
glaube ich, sehr schwer zu widersprechen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun passiert, was vielleicht in Bremen an dieser
Stelle passieren muss, der Bürgermeister war in Ur-
laub, kam aus dem Eismeer zurück. Ich habe ein-
mal versucht, mich in den Sportsenator Röwekamp
hineinzuversetzen, der die ganze Zeit einen Kampf
gegen die SPD-Fraktion für das Turnfest 2009 kämpft
in dem guten Glauben, der Kirchentag sei verscho-
ben. Dann erzählt der Bürgermeister, zurück aus
dem Eismeer: Nein, April, April, alles wieder zurück,
2009 können wir gar kein Turnfest machen, wir ha-
ben ja schon den Kirchentag 2009!

Meine Damen und Herren, Sie können sich den
Eindruck, den das macht, ob nun bei Sportlern oder
auch  in  der  Kirche,  aber  auch  außerhalb  von
Bremen sehr gut vorstellen! Das ist schlichtweg mit

Chaostagen nur sehr freundlich und wirklich abso-
lut wohlwollend umschrieben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Nun kommt, wie ich auch wieder finde, berech-
tigterweise Herr Kastendiek ins Spiel, der sagt, ers-
tens ist das alles zwar ganz schön, wenn auch ver-
wunderlich, aber, so wie man erfahren kann, ist auch
diese Information wieder noch nicht insoweit gesi-
chert, als dass wir eine hundertprozentige Sicher-
heit haben, dass der Kirchentag nun 2009 nach Bre-
men kommt, abgesehen von den anderen Fragezei-
chen, die es auch um diese Veranstaltung in der Vor-
planung noch gibt. Der Stand von heute ist meines
Erachtens immer noch: Wir wissen nicht, ob der Kir-
chentag 2009 nach Bremen kommt, wir wissen nicht,
ob das Turnfest 2013 nach Bremen kommt, wir wis-
sen nicht, ob die Gymnastrada 2011 nach Bremen
kommt, und wie wir das alles zusammen finanzie-
ren, das wissen wir erst recht nicht, meine Damen
und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich glaube, an dieser Stelle noch einmal diesen
Schlenker – erlauben Sie ihn mir! – zum BAW ma-
chen zu müssen! Das BAW rechnet jetzt die Kosten
für solche Events herunter, indem es plötzlich so et-
was wie Werbeeffekt, Medieneffekte hereinrechnet.
Man macht es so – das haben vielleicht nicht alle
gesehen, deswegen sollte man es hier noch einmal
erwähnen –, dass man sagt: Jede Minute, die Bre-
men dort im Fernsehen erscheint, auch wenn nur
ein Turner da ist oder irgendetwas anderes von die-
sem Turnfest gezeigt wird, ist genauso viel wert, wie
eine Werbeminute kosten würde, wenn sie von Per-
sil oder wem auch immer geschaltet wird. Da man
diese Rechnung dann selbst irgendwie komisch fin-
det beim BAW – man kommt am Ende auf fast 50
Millionen Euro an Effekten –,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

sagt man einfach, das ist irgendwie ein bisschen viel,
also nehmen wir einfach ein Viertel davon. Das wird
dann schon richtig sein, und das schreiben wir in
die Kostenkalkulation. Auf dieser Basis werden wir
Bremen nach vorn bringen. – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Pohlmann.

Abg. Pohlmann (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Vielleicht noch einmal eingehend
auf den Redebeitrag von Ihnen, Herr Güldner: Man
könnte ja in dieser inhaltlichen Frage, ob wir für
Großveranstaltungen in dieser Stadt sind, auch fest-
stellen, dass man zu dem Schluss kommt, es ist im-
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mer gut, dass man dies gründlich in den einzelnen
Deputationen und im Parlament berät.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Und zwar bevor die Bewerbung

hinausgeht!)

Diese Position teile ich vollkommen, und ich glau-
be, das ist auch eine Position, die wir insgesamt im
Parlament auch als notwendig erachten.

Meine Damen und Herren, Bremen ist eine welt-
offene Stadt, und wir als SPD-Fraktion, ich betone
es noch einmal ausdrücklich, freuen uns über Gäste
im Land Bremen. Wir sind gute Gastgeber, das ha-
ben wir in der Vergangenheit bewiesen, und wir be-
trachten  es  als  Auszeichnung  für  Bremen,  Veran-
staltungsort für Großveranstaltungen zu sein, gleich-
zeitig betonen wir aber noch einmal, dass wir als
SPD-Fraktion dafür eintreten, wenn diese Großver-
anstaltungen nach Bremen kommen, dass es unter
bestimmten Voraussetzungen realisiert wird.

Erstens: Die haushaltsrelevanten Kosten müssen
sorgfältig ermittelt werden. Zweitens: Die Finanzie-
rung muss im Einklang mit den Möglichkeiten des
bremischen Haushalts stehen. Drittens: Das Parla-
ment, die Deputationen, die gewählten Abgeordne-
ten müssen frühzeitig in die Entscheidungsfindungen
eingebunden werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Keine dieser drei Voraussetzungen wurde bei der
Vorbereitung  des  Turnfestes  erfüllt.  Vorbereitung
und Abstimmung, so möchte ich das für unsere Frak-
tion betonen, waren in vielen Bereichen dilettantisch.
Aus Nachlässigkeit oder auch bewusst wurde we-
der die Sportdeputation noch das Parlament einbe-
zogen.  Auch  während  der  Haushaltsberatungen
wurde dieses Projekt nicht erwähnt. Dabei legte das
BAW bereits im Juni 2003 ein im Auftrag des Senats
erstelltes Gutachten für eine mögliche Bewerbung
des Turnfestes 2009 vor. Ermittelt wurde in diesem
Gutachten eine Haushaltsbelastung von 12,3 Milli-
onen Euro.

Im Frühjahr 2004 wurden zwei Mitarbeiter von dem
Sportverein Bremen 1860 gebeten, Kosten, Konzep-
tionen und Durchführungsmöglichkeiten für das Turn-
fest in Bremen zu ermitteln und eine Kostenaufstel-
lung vorzulegen. Es wurde eine ressortübergreifen-
de Arbeitsgruppe eingerichtet, aber auch über die-
se hier von mir skizzierten Arbeitsvorhaben der Ver-
waltung wurden weder die Fachdeputationen, die
Sportdeputation noch das Parlament informiert. Am
8. Juni 2004 beschloss der Senat, gegenüber dem
Deutschen Turnverband eine Interessensbekundung
für die Durchführung des Turnfestes 2009 in Bre-
men abzugeben, und erst Anfang Juni wurden die

Fraktionsvorsitzenden der Koalition über diese Ab-
sicht des Senats mündlich informiert.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nett!)

Die vom BAW 2003 ermittelten Kosten in Höhe
von 12,3 Millionen Euro spielten nun mit einem Mal
keine Rolle mehr. Stattdessen wurde der Eindruck
vermittelt, dass die Organisationskosten für das Turn-
fest in Leipzig im Jahr 2002 in Höhe von 2,89 Millio-
nen Euro auch für Bremen ausreichen würden. Am
25. August 2004 erhielt die Sportdeputation einen
mündlichen Bericht. Die Kosten wurden jetzt mit 5,1
Millionen Euro angegeben.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, was wären wir für Politikerinnen und Po-
litiker, wenn wir bei dieser offensichtlich nicht son-
derlich fundierten Zahlenvielfalt eine Entscheidung
für die Ausführung des Turnfestes 2009 getroffen hät-
ten?

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch einmal betonen, dass die Positio-
nen, Herr Senator Röwekamp, die Sie auch in der
Öffentlichkeit dargelegt haben, der Sport in Bremen
kann nur von den Infrastrukturmaßnahmen für ein
Sportfest profitieren, für das Bremen den Zuschlag er-
hält, richtig sind, aber klug wäre es gewesen, vor
der Bewerbung den Haushaltsgesetzgeber zu fragen,
ob er die notwendigen Gelder zur Verfügung hat und
auch zur Verfügung stellt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Meine Damen und Herren, vielleicht erinnern Sie
sich: Die politische Auseinandersetzung um das
Turnfest fand in unmittelbarer zeitlicher Nähe der
Beratungen der Haushalte 2004 und 2005 statt, Kür-
zungen überall, auch im Sportbereich. Ich erinnere
nur noch einmal, was durch die Presse gegangen
ist. Wir stehen vor Problemen: Wie können wir nach
diesem nicht gerade sonderlich guten Sommer das
Defizit im Bäderbereich ausgleichen? Es gibt Dis-
kussionen, ob es notwendig ist, Wettmittel, die un-
mittelbar auch für die Sportförderung, für die Tätig-
keit und Absicherung des Breitensports der Vereine
notwendig sind, für den Haushaltsausgleich heran-
zuziehen.  Diese  Überlegungen  gibt  es,  und  dann
diese Bewerbung: keine schriftliche Entscheidungs-
grundlage, keine verbindliche Finanzierungsaussa-
ge, aber die selbstverständliche Erwartung, dass die
Parlamentarier als Haushaltsgesetzgeber die Mittel
zur Verfügung stellen! So geht es nicht! So kann man
nicht mit dem Parlament umgehen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Meine Damen und Herren, der Senat hat inzwi-
schen entschieden, sich für Großveranstaltungen des
Deutschen Turnerbundes in den Jahren 2011 und 2013
– der Kollege Güldner hat es auch berichtet – zu be-
werben. Das wäre 2011 die Welt-Gymnastrada, und
das wäre 2013 das Deutsche Turnfest. Wir als SPD-
Fraktion tragen dies mit, denn diese zeitliche Ver-
schiebung macht eine Finanzierung aus dem An-
schluss-Investitionsprogramm der Jahre 2011 bis 2014
möglich.

(Abg.  Frau S t a h m a n n  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Wenn dann noch etwas darin

ist!)

Frau Kollegin, ich glaube, das ist ein notwendiger
Weg, auch wenn Sie jetzt als Grüne behaupten, dass
es nicht möglich wäre. Ich glaube, wir müssen uns
dann hinsetzen, und das entspricht auch genau dem,
was Herr Kollege Güldner gesagt hat, wie wir hier
gemeinsam  im  Parlament  beraten,  wie  wir  diese
Großveranstaltung, die absolut auch für diese Stadt,
für ihre Außenwirkung, aber auch für viele Men-
schen eine sehr große Bedeutung hat, realisieren
können. Dann müssen wir uns hinsetzen, und dies
muss ordentlich finanziert werden, und dafür stehen
wir als SPD-Fraktion!

(Beifall bei der SPD)

Die für die Jahre 2007 und bis zum Jahr 2010 zu-
sätzlich beschlossene eine Million Euro zur Aufwer-
tung der Sportinfrastruktur untermauert unsere Po-
sition, den Breitensport in Bremen zu fördern. Wir
sehen diese Mittel aber auch als besondere Würdi-
gung und Anerkennung der Tätigkeit der Vereine,
der ehrenamtlich Tätigen, denn ohne dieses Enga-
gement, ohne diesen Einsatz wären solche Großver-
anstaltungen nicht möglich. Das ist sehr wichtig, und
das ist ein Zeichen, und wir unterstützen ausdrück-
lich, dass dies auch in den Beschluss des Senats auf-
genommen wurde. Ich erwarte im Namen meiner
Fraktion, dass der Landessportbund, die Sportver-
bände, die Fraktionen, die Fachdeputationen und
das Fachressort für die Realisierung dieser Bewer-
bung in die Vorbereitung mit eingebunden werden.

Für den Fall, dass Bremen den Zuschlag für eine
der Großveranstaltungen des Deutschen Turnerbun-
des entweder in dem Jahr 2011 oder 2013 erhält,
erwarten  wir  Sozialdemokraten  ein  Konzept,  auf
dessen Grundlage die Veranstaltung sorgfältig ge-
plant und die Kosten fundiert ermittelt werden. Au-
ßerdem muss das Sanierungsprogramm für die öf-
fentlichen Gebäude das Turnfestkonzept bei der Pri-
oritätensetzung mit berücksichtigen. Ziel und Ergeb-
nis dieses Turnfestes muss es sein, den Breitensport
in Bremen aufzuwerten und neue Impulse zu setzen.

Kolleginnen und Kollegen, meine sehr geehrten
Damen und Herren, es ist mir ein Bedürfnis, und ich

sage es auch ganz ausdrücklich, weil wir eine sehr
lange und auch intensive Diskussion in unserer Frak-
tion und allen Bereichen der Öffentlichkeit geführt
haben: Ich möchte mich für alle beim Bremer Sport
entschuldigen. Der politische Umgang mit der Be-
werbung für das Deutsche Turnfest 2009 hier in Bre-
men hat für viele Irritationen gesorgt. Ich hoffe sehr,
dass wir alle, ich betone wir alle, aus diesem Deba-
kel gelernt haben. Was wir hier geleistet haben, ist
wahrlich kein Ruhmesblatt bremischer Politik!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Angesagt ist Selbstkritik für alle Beteiligten, und
ich betone, aber auch für unsere Fraktion, selbst-
verständlich wir alle, verbunden mit der Selbstver-
pflichtung, mit Entscheidungsfindungen künftig sen-
sibler, Herr Kastendiek, und verantwortungsbewusst
umzugehen. Wir Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten werden uns auch in Zukunft dafür ein-
setzen, Grundabsicherungen und Rahmenbedingun-
gen für den Sport sicherzustellen. Das sind zwei
Seiten einer Medaille, und dann werden wir uns
selbstverständlich auch für positive und gute Pro-
jekte, Großprojekte einsetzen. – Ich bedanke mich!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Pflugradt.

Abg. Pflugradt (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Irgendwie haben die beiden Vor-
redner versucht, hier doppelte Pirouetten zu drehen,

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Und jetzt
kommt der Dreifache rückwärts!)

denn zuerst erzählt Herr Güldner, dass er sich dafür
einsetzt, dass der Kirchentag hier in Bremen statt-
findet, wie wichtig das doch ist. Er spricht davon,
dass das Turnfest besonders wichtig sei, und an-
schließend wird es wegen der Finanzierung proble-
matisiert. Wenn man etwas ernsthaft will, dann muss
man sich auch dafür einsetzen, dass man die finan-
ziellen Mittel freischaufelt und notfalls etwas ande-
res nicht macht, aber dann muss man auch sagen,
dass man das finanzieren will, und auch die Finan-
zierung sicherstellen.

Sie haben von Chaostagen gesprochen und das
in Vergleich zur Ampel gesetzt. Ich erinnere mich
an die Ampelzeit auch sehr genau. Da war es aller-
dings so, dass das Chaos im Senat war, und das un-
terscheidet es dieses Mal.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Das sind Märchen jetzt!)
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Im Senat waren sich die Damen und Herren die gan-
ze Zeit über einig, dass sowohl der Kirchentag als
auch das Turnfest hier stattfindet.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Röwekamp hat sich die ganze Zeit dafür ein-
gesetzt, dass das Turnfest hier in Bremen stattfin-
det.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Deshalb hat er auch die Deputa-
tion organisiert, damit sie mit ihm zusammen

kämpft!)

Ich verstehe gar nicht die Hektik und die Aufge-
regtheit. Trotzdem bleibt meine Aussage: Im Senat
waren sich die Damen und Herren Senatoren einig,
dass das Turnfest stattfindet. Da gab es nie eine un-
terschiedliche Auffassung.

Im Übrigen sage ich das, was der Sportsenator Rö-
wekamp in dieser Angelegenheit getan hat: Nach-
dem er von dem Interesse des Sports, dieses Turn-
fest hier durchzuführen, im Mai 2004 erfahren hat,
ist Herr Röwekamp sofort tätig geworden und hat
die Fraktionsvorsitzenden von SPD und CDU infor-
miert. Der Sprecher der Sportdeputation war infor-
miert, der Senat hat sich damit befasst, und die Sport-
deputation ist auch unterrichtet worden. In der Kür-
ze der Zeit und wegen der Abkürzung der Bewer-
bungsfrist, die war ja ursprünglich der 30. Septem-
ber, sie ist ja verkürzt worden, gab es dann dieses
entsprechende Verfahren. Die Sozialdemokraten ha-
ben sich frühzeitig festgelegt, dass sie dieses Turn-
fest nicht haben wollten. Es gab am 20. Juni – –.

(Abg. P o h l m a n n  [SPD]:  21.  Juni!  –
Abg. F o c k e  [CDU]: Jetzt wissen wir es
wenigstens genau! – Lachen bei der CDU)

Ich habe bewusst den Zahlenfehler gemacht, und
Sie sind darauf hereingefallen. Vielen Dank! Sie ha-
ben mir damit bestätigt, dass Sie am 21. Juni einen
entsprechenden Beschluss gefasst haben, nämlich
dass Sie das nicht wollten.

(Beifall bei der CDU)

Ich finde es immer so schön, wenn man etwas be-
schließt. Das haben Sie am 21. Juni ja gemacht, und
dann schreiben Sie anschließend einen Brief am 24.
Juni an den Sportsenator und stellen reihenweise Fra-
gen. Wenn man etwas nicht will, dann braucht man
das nicht mehr zu hinterfragen. Genauso haben der
Fraktionsvorsitzende und Sie, Herr Pohlmann, am
27. Juli noch einmal einen umfangreichen Brief mit
diversen Fragen geschickt, obwohl Sie eine Ableh-
nung losgeschickt haben. Das müssen Sie immer den
Leuten erklären, dass Sie einerseits etwas nicht wol-

len und dann anschließend das hinterfragen! Diese
Fragen waren ja gar nicht ernst gemeint, dieser an-
geblich wichtige Aufklärungsbedarf.

Im Übrigen will ich erwähnen, dass in bremischen
Amtsstuben, aber nicht im Sportressort, ein Gutach-
ten in Auftrag gegeben war, nämlich das Gutachten
beim BAW. Dies hat dort leider etwas längere Zeit
gelegen, und, Herr Pohlmann, wenn Sie hier schon
Kritik üben, dann sollten Sie diejenigen kritisieren,
die das gemacht haben, aber nicht den Sportsena-
tor! Der ist an dieser Stelle der falsche Adressat.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass das
Turnfest eine wichtige Sache ist. Ich glaube, dass
auch der Kirchentag und das Turnfest für den Sport
wichtige Sachen sind, und deswegen will ich mit
Genehmigung des Präsidenten hier doch etwas zi-
tieren. Da heißt es in der Presse:

„‚Wenn wir das Turnfest nach Bremen bekommen
könnten, hätte das sehr positive Auswirkungen für
die Vereine und die Stadt’, ist sich Bernd Zimehl,
Vorsitzender des Bremer Kreissportbundes, sicher.
Zugleich hob er das große ehrenamtliche Engage-
ment der Sportler hervor, das solche Großveranstal-
tungen erst ermögliche. ‚Wir leben das Turnfest und
wären bereit, die Sportler zu empfangen.’ Zimehl
erwartet zudem einen unheimlichen Schub für den
Bremer Sport.“ Da heißt es dann weiter: „‚Unseri-
ös’, diesen Vorwurf weist Michael Wiatrek weit von
sich. Der Geschäftsstellenleiter bei Bremen 1860,
dem mit etwa 6000 Sportlern zweitgrößten Verein
in der Stadt, hat selbst an dem Konzept mitgearbei-
tet. ‚Wir denken uns solche Zahlen doch nicht aus’,
sagt Herr Wiatrek wörtlich und entrüstet sich. ‚Wir
haben Herrn Pohlmann angeboten, mit uns die Kal-
kulation nachzurechnen, aber die Mühe hat er sich
ja nicht gemacht’, sagt er wörtlich.“

(Zurufe von der SPD und von der CDU)

Ich finde, wenn der Sprecher der Sportdeputation
ernsthaft an solch einem Turnfest interessiert wäre,
dann hätte er sich die Mühe gemacht, solche Zah-
len einmal zu hinterfragen, wäre auf dieses Ange-
bot eingegangen.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau B u s c h
[SPD]: Haben Sie denn nachgerechnet?)

Obwohl Sie sich entschuldigt haben, musste es hier
trotzdem erwähnt werden. Hier hat es ja dann auch
die  Spekulationen  gegeben,  weswegen  einige  so
massiv hier gegen das Sportfest argumentiert haben.
Ich will es hier nicht wiederholen.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ich denke, Sie sollten nicht mehr
fragen, weil Sie sowieso dagegen waren!)



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 25. Sitzung am 9. 9. 04 1401

Das könnten wir dann in der zweiten Runde noch
einmal vertiefen, ich glaube allerdings nicht, dass
es notwendig ist. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Bürgermeister Dr. Scherf.

Bürgermeister Dr. Scherf: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Wir sind ehrgeizig, wir möch-
ten uns gern in diese Liga der Großveranstalter vor-
kämpfen. Das ist gar nicht eine Idee des Kirchenta-
ges oder der Turnfestinteressierten und -veranstal-
ter sondern es ist ein Stück unserer Stadtkonzepti-
on, seit langem entwickelt. Darum haben wir so viel
Kraft und auch Geld investiert, um auf der Bürger-
weide  dieses,  wie  ich  finde,  gelungene  große  En-
semble von neuen Bauten über die Bremer Messe
zu entfalten. Sie müssen doch gefüllt werden, die
haben wir doch nicht nur zum Ansehen oder nur zu
Parteitagen gebaut!

Dahinter steckt wirklich eine auf lange Sicht an-
gelegte Konzeption der Stadt, die wir im Senat tra-
gen, für die wir natürlich kritisiert worden sind, aber
ich denke, wir setzen uns da schrittweise durch. Das
Ding läuft. Wir sind nun inzwischen in dieser Liga
angekommen. Liga heißt, dass wir ein Platz sind un-
ter den Großstädten in der Bundesrepublik, wo die-
se bisher an Bremen vorbeigegangenen Großveran-
staltungen möglich sind. Das ging früher nicht. Jetzt
plötzlich gibt es über unsere vielen Aktivitäten die
Chance, es zu platzieren. Nun müssen wir klug sein,
um in dieser Liga überhaupt unsere jetzt sich eröff-
nenden Chancen zu nutzen.

Beim Kirchentag gibt es einen unendlich langen
Anlauf. Ich bin da nun seit acht Jahren, und seit acht
Jahren trommle ich für diese Idee. Ich lasse keine
Gelegenheit aus, und die wissen es auch alle, ha-
ben sich inzwischen auch alle damit angefreundet
und wollen es nach meiner Einschätzung auch. Sie
müssen aber, mit ihrer eigenen Logik, so ähnlich wie
bei dem Turnfest, aufpassen, dass sie die ganze Re-
publik mit ihren Großveranstaltungen erreichen. Sie
können sich nicht immer nur auf eine Region kon-
zentrieren. Dann bekommen sie Ärger mit anderen.
Darum müssen sie eine Balance finden. Das ist eine
schwierige Entscheidung, an der viele teilnehmen.

Da das nun bei den Kirchentagen auch noch öku-
menisch werden soll, ist es noch einmal komplizier-
ter. Da muss die eine Kirchentagshälfte mit der ei-
genen Erfahrung der Protestanten, diese große Ver-
anstaltungen zu organisieren, mit der anderen, näm-
lich mit der katholischen Hälfte sich schrittweise
verständigen und muss Rücksicht auf tausend Sa-
chen nehmen. Da konzentriert sich das Interesse auf
uns, und es ist richtig, wir haben immer 2009 ange-
peilt, aber haben dann auch gesagt, wenn wir aus
irgendwelchen regionalen Gründen 2009 nicht an

der Reihe sind, wir wären dann auch daran interes-
siert, das 2011 zu bekommen. Genauso hat es die
Bremische Evangelische Kirche diskutiert, und ge-
nauso haben wir uns demgegenüber auch eingelas-
sen. Wir wollen gern 2009, wenn es dann aber par-
tout nicht geht, werft uns dann nicht aus diesem
Wettbewerb hinaus, sondern wir sind ehrgeizig, wir
wollen das haben. Das ist das eine!

Beim Turnfest ist es so ähnlich. Es gibt drei Städte,
die sich zutrauen, diese großen Veranstaltungen zu
organisieren: Stuttgart, Frankfurt und Bremen. Wenn
ich es richtig sehe, hat der Deutsche Turnerbund drei
Großveranstaltungen, die er platzieren möchte. näm-
lich das Turnfest 2009, das Turnfest 2013 und dann
dieses  neue,  Gymnastrada,  eine  Weltveranstaltung
mit Gymnastikturnerinnen. Diese wollen sie platzie-
ren und nun wissen, ob wir dabei sind oder ob wir
nicht dabei sind.

Ich habe es so erlebt, dass Thomas Röwekamp sich
das nicht selbst ausgedacht hat, sondern dass es an
ihn herangetragen worden ist: Seid ihr eigentlich in
der Lage, so etwas zu machen? Als wir beide ange-
fangen haben, darüber zu reden, habe ich gesagt,
aufpassen, mit Fraktionen abstimmen, damit wir da
nicht allein turnen, aber dann, wenn das geht, dann
natürlich Interesse bekunden! Ganz klar, wir wol-
len in diese Liga, wir wollen dabei sein, wir wollen
ihnen zeigen: Ihr könnt mit uns rechnen!

Nun hat sich das, zugegeben, während dieser Fe-
rienzeit zugespitzt. Ich war dieses Mal ausnahms-
weise wirklich nicht daran beteiligt, sondern ich ha-
be es dann erst mitbekommen, als wir kamen. Dann
hat geholfen, dass beim Evangelischen Kirchentag
mir die Generalsekretärin klar gesagt hat, sie gehe
davon aus, dass es 2009 in Bremen stattfindet. Die
inzwischen geführten Gespräche, die allerdings alle
sehr geschützt werden müssen, die nicht öffentlich
sein müssen, das müssen auch die grünen Parlamen-
tarier aushalten, dass es dort in den Gremien ein
Interesse gibt, ihre Entscheidungen nicht nun zu
beliebigen Zeiten irgendwo in den Zeitungen wie-
derzufinden, haben zu einer weitgehenden Klärung
geführt.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: So geht es einfach nicht! Wenn
der Haushaltsgesetzgeber die Gelder be-
reitstellen soll, muss man irgendwann mit

ihm reden!)

Ja, liebe gnädige Frau, wenn Sie da hineinwollen,
Sie schütteln den Kopf, man kommt da nicht hinein,
wenn man sagt, es geht so einfach nicht.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: So geht es einfach nicht!)

Daran  lernt  die  Öffentlichkeit  und  lernt  der  Kir-
chentag und lernen die Turner, was für ein Risiko
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Sie wären, wenn Sie wirklich etwas zu sagen hät-
ten. Damit Sie das klar wissen, wie ich damit um-
gehe. Ich bin ganz klar dafür!

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis 90/Die Grünen]: Unglaublich!)

Herr Güldner, Sie eingeschlossen, das, was ich zu
Karoline Linnert sage, gilt immer auch für Sie, da-
mit Sie immer mit einbezogen sind!

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Wie in der Schule!)

Wir möchten gern als Veranstaltungsort für diese
großen Veranstalter Partner sein. Die haben ihre Be-
ratungsopportunitäten, wir haben unsere Beratungs-
opportunitäten. Wir müssen die beide behutsam be-
handeln. Aber man muss das so machen, dass es zu-
sammenkommt. Man muss es nicht so machen, dass
man lustvoll gegeneinander rennt, und am Schluss
findet gar nichts statt. Das wäre nicht gut. Darum
finde ich es eine Hilfe, wie wir es jetzt sortiert ha-
ben.

Ich gehe fest davon aus, dass wir es schaffen. Die
Entscheidung soll endgültig in diesem Monat fallen.
Hoffentlich machen die das. Meine Kirchenleute sind
– Herr Kastendiek, Sie sind ungeduldig, aber ich muss
auch diese Ungeduld aushalten – eigene Leute, die
sehr basisorientiert sind. Sie wollen die Grünen noch
überholen, was die Basisorientierung angeht. Man
muss das alles schön sensibel mit einbeziehen. Ich
gehe davon aus, dass das in diesem Monat mit der
Entscheidung wirklich klappt, dass sie sich endgül-
tig darauf festlegen. Die Chancen sind groß, sind so
groß, dass wir alles tun müssen, damit wir das nicht
noch wieder unsicher machen.

Das kann man ganz offen und ganz fair mit den
Sportlern  kommunizieren.  Sie  verstehen  das.  Die
beiden kennen sich übrigens genau als Veranstal-
ter. Sie haben ungefähr die gleiche Größe von Men-
schen  mobilisiert.  Sie  lernen  richtig  voneinander:
Wie geht es mit den Unterkünften, wie geht es mit
den Bedingungen, unter denen man die öffentlichen
Plätze erreicht und so weiter? Das sind keine feind-
lichen Lager, die man da gegeneinander laufen lässt,
sondern sie haben ein ähnliches Interesse, und man
kann, ohne die Leute zu kränken und ohne sie vor
den Kopf zu stoßen, ihnen sagen, wir müssen einen
Weg finden, damit wir diese Großveranstaltungen
entzerren, denn beides zusammen zur gleichen Zeit
geht objektiv nicht. Das wissen sie auch. Das ist gar
nicht nur unser Problem, sondern das wissen sie und
wollen sie nicht.

Jetzt erlebe ich, dass beim Sport nachgefragt wird,
vom Deutschen Turnerbund: Wie macht ihr es nun
mit diesem angekündigten Interesse für die Veran-

staltungen 2011 und 2013? Nun müssen wir versu-
chen, ohne da Missverständnisse auszulösen, es schön
zu konkretisieren. Ich gehe ganz optimistisch davon
aus, dass wir beides unter Dach und Fach bekom-
men. Ich gehe ganz optimistisch davon aus, dass wir
mit beiden Veranstaltungen Erfolg haben werden
und mit beiden Veranstaltungen diesen Ruf, den wir
gern haben möchten, erringen, dass wir ein Platz
sind für solche Großveranstaltungen in der Bundes-
republik, an denen das gelingt, an denen man sich
begegnet, an denen man sich wohl fühlt, an denen
es nicht zerläuft, sondern wo es stadtzentriert ge-
führt wird. Es passt wunderbar mit unserer Bewer-
bung zur Kulturhauptstadt Europas zusammen. Da
machen wir es ja so ähnlich. Wir wollen ja mit unse-
ren Eigenarten werben, und diese kann man bei die-
sen beiden Anlässen nachhaltig unterstreichen.

Als Letztes: Ich habe den Zank um die Chorolym-
piade auch noch in Erinnerung. Das war auch ein
Projekt, das nicht geliebt worden ist. Ich hatte nun
das Glück, die ganze Zeit dabei zu sein. Es war eine
der schönsten Veranstaltungen, die wir hier in der
ganzen Zeit, die ich überblicke, gehabt haben. Alle,
die daran teilgenommen haben, haben gesagt, habt
ihr gut gemacht.

Wir brauchen solche Erfahrungen. Am Schluss sin-
gen wir gemeinsam, wir beide auf dem Kirchentag,
mit allen zusammen und freuen uns, und am Schluss
werden wir auch auf dem Deutschen Turnfest beide
zusammen Spaß haben,

(Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Das möchte
ich sehen!)

wenn  die  vielen  Turnerinnen  und  Turner  aus  der
Bundesrepublik mit uns zusammen Gymnastik ma-
chen.

(Unruhe)

Ich bin sicher, wir bekommen die Kurve, und wir
werden unter dem Strich die bremische Bevölkerung
und auch die Umlandbevölkerung, sie soll ja auch
daran teilhaben, für uns gewinnen. Wir wollen et-
was für unsere überregionale Rolle machen, die die-
se Stadt inzwischen hat und die mir immer wieder
von Leuten bestätigt wird, die hier waren und wie-
derkommen wollen. Das ist mein Ratschlag für Sie
alle, damit umzugehen, dann, denke ich, kommen
wir voran.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aktuelle Stunde geschlossen.
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Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen zehn frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor.

Die  Anfrage  Nummer  sechs  wurde  inzwischen
vom Fragesteller zurückgezogen.

Die  erste  Anfrage  trägt  die  Überschrift  „Kon-
kurrenzkampf im Kreuzfahrtgeschäft durch ISPS-
Code?“ Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Günthner, Böhrnsen und Fraktion der
SPD.

Bitte, Herr Kollege Oppermann!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Wir fragen den
Senat:

Erstens: In welcher Höhe werden nach Kenntnis
des Senats von den Betreibern von Kreuzfahrtter-
minals an der deutschen Küste Gebühren erhoben,
die sich aus der Anwendung des neuen Sicherheits-
codes ISPS ergeben?

Zweitens: Wie wirken sich diese Gebühren nach
Einschätzung des Senats auf die Wettbewerbsposi-
tion  des  Columbus  Cruise  Centers  Bremerhaven,
kurz CCCB, aus?

Drittens: Wie beabsichtigt der Senat sicherzustel-
len, dass dem Kreuzfahrtstandort Bremerhaven aus
der Erhebung von Sicherheitsgebühren keine Nach-
teile erwachsen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Staatsrat Dr. Färber.

Staatsrat Dr. Färber: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Kosten aus der Umsetzung des
ISPS-Codes im Kreuzfahrthafen entstehen aus dem
Objektschutz für das Terminal während der Liege-
zeit des Kreuzfahrtschiffes sowie den durchzufüh-
renden  Kontrollen  bei  den  Passagieren  und  des
Hand- und Kabinengepäcks. Diese Kosten werden
vom Terminalbetreiber an die Reiseveranstalter be-
ziehungsweise Reedereien weitergeleitet. In Bremer-
haven ist der Betreiber die Columbus Cruise Center
Bremerhaven, CCCB, GmbH.

Die Sicherheitsgebühren durch den ISPS-Code in
den deutschen Kreuzfahrthäfen werden auf Basis
sehr  unterschiedlicher  Kalkulationen,  Pauschalen
und/oder nach Passagier- beziehungsweise Schiffs-
aufkommen  erhoben.  Pro  Passagier  ergeben  sich
Gebühren zwischen 2,50 Euro und 4,90 Euro. In Bre-
merhaven werden 4,50 Euro pro Passagier erhoben,
in Lübeck werden keine Gebühren erhoben.

Zu Frage zwei: Der ISPS-Code ist seit dem 1. Juli
2004 in Kraft. Umfangreiche Erfahrungen mit den
in anderen Häfen erhobenen Sicherheitsgebühren
im Kreuzfahrtgeschäft liegen bislang nicht vor.

Unterschiedliche Sicherheitsgebühren für die Rei-
severanstalter beziehungsweise Reedereien könnten
gegebenenfalls einen Wettbewerbsfaktor darstellen.
Für Bremerhaven sind zurzeit keine negativen Aus-
wirkungen zu erkennen.

Zu Frage drei: Die Fahrgastanlage Columbusbahn-
hof in Bremerhaven ist mit Mitteln aus dem EU-Ziel-
zwei-Programm, Förderung des Fremdenverkehrs,
modernisiert und zum Kreuzfahrtterminal Colum-
buskaje umgebaut worden. Die im Rahmen des ISPS-
Codes  erforderlichen  Maßnahmen  werden  dabei
ebenfalls  berücksichtigt.  Das  Kreuzfahrtterminal
Columbuskaje in Bremerhaven besitzt damit eine
hervorragende Wettbewerbsposition, die durch stei-
gende Passagierzahlen bestätigt wird. Die betrieb-
liche Umsetzung des ISPS-Codes obliegt allein der
Betreibergesellschaft Columbus Cruise Center Bre-
merhaven GmbH, CCCB, des Kreuzfahrtterminals
Columbuskaje in Bremerhaven.

Der Senat setzt sich im Rahmen der Koordinie-
rungsgespräche mit den anderen Küstenländern da-
für ein, dass die Umsetzung der neuen Bestimmun-
gen zur Gefahrenabwehr in den Häfen sowie die
Behandlung der daraus entstehenden Kosten nicht
nur in Deutschland, sondern auch europaweit ein-
heitlich gehandhabt wird, um Wettbewerbsverzer-
rungen zu vermeiden.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Meine Frage
bezieht sich auf die Antwort zu Frage Nummer eins.
Dort führten Sie hinsichtlich der Kostenstruktur oder
der Kosten, die in Bremerhaven erhoben werden,
aus, dass zum Beispiel im Hafen Lübeck keinerlei
Gebühren erhoben werden. Meine Frage zielt da-
rauf, auf welcher Kostenkalkulation die CCCB in
Bremerhaven ihre Gebühren ermittelt hat.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Die Kosten, die dafür anfal-
len! Das hat etwas mit einer gewissen technischen
Ausstattung und den Personalaufwendungen, die
anfallen, zu tun, wobei man hier davon ausgehen
kann, wenn sich das Passagieraufkommen erhöht,
dass möglicherweise Gebührensenkungen denkbar
sind.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Stimmen Sie mit
mir überein, dass es doch sehr komisch anmutet, dass
zum Beispiel die Kosten zwischen 2,50 Euro und 4,90
Euro betragen, wenn man davon auszugehen hat,
dass die Standards bei der ISPS-Überprüfung für alle
Häfen gleich sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!
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Staatsrat Dr. Färber: Nein, da stimme ich mit Ih-
nen nicht überein! Ich sagte eben, dass sich Kosten
aus einer gewissen Geräte- und sonstigen Ausstat-
tung und aus Personalkosten zusammensetzen und
das dann letztendlich durch die Anzahl der Passa-
giere zu teilen ist. Bei einem höheren Aufkommen
ergibt sich eine andere Kalkulationsbasis mit mögli-
cherweise niedrigeren oder höheren Kosten pro Pas-
sagier.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Liegen Ihnen Er-
kenntnisse vor, wie hoch die Gebühr im Hafen Ham-
burg für vergleichbare Abfertigungen ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Die Höhe der Gebühr liegt
uns vor, ich kann sie im Moment nur nicht nennen,
weil wir sie nicht einzeln aufgeführt haben, sondern
die Bandbreite von 2,50 Euro bis 4,90 Euro.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf den „Aus-
sichtsturm am Ende des CT IV“. Die Anfrage ist un-
terschrieben  von  den  Abgeordneten  Günthner,
Böhrnsen und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Oppermann!

Abg. Manfred Oppermann (SPD): Wir fragen den
Senat:

Erstens: Wann wurde der Senat darüber informiert,
dass am Ende des CT IV ein Aussichtsturm gebaut
werden soll?

Zweitens: Wie bewertet der Senat die öffentlichen
Äußerungen des Senators für Wirtschaft und Häfen,
einen Aussichtsturm bauen zu wollen?

Drittens: Welche Planungen und welche finanzi-
elle Unterlegung liegen diesen Äußerungen zugrun-
de?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Staatsrat Dr. Färber.

Staatsrat Dr. Färber: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Die Projektidee zum Bau eines
Aussichtsturms am Abschluss des CT IV wurde un-
ter dem Titel „Turmbau zu B.“ in den Bewerbungs-
band „Was Bremen will“ zur Kulturhauptstadt 2010
aufgenommen. Das Projekt ist in der Kurzfassung
im Kapitel 10.6.3 und in der Druckfassung unter 9.2
beschrieben. Der Senat beschloss am 25. Mai 2004,
die Kurzfassung als Anlage zu einer Mitteilung an

die Stadtbürgerschaft zur Kenntnis weiterzuleiten.
Die Druckfassung der Bewerbungsschrift wurde dem
Senat am 7. Juni 2004 zugestellt.

Zu  Frage  zwei:  Ein  architektonisch  markantes
Bauwerk würde an diesem herausgehobenen Stand-
ort, das heißt dem nördlichsten Punkt des Landes
Bremen, ein städtebauliches Signal setzen. Gerade
die Lage an der Schnittstelle zwischen dem von mo-
derner  Technik  geprägten  Containerterminal  und
der Naturlandschaft des Nationalparks Wattenmeer
könnte einen Aussichtspunkt zu einem attraktiven
Ausflugsziel und zu einer lehrreichen Informations-
stelle im Spannungsfeld zwischen Mensch und Um-
welt werden lassen. Der Aussichtsturm ist kein not-
wendiges Element des CT IV und damit auch nicht
Bestandteil der inzwischen durch den Planfeststel-
lungsbeschluss genehmigten Hafenbaumaßnahme.

Der Senat begrüßt die Aufnahme des Projekts in
die  Bewerbungsunterlagen  zur  Kulturhauptstadt
2010 und unterstützt die Fortführung der planeri-
schen Ausgestaltung für den Aussichtsturm. Das er-
fordert einen sensiblen Umgang mit der Architek-
tur, die höchsten Anforderungen genügen muss.

Zu Frage drei: Seitens des Senators für Kultur, des
Senators für Wirtschaft und Häfen und von bremen-
ports gibt es derzeit keine über den visualisierten
Konzeptentwurf  hinausgehenden  Planungen  und
keine Untersuchungen bezüglich Kosten und Finan-
zierungsmöglichkeiten für das Projekt.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage?

(Abg. Manfred O p p e r m a n n  [SPD]:
Ich nicht, vielen Dank!)

Eine Zusatzfrage durch den Kollegen Grotheer! –
Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Herr Staatsrat, gibt es ir-
gendwelche Informationen über die Anzahl der Ar-
beitsplätze, die mit solch einem Projekt eventuell
gefördert oder gesichert werden könnten, oder worin
soll der Nutzen für Bremen bestehen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Erkenntnisse über Arbeits-
platzzahlen, ich denke, das ist Ihnen deutlich, lie-
gen nicht vor. Der Nutzen des Ganzen wird darin
gesehen, dass man hier eine Aussicht gestaltet, das
halte ich für das primäre Interesse, auf die Hafen-
anlagen, die für mich eine hohe Attraktivität auf-
weisen, und eine Aussicht auf das daneben liegen-
de Wattenmeer und die Nordsee, was für mich auch
einen Reiz für Touristen darstellen kann, sich hier-
hin zu bewegen und zu schauen, was Bremerhaven
da zu bieten hat.
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Wir wissen alle, dass die Hafentätigkeit, gerade
der Containerumschlag, von hohem Interesse ist, die
Sicherheitsbestimmungen, aber eben auch die Ab-
wicklung und die Gefährdung, die dadurch entste-
hen, es nicht ermöglichen, möglichst dicht an diese
Anlagen heranzukommen. Dies wäre eine Chance,
das zu nutzen. Insofern ist das aus meiner Sicht eine
hervorragende Idee, bisher aber auch nicht mehr als
eine Idee.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Grotheer (SPD): Der Arbeitstitel „Turmbau
zu B.“ lässt ja eventuell gewisse Rückschlüsse auf
die Höhe des Bauwerks zu. Wie hoch soll das denn
werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Färber: Ich sagte Ihnen doch in der
Antwort,  dass  der  visualisierte  Entwurf  hierüber
noch keine Details liefert. Es ist Ihnen aber auch
gesagt worden, dass der Gedanke entstanden ist,
hier mit einer hohen architektonischen Qualität mög-
licherweise weiterzuplanen. Es gibt aber im Moment
keine weiteren Planungen.

(Abg. G r o t h e e r  [SPD]: Danke!)

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Gemeinsame
Bildungsplanung mit anderen Bundesländern“. Die
Anfrage ist unterschrieben von dem Abgeordneten
Wedler.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Wedler (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident!
Nach diesen Ausführungen zu den höheren Einsich-
ten nun wieder hinunter zu den niederen und pro-
fanen schulpolitischen Gegebenheiten! Ich frage den
Senat:

Erstens: Was hat den Senat bewogen, gemeinsam
mit  den  Bundesländern  Brandenburg,  Berlin  und
Mecklenburg-Vorpommern einheitliche Grundschul-
Rahmenlehrpläne für die Fächer Deutsch und Ma-
thematik zu vereinbaren?

Zweitens: Aus welchen Gründen nimmt das Land
Bremen  an  den  gemeinsamen  Rahmenlehrplänen
der Länder Brandenburg, Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern für die Fächer Sachkunde, Kunst, Mu-
sik und Sport nicht teil?

Drittens: Beabsichtigt der Senat, auch mit anderen
Bundesländern,  insbesondere  mit  Niedersachsen,
einheitliche  Rahmenlehrpläne  zu  erarbeiten,  und

wenn ja, warum sind diese Bemühungen bislang er-
folglos geblieben?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Bremen hat sich der Initiative aus
Brandenburg für die Fächer Mathematik und Deutsch
angeschlossen, um zeitnah und in Abstimmung mit
anderen Bundesländern die von Arbeitsgruppen der
KMK entwickelten Bildungsstandards für die vierte
Jahrgangsstufe umsetzen zu können.

Zu Frage zwei: Bremen hat für die Primarstufe ak-
tuelle  Lehrpläne,  sie  sind  2001  beziehungsweise
2002 in Kraft gesetzt worden. In den Fächern Sach-
kunde, Kunst, Musik und Sport bestand nicht die
Notwendigkeit einer Revision der aktuellen Lehr-
pläne.

Zu Frage drei: Eine weitere gemeinsame Entwick-
lung von Lehrplänen mit anderen Bundesländern ist
im Moment nicht geplant. Eine Kooperation in der
Lehrplanentwicklung mit Niedersachsen findet über
Kontakte auf der Arbeitsebene statt. Niedersachsen
und Bremen haben die Arbeit an neuen Lehrplänen
für die verschiedenen Schularten in der Sekundar-
stufe I gerade aufgenommen. Während der Erarbei-
tung ist ein Austausch von Arbeitsergebnissen mit
Niedersachsen abgesprochen, so dass ein vergleich-
bares Anforderungsniveau zwischen Niedersachsen
und Bremen auch über die neuen Bildungspläne als
gesichert gelten kann. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Halten Sie Ihre Bemühungen
zur Vereinheitlichung solcher Rahmenlehrpläne im
Schulbereich, nicht nur im Grundschulbereich, son-
dern auch in anderen Schulbereichen, für ausrei-
chend gerade auch im Hinblick auf unsere Zuord-
nung zu Niedersachsen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Lemke: Ich finde, dass wir in den letzten
Jahren hier einen großen Schritt nach vorn getan ha-
ben.

(Beifall bei der SPD)

Insofern denke ich, dass es richtig ist, sich gemein-
sam mit anderen Bundesländern abzustimmen, und
dass wir als kleinstes Bundesland nicht alles allein
bewerkstelligen können, finde ich richtig. Dass hier
2004 das Angebot von Brandenburg kam, wollen wir
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nicht  gemeinsam  auf  norddeutscher  Ebene  diese
Rahmenlehrpläne entwickeln, finde ich sehr weit-
sichtig, weil jetzt im Oktober 2004 die Standards für
die Primarstufe für Deutsch und Mathematik in der
KMK festgelegt und beschlossen werden. Wir sind
durch die gemeinsame Rahmenlehrplanarbeit so gut
vorangekommen, dass wir hier keine Schwierigkei-
ten haben. Ich finde es richtig.

Wenn andere da nicht mitmachen, das ist ja so
ein bisschen impliziert, dann muss man das natür-
lich die anderen fragen. Ich hätte es außerordent-
lich begrüßt, wenn Niedersachsen sich auch daran
beteiligt hätte, nur hat es sich nicht daran beteiligt.
Deshalb lege ich Wert darauf, dass auf Arbeitsebe-
ne sehr eng mit Niedersachsen kooperiert wird, und
meine Kolleginnen aus dem Amt bescheinigen mir,
dass das immer stärker und intensiver zwischen Bre-
men und Niedersachsen wird, was positiv für die
Schülerinnen und Schüler ist.

(Beifall bei der SPD)

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die vierte Anfrage trägt den Titel „Hamburger
Modell zur Wiedereingliederung von Langzeitar-
beitslosen“. Die Anfrage ist unterschrieben von den
Abgeordneten Peters, Karl Uwe Oppermann, Kas-
tendiek und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Peters!

Abg. Peters (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie bewertet der Senat die Erfolge des Hambur-
ger Modells zur Wiedereingliederung von Langzeit-
arbeitslosen, und welche Möglichkeiten sieht der Se-
nat, dieses Modell auf Bremen unter den Bedingun-
gen von Hartz IV zu übertragen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Die landeseigene Gesellschaft Hamburger Arbeit
GmbH, abgekürzt HAB, hat in 2002 für Sozialhilfe-
empfänger 600 Plätze auf der Ein-Euro-Basis ange-
boten.  Sozialhilfeempfänger  erhielten  ihre  Sozial-
hilfe und zusätzlich einen Euro pro Stunde in der Zeit-
spanne, in der sie bei der Hamburger Arbeit GmbH
auf eine Arbeitsaufnahme vorbereitet wurden.

Spätestens nach einer sechsmonatigen Vorberei-
tungsphase wechselten geeignete Sozialhilfeemp-
fänger in einen öffentlich geförderten sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitsvertrag nach Paragraph 19
BSHG. Der Arbeitsvertrag wurde in allen Fällen mit
der Hamburger Arbeit GmbH geschlossen, im Rah-

men von Arbeitnehmerüberlassung erfolgte der Ar-
beitseinsatz der Sozialhilfeempfänger dann bei ge-
meinnützigen Kooperationspartnern oder bei Koope-
rationsbetrieben.

In 2004 werden in Hamburg erstmals sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsverträge nicht mehr ge-
fördert. Im Hinblick auf Hartz IV erfolgt die Beschäf-
tigung ab dem 1. Juli 2004 ausschließlich über die
Ein-Euro-Variante.  Über  den  Erfolg  dieser  Pro-
grammausrichtung können noch keine Aussagen ge-
troffen werden.

Eine Übertragung des Hamburger Modells auf Bre-
men ist nicht möglich, da in Bremen bereits eine ent-
sprechende Neuausrichtung der Beschäftigungsför-
derung im Hinblick auf das SGB II vorgenommen
wurde. Arbeitsverträge nach Paragraph 19 Absatz 2
BSHG wurden zum 1. April 2004 im gemeinnützi-
gen Sektor eingestellt. Mit dem Ersatz durch Prämi-
enbeschäftigung wurde in Bremen eine ähnliche Ent-
wicklung wie in Hamburg bereits vollzogen. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Peters (CDU): Soll dieses Prämienmodell in
Zukunft  hier  in  Bremen  dazu  dienen,  dass  diese
Menschen den ersten Arbeitsmarkt erreichen kön-
nen, oder sollen sie nur für eine gewisse Zeit in Be-
schäftigung sein?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Röpke: Wir haben uns in der Deputa-
tion im Juni sehr ausführlich mit unserem Prämien-
modell beschäftigt und haben da auch gemeinsam
beschlossen, dass eine Qualifizierungsvariante Teil
dieses Prämienangebots sein soll. Selbstverständlich
ist die Orientierung auf eine Perspektive im ersten
Arbeitsmarkt gerichtet.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die fünfte Anfrage trägt die Überschrift „Zur be-
ruflichen Zukunft von Ärztinnen und Ärzten im
Praktikum, AiP, im Lande Bremen nach Inkrafttre-
ten der Gesetzesänderung zum 1. Oktober 2004, Ab-
schaffung der Ausbildungsphase von Ärztinnen und
Ärzten im Praktikum, AiP“. Die Anfrage ist unter-
schrieben  von  den  Abgeordneten  Frau  Hoch,  Dr.
Güldner, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fra-
gen den Senat:

Erstens: Wie viele Ärztinnen und Ärzte im Prakti-
kum gibt es zurzeit in Bremen und Bremerhaven,
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deren Beschäftigungsverhältnisse von der Gesetzes-
änderung betroffen sein werden?

Zweitens: Welche Lösungswege werden vom Se-
nat für die vertragliche Umwandlung dieser solcher-
maßen betroffenen Beschäftigungsverhältnisse von
Ärztinnen und Ärzten im Praktikum in Bremen und
Bremerhaven zum 1. Oktober 2004 beschritten?

Drittens: Wie viele Verträge werden gemäß der
beschlossenen Gesetzesänderung zur Abschaffung
der Ausbildungsphase Ärztin/Arzt im Praktikum in
Stellen für Assistenzärztinnen und -ärzte oder ande-
re Stellen umgewandelt?

Präsident  Weber:  Zur  Beantwortung  erhält  das
Wort Frau Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage eins: In der Stadtgemeinde Bremen sind
derzeit 60 Ärztinnen und 34 Ärzte im Praktikum be-
schäftigt. In der Seestadt Bremerhaven sind derzeit
acht Ärztinnen und vier Ärzte im Praktikum beschäf-
tigt.

Zu den Fragen zwei und drei: Für die vertragli-
che Umwandlung der durch die Abschaffung der AiP-
Phase betroffenen Beschäftigungsverhältnisse von
Ärztinnen und Ärzten im Praktikum in Bremen und
in Bremerhaven sind die jeweiligen Krankenhäuser
zuständig. Laut Angaben der Krankenhäuser ist in
nahezu allen Fällen in Bremen und Bremerhaven die
Umwandlung in Assistenzärztinnen- und Assistenz-
arztstellen vorgesehen. Die umgewandelten Verträ-
ge sind befristet bis zur Facharztanerkennung be-
ziehungsweise für die ursprüngliche Dauer der AiP-
Phase. In einigen Fällen werden die AiP-Stellen in
Teilzeitstellen für Assistenzärztinnen und Assistenz-
ärzte umgewandelt.

Vollständige Angaben zur Stellenspezifität liegen
dem Senat nicht vor. Überwiegend betroffen sind
die Disziplinen Innere Medizin, Chirurgie, Anästhe-
sie und Kinderheilkunde. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident  Weber:  Haben  Sie  eine  Zusatzfrage,
Frau Kollegin?

(Abg. Frau H o c h  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein danke!)

Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die sechste Anfrage, die sich mit Ladenöffnungs-
zeiten befasste, wurde inzwischen von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen zurückgezogen.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf die Auswei-
sung des Wasserschutzgebietes in Vegesack. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten

Frau Dr. Mathes, Frau Linnert und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Gründe haben dazu geführt, dass
die seit Jahren geplante und für das erste Halbjahr
2004  zugesagte  Entscheidung  über  das  Wasser-
schutzgebiet in Vegesack bis heute nicht gefallen
ist?

Zweitens: Wann beabsichtigt der Senat, das Was-
serschutzgebiet nach Paragraph 47 Bremisches Was-
sergesetz auszuweisen?

Präsident Weber: Zur Beantwortung erhält das
Wort Herr Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu eins: Der Koalitionsvertrag für die 16. Legisla-
turperiode sieht ausdrücklich vor, auf die Auswei-
sung einer Wasserschutzzone zu verzichten. Unab-
hängig davon kommt eine sich seit Mai dieses Jah-
res abzeichnende Einschätzung des „Geologischen
Dienstes für Bremen“ unter Bestätigung des hierzu
im Juli vorgelegten Gutachtens unter anderem zu
dem Ergebnis, dass die beantragte Dimensionierung
des Wasserschutzgebietes Vegesack in hydrogeolo-
gischer Hinsicht überprüfungsbedürftig ist und ins-
besondere Wasserentnahmen außerhalb des bean-
tragten Schutzgebietes in die räumliche Dimensio-
nierung  einzubeziehen  sind.  Hierbei  spielt  unter
anderem das beabsichtigte wasserrechtliche Bewil-
ligungsverfahren für die Trinkwasserversorgung in
Blumenthal eine Rolle.

Zu zwei: Eine Entscheidung über die Notwendig-
keit einer Schutzgebietsausweisung wird erst dann
erfolgen können, wenn die hydrogeologischen Grund-
lagen geklärt sind. Die Aufnahme dieser Daten wird
voraussichtlich drei Jahre dauern.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Da haben Sie ja Glück gehabt!)

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

 Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Senator, würden Sie mir zustimmen, dass auf-
grund der Wasserrahmenrichtlinie die Wasserschutz-
gebietsausweisung, wie sie auch von der swb AG
beantragt ist, erforderlich ist, weil es in der Wasser-
rahmenrichtlinie heißt, dass für eine ortsnahe Trink-
wasserversorgung Sorge zu tragen ist?
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Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Ich stimme Ihnen zu, dass es
durch die Europäische Wasserrahmenrichtlinie, die
entsprechend in Bundes- und Ländergesetz umge-
setzt worden ist, eine Priorität auf der wohnortna-
hen Trinkwasserversorgung gibt. Das hat auch Aus-
wirkungen auf den Vorgang in Bremen-Nord. Ich
stimme Ihnen ausdrücklich nicht zu, dass dies auto-
matisch zur Folge hat, dass der Antrag, wie er ge-
stellt wurde, auch genehmigt werden muss.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr Senator, Sie werden mir aber doch zustimmen,
dass im Prinzip aufgrund dieser europarechtlichen
Grundlage eigentlich eine Koalition nicht entschei-
den kann, dass man es nicht macht!

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Nein, das haben wir auch nicht!
Das habe ich Ihnen gerade in der Antwort vorgele-
sen. Wir haben uns sehr ernsthaft mit diesem An-
trag auseinander gesetzt, sowohl unter Berücksich-
tigung der Europäischen Wasserrichtlinie als auch
dessen, was der Gesetzgeber mit der Umsetzung hier
im November beschlossen hat. Wir haben unter die-
ser Prämisse noch einmal den Antrag geprüft. Wir
haben dann dort, worauf auch hingewiesen ist, ein
Gutachten zu diesem Thema machen lassen, und
das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass man
aufgrund des vorliegenden Antrags weitere Unter-
suchungen braucht. Das hängt zum einen damit zu-
sammen, dass es durchaus parallele Notwendigkei-
ten gibt mit der Trinkwasserversorgung in Blumen-
thal, das hängt zum anderen damit zusammen, dass
wir diverse Firmen haben, die aus dem Grundwas-
ser entnehmen. Das hat Auswirkungen auf diesen
entsprechenden Antrag.

Zum Dritten ist im Rahmen dieser Untersuchung
festgestellt worden, dass die Messstationen in hy-
drogeologischer Hinsicht in Bremen-Nord unzurei-
chend sind und dass sie ausgeweitet werden müs-
sen,  dass  man  also  nicht  genau  weiß,  wenn  eine
Schutzgebietsausweisung notwendig ist, wo diese
Grenzen des Schutzgebietes auch genau verlaufen
müssten. Deshalb hat uns der Gutachter empfohlen,
die Daten dringend auf einen vernünftigen aktuel-
len Stand zu bringen, dass man den Antrag auch
entsprechend beurteilen kann, und da es sich um
hydrogeologische Untersuchungen handelt, die, wie
man mir berichtet hat, sehr kompliziert sind, dauert
das seine Zeit.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Der Antrag der swb AG ist bereits 1996 gestellt wor-

den. Das heißt, man ist jetzt in acht Jahren nicht in
der Lage gewesen, die fachlichen Grundlagen zu
erarbeiten, die es ermöglichen, diesen Antrag zu
bescheiden. Wie können Sie sich das eigentlich er-
klären? Ich meine, das ist alles richtig, was Sie jetzt
sagen, das ist auch logisch, aber warum kommt man
plötzlich darauf und nicht 2000, 2001 oder ein bis-
schen früher und hätte das dann entsprechend be-
arbeitet?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Das kann ich von dieser Stelle
jetzt nicht endgültig beurteilen. Ich habe dieses The-
ma vorgefunden. Wir haben dann hier gemeinsam
die  Europäische  Wasserrichtlinie  umgesetzt,  die
zwingend in entsprechendes Landesrecht umgesetzt
werden musste. Wir haben dieses Thema mit dem
Wasserschutzgebiet und der Notwendigkeit gese-
hen und haben uns dann sofort an die Bearbeitung
gemacht. Diese lief dann von Februar bis Mai/Juni.
Im Juli haben wir das Gutachten bekommen, und
ich stelle zumindest von meiner Seite da keinen Zeit-
verzug fest, Frau Dr. Mathes. Ich finde, wir haben
das sehr zügig bearbeitet. Dass das jetzt so lange
dauert mit den Grundlagen, ist nun einmal so, aber
ich glaube, Sie können nicht von mir erwarten, dass
ich jetzt selbst in die Erde hineingehe – ich komme
da auch mit meinem Gewicht so schlecht hinein –
und die Proben selbst ziehe, das wird nicht funktio-
nieren.

(Heiterkeit – Abg. Frau L i n n e r t  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Da würden Sie so toll
im  „Weser-Kurier“  stehen!  –  Abg.  Frau
K r u s c h e  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das

gäbe ein gutes Foto!)

Das sollten wir doch lieber den Fachleuten überlas-
sen. Wenn wir die Grundlagen haben, dann können
wir das endgültig beurteilen.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Eine letzte! Wie hoch schätzen Sie denn die Wahr-
scheinlichkeit,  dass  die  swb  AG  gegebenenfalls
gegen Bremen klagt, weil sie einen Rechtsanspruch
auf Entscheidung hat?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Das kann ich nicht beurteilen,
die swb AG ist im Moment in einigen Punkten schwer
einzuschätzen. Ich glaube allerdings, sie hat auch
ein hohes Interesse daran, dass ihr Antrag vernünf-
tig abgearbeitet wird und dass sie dann auch eine
vernünftige rechtliche Grundlage hat. Deshalb gehe
ich davon aus, dass sie auch ein Interesse daran hat,
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dass die hydrogeologischen Daten zunächst einmal
alle gesammelt werden und dann ihr Antrag auch
entsprechend vernünftig beschieden wird.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Ange-
strebte Strukturmaßnahmen bei der Polizei“. Die
Antwort ist unterschrieben von dem Abgeordneten
Wedler, FDP.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Wedler (FDP): Ich frage den Senat:

Erstens: Welche Kosten entstehen dem Senator für
Inneres und Sport für die angestrebten Strukturmaß-
nahmen bei der Polizei?

Zweitens: Sind die Kosten für die Reform im Haus-
halt eingeworben worden, oder müssen sie durch
Einsparungen, etwa im Personalhaushalt der Poli-
zei, erwirtschaftet werden?

Drittens: Stehen für die angestrebte Zentralisie-
rung des Einsatzdienstes ausreichend Immobilien
und für die technische Ausrüstung entsprechende
Gelder zur Verfügung, und welche Maßnahmen wer-
den zur Sicherung der nachts geschlossenen Poli-
zeireviere getroffen, und welche Kosten entstehen
für diesen Objektschutz?

Präsident  Weber:  Zur  Beantwortung  erhält  das
Wort Herr Senator Röwekamp.

Senator Röwekamp: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen, meine Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:

Nach den Grundsatzentscheidungen zur künfti-
gen Revierstruktur und zum Einsatz der Kräfte der
Bereitschaftspolizei in der Region werden zurzeit die
Kosten erhoben, die für Gebäudesicherheit, Umbau
und Umzug sowie Ausrüstung anfallen werden. Die-
sen Kosten müssen die Effekte der Neustrukturie-
rung gegenübergestellt und eine Wirtschaftlichkeits-
berechnung als Grundlage eines Finanzierungskon-
zepts erarbeitet werden. Für die Zentralisierung des
Einsatzdienstes stehen ausreichend Immobilien zur
Verfügung. Das für die Zentralisierung des Einsatz-
dienstes erforderliche technische Gerät ist vorhan-
den.

Die Sicherung der nicht ständig besetzten Poli-
zeireviere wird zukünftig, soweit noch nicht vorhan-
den, auf der Grundlage der vom Bundeskriminal-
amt erstellten Richtlinien erfolgen. Hierzu gehören
unter anderem Einbruch hemmende Türen und Fen-
ster, Einbruchmeldeanlagen und besondere Schutz-
vorrichtungen für die polizeispezifische Ausstattung.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident  Weber:  Haben  Sie  eine  Zusatzfrage,
Herr Kollege? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Zum 1. Oktober werden, wenn
ich das richtig weiß, Reviere nachts geschlossen.
Reicht die Personalplanung des Senators für Inne-
res aus, um diese Reviere in der Stadt Bremen, und
darum geht es ja in diesem Beschluss, im Tagesbe-
trieb bis zum Ende der Legislaturperiode und darü-
ber hinaus aufrechtzuerhalten, ohne dass weitere Re-
viere nachts oder ganz geschlossen werden müssen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Röwekamp: Die Deputation für Inneres
hat das Standortkonzept, das von Polizeifachleuten
erarbeitet worden ist, einstimmig beschlossen. Die-
ses sieht den Erhalt aller 18 Standorte für Polizeire-
viere in Bremen vor und für bestimmte Standorte
die Nachtschließungen. Ob und inwieweit dort Ver-
änderungen möglich sind, müssen wir im Echtbe-
trieb klären, also ob und wann wir welche Reviere
nachts zum Beispiel noch zusätzlich verstärken, wer-
den wir sehen. Es ist eine sehr groß angelegte Maß-
nahme.  Die  Reviere,  die  jetzt  zunächst  von  der
Nachtschließung betroffen sein sollen, stehen fest.
Wir werden aber sehr genau darauf achten, dass die
Sicherheit der Bürger durch etwaige Nachtschlie-
ßungen nicht gefährdet ist.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Können Sie, Herr Senator, ver-
sichern, dass in dieser Legislaturperiode keine wei-
teren Schließungen oder Einschränkungen der Öff-
nungszeiten von Polizeirevieren beabsichtigt sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Röwekamp: Es gibt keine Schließungen
von Polizeirevieren in dieser Legislaturperiode. Da-
rauf hat sich die Koalition bereits im Koalitionsver-
trag festgelegt, und deswegen kann ich mich auch
festlegen, es wird in dieser Legislaturperiode keine
Schließung von Polizeirevieren geben.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Wedler (FDP): Welche zusätzlichen Kosten
und  in  welcher  Höhe  entstehen  durch  die  Bewa-
chung der Reviere nachts?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Röwekamp: Wir gehen davon aus, dass
Kosten allenfalls mit der baulichen Aufrüstung vor-
handener  Polizeireviere  entstehen  werden.  Diese
Kosten wären ohnehin erforderlich und die Aufrüs-
tung ist in den letzten Jahren auch schon bei eini-
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gen Polizeirevieren eingeleitet worden, um die Po-
lizeireviere entsprechend der Richtlinie des Bundes-
kriminalamtes auszustatten. Im Übrigen gehe ich da-
von aus, dass die Polizei in der Lage ist, ihre Polizei-
reviere zu bewachen.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die neunte Anfrage befasst sich mit dem Thema
„Mobilfunksendeanlagen“. Die Anfrage trägt die
Unterschriften der Abgeordneten Frau Dr. Mathes,
Frau Hoch, Frau Linnert und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Wir fragen den Senat:

Erstens: Warum wurde die zur Information der
Öffentlichkeit über Mobilfunksendeanlagen einge-
richtete Internetseite seit April 2003 nicht mehr ak-
tualisiert?

Zweitens: Warum gibt es keine entsprechende
aktuelle Internetpräsentation zu den Standorten der
Mobilfunksendeanlagen in Bremerhaven?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten  Damen  und  Herren!  Für  den  Senat  beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu eins: Obwohl Mobilfunkanlagen unter zehn
Metern Höhe in Bremen keine Baugenehmigung er-
fordern, wurde in Bremen ein umfangreiches frei-
williges  Standortabstimmungsverfahren  durchge-
führt, um dem Vorsorgegedanken Rechnung zu tra-
gen.  Die  im  Rahmen  einer  derartigen,  gesetzlich
nicht erforderlichen Aufgabe nur begrenzt zur Ver-
fügung stehenden Personalkapazitäten wurden vor-
dringlich für den Bereich der Standortabstimmung
mit den Betreibern und Beiräten eingesetzt, um ein
optimiertes Standortkonzept zu realisieren. Bei der
öffentlichen  Kommunikation  wurde  der  Schwer-
punkt auf die direkte Bürgerinformation, insbeson-
dere über öffentliche Beiratssitzungen, gelegt. Da-
bei wurde versucht, stets aktuelle Informationen auf
örtlicher Ebene zur Verfügung zu stellen und zu er-
läutern.

Zudem können aktuelle Informationen über schon
im Betrieb befindliche Standorte über die Internet-
seite der Regulierungsbehörde für Telekommunika-
tion und Post eingesehen werden. Eine erneute Ak-
tualisierung des Bremer Internetauftritts, einschließ-
lich Suchstandorte, ist für den Oktober dieses Jah-
res vorgesehen.

Zu  zwei: Aufgrund der für eine vorsorgeoptimierte
konfliktfreie Mobilfunkanlagenaufstellung günstige-

ren Nutzungs- und Baustruktur Bremerhavens war
die Anzahl der Bürgeranfragen geringer als in Bre-
men-Stadt. Daher wurde ein zentrales Informations-
angebot nicht eingerichtet. Bürgeranfragen an den
Magistrat werden auf die Information der Regulie-
rungsbehörde  im  Internet  verwiesen  und  auf  die
Möglichkeit, in die Unterlagen bei der Gewerbeauf-
sicht des Landes Bremen Einblick zu nehmen und
dort alle relevanten Daten nach Maßgabe des Um-
weltinformationsgesetzes zu erfragen. Darüber hin-
aus besteht ein Beratungsangebot durch das Ge-
sundheitsamt  Bremerhaven,  wobei  die  Standorte
und individuelle Aufenthaltsbereiche in die Bera-
tung mit einbezogen werden.

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

 Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Ich nehme jetzt erst einmal mit: Weil in Bremerha-
ven die Bürgeranfragen nicht so häufig waren, nimmt
man  Abstand  von  dem,  was  man  versprochen
hat, nämlich möglichst Transparenz und Öffentlich-
keit herzustellen und eine offene Darlegung dessen,
wo sich Standorte befinden. Würden Sie das wirk-
lich  so  in  dem  Sinne  mittragen,  oder  meinen  Sie
nicht, dass das Versprechen nach Transparenz und
Öffentlichkeitsbeteiligung eine Bringschuld des Se-
nats ist und nicht in Abhängigkeit von Bürgeranfra-
gen zu realisieren ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Eckhoff: Ich habe das so verstanden, dass
die Baustruktur in Bremerhaven günstiger ist, dass
man mehr freie Flächen hat, dass die Wohnbebau-
ung nicht so eng ist wie in der Stadt und dass man
dadurch oder entlang von Ein -und Ausfallstraßen
et cetera bessere Standorte hat. Deshalb ist die Dis-
kussion, die von Besorgnis getragen ist, in erster Li-
nie bei vielen Anwohnern, nicht so aufgeflammt, wie
sie in Bremen diskutiert wurde. Vor diesem Hinter-
grund hat man dann auf die Internetseite verzichtet
und hat den Bürgern andere Möglichkeiten der di-
rekten Abfrage ermöglicht, und das ist offensicht-
lich nicht so genutzt worden. Also, kurz gefasst: Of-
fensichtlich ist dieses Thema in Bremerhaven nicht
ganz so intensiv diskutiert worden wie in der Stadt
Bremen.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „Aus-
bildungsbereitschaft  bremischer  Gesellschaften
stärken“. Die Anfrage ist unterzeichnet von den Ab-
geordneten Frau Schwarz, Frau Ziegert, Böhrnsen
und Fraktion der SPD.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!
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Abg. Frau Schwarz (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Tatsache, dass
im Land Bremen bei durchschnittlich guter Ausbil-
dungsquote in Verwaltung und Gesellschaften, an de-
nen die öffentliche Hand Anteilsbesitz hält, einige Ge-
sellschaften trotz nennenswerter Beschäftigtenzahlen,
beispielsweise  die  Bremer  Investitions-Gesellschaft,
BIG, nicht oder nur minimal ausbilden?

Zweitens: Was beabsichtigt der Senat zu unter-
nehmen, damit die Ausbildungsquote aller dieser Ge-
sellschaften zum kommenden Ausbildungsjahr min-
destens sechs Prozent erreicht?

Drittens: Welche Schritte hält der Senat für sinn-
voll, um alle Gesellschaften, an denen die öffentliche
Hand Anteilsbesitz hält, zu befähigen und zu moti-
vieren, mehr eigene Ausbildungsplätze zur Verfü-
gung zu stellen und sich, soweit nicht alle Ausbil-
dungsinhalte selbst vermittelt werden können, an
Ausbildungsverbünden zu beteiligen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Senator Dr. Nußbaum.

Senator Dr. Nußbaum: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage eins: Der Senat ist der Auffassung, dass
der öffentlichen Hand eine Vorbildfunktion auf dem
Ausbildungsmarkt  zukommt.  Vor  diesem  Hinter-
grund erwartet der Senat von den bremischen Be-
teiligungsgesellschaften eine Erhöhung der Ausbil-
dungsanstrengungen und -kapazitäten.

Die in der Fragestellung genannte Bremer Inves-
titions-Gesellschaft mbH, BIG, hat für die BIG-Grup-
pe gegenüber dem Ausbildungsjahr 2003 vier zusätz-
liche  Ausbildungsplätze,  IT-Kaufmann/frau,  Kauf-
mann/frau zur Grundstücks- und Wohnungswirt-
schaft, Kaufmann/frau zur Bürokommunikation, zwei
Stellen, geschaffen und stellt nunmehr fünf Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung.

Der Senat geht davon aus, dass die bremischen
Beteiligungsgesellschaften  die  Ausbildung  junger
Menschen als eine wichtige Aufgabe ansehen. Der
Senat hat die Gesellschaften aufgefordert, auch in
diesem Jahr noch zusätzliche Ausbildungsplätze be-
reitzustellen.

Zu Frage zwei: Der Senator für Finanzen hat im
März 2004 alle Gesellschaften mit Mehrheitsbetei-
ligung aufgefordert, entsprechend der Ausbildungs-
quote der bremischen Verwaltung auszubilden. Dar-
aufhin sind kurzfristig 48 zusätzliche Ausbildungs-
plätze  bereitgestellt  worden.  Für  das  kommende
Ausbildungsjahr wird der Senat durch die Aufsichts-
gremien darauf hinwirken, dass die bremischen Be-
teiligungsgesellschaften ihre Ausbildungsanstren-
gungen  erhöhen  und  weitere  zusätzliche  Ausbil-
dungsplätze zur Verfügung stellen.

Zu Frage drei: Der Senat hält neben der Befas-
sung in Gremien, zum Beispiel Aufsichtsräten, und
der Festlegung in Kontrakten die direkte Anspra-
che der Geschäftsführungen und Personalverant-
wortlichen in den Gesellschaften für geeignet, mehr
eigene  Ausbildungsplätze  bereitzustellen.  Hierzu
gehört auch die vertiefte Information über Ausbil-
dungsmöglichkeiten und über die Nutzung vorhan-
dener Kapazitäten für die Schaffung von Ausbil-
dungsverbünden sowie deren Unterstützung mit Rat
und Tat. Der Senat wird durch eine ausdrückliche
Verpflichtung  der  Gesellschaften  deren  Ausbil-
dungsbereitschaft konsequent einfordern.

Präsident  Weber:  Haben  Sie  eine  Zusatzfrage,
Frau Kollegin?

(Abg. Frau S c h w a r z  [SPD]: Nein, aber
ich freue mich über die Antwort und be-
danke mich sehr herzlich für den Einsatz
und noch mehr für den Erfolg! – Beifall bei

der SPD)

Eine  Zusatzfrage  durch  die  Abgeordnete  Frau
Schön! – Bitte sehr!

 Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Ich
habe noch eine Frage. Was heißt das jetzt im Ergeb-
nis? Sie haben gesagt, zusätzlich 48 Stellen bezie-
hungsweise auch ein paar Stellen mehr bei der BIG,
was heißt denn das jetzt prozentual für die Gesell-
schaften im Lande Bremen? Haben sie jetzt die Aus-
bildungsquote der öffentlichen Verwaltung, oder ha-
ben sie das nicht, beziehungsweise welche Gesell-
schaften sind es, die auf diese Ausbildungsquote zu
diesem jetzt beginnenden Ausbildungsjahr im Sep-
tember 2004 noch nicht kommen werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Insgesamt wird die Aus-
bildungsquote von über sechs Prozent erreicht. Ich
kann Ihnen jetzt nicht im Detail sagen, diese Auf-
schlüsselung habe ich nicht dabei, welche einzelne
Gesellschaft diese Quote noch nicht erreicht hat.

Präsident Weber: Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen): Kön-
nen Sie das nachreichen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Nußbaum: Das kann ich Ihnen gern
nachliefern.

Präsident  Weber:  Weitere  Zusatzfragen  liegen
nicht vor.

Damit ist Punkt eins der Tagesordnung erledigt.
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Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, kann ich Ihnen mitteilen, dass interfraktionell,
so ist es mir mitgeteilt worden, vereinbart wurde,
dass der Tagesordnungspunkt außerhalb der Tages-
ordnung, Gesetz zur Änderung des Bremischen Be-
soldungsgesetzes, Dringlichkeitsantrag der Fraktio-
nen der CDU, der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
unmittelbar vor der Mittagspause behandelt werden
soll, des Weiteren, dass der Tagesordnungspunkt 16,
Zukunft des Wohnens, Große Anfrage der Fraktio-
nen der SPD und der CDU vom 9. Juni 2004, unmit-
telbar nach der Mittagspause um 14.30 Uhr behan-
delt werden soll.

Freie Fahrt für das Taxigewerbe im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 25. Mai 2004

(Drucksache 16/258)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 20. Juli 2004

(Drucksache 16/363)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Eckhoff.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen. Ich gehe davon aus, dass Senator Eckhoff
darauf verzichten wird, so dass wir gleich in die Aus-
sprache eintreten können.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Focke.

Abg. Focke (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Senat hat die
Antwort auf die Große Anfrage „Freie Fahrt für das
Taxigewerbe“ mit einer Vorbemerkung begonnen,
und da möchte ich doch einmal den ersten Satz zi-
tieren: „Ein funktionsfähiges und die verschiedenen
Verkehrsträger einbeziehendes Gesamtverkehrssys-
tem ist unabdingbare Voraussetzung für eine pros-
perierende Großstadt.“ Das ist ein wichtiger Satz,
insbesondere auch deswegen, weil wir uns bemü-
hen, mit mehr Tourismus mehr Leute in die Stadt zu
bekommen, und da ist eben auch das Verkehrsmit-
tel Taxi ein ganz wichtiges Verkehrsmittel. Deswe-
gen lohnt es sich, in unregelmäßigen Abständen ein-
mal über das Taxigewerbe und auch darüber zu spre-
chen, wie es ihm so geht in Bremen und wie die Vor-
aussetzungen sind in Bremen für das Taxen- und Miet-
wagengewerbe.

Insgesamt kann man feststellen, dass die Zusam-
menarbeit zwischen dem Senat und den Fachver-
bänden gut ist. Sie treffen sich regelmäßig und tau-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

schen sich aus über Probleme und Standortfragen.
In der Innenstadt hat in den letzten Jahren eine gan-
ze Menge stattgefunden. Da sind viele Standplätze
weggefallen, es sind aber auch wieder neue dazu-
gekommen, und das ist im Einvernehmen gut gere-
gelt worden. Das ist so ein Beispiel, bei dem man
sagen kann, dass es eine gute Zusammenarbeit gibt.

Finanziell geht es den Taxifahrern und Taxiunter-
nehmern nicht mehr so gut wie in den letzten Jah-
ren. Das kommt insbesondere dadurch, dass wir in
allen Bereichen merkbar die Konjunkturflaute ha-
ben, aber sie haben auch zusätzliche Belastungen
bekommen durch die Mineralölsteuererhöhung, durch
die Ökosteuer, und durch die Gesundheitsreform sind
erhebliche Einnahmequellen weggefallen, so dass
es sich doch lohnt, einmal darüber nachzudenken,
ob es nicht Möglichkeiten gibt, wie man die Dinge
eventuell kompensieren kann.

Dazu haben wir auch in Frage zwei der Großen
Anfrage gefragt, „wie und in welchem Umfang wur-
de die beabsichtigte Einbeziehung von Taxen in das
Nahverkehrsangebot  Bremen  und  Bremerhaven
zwischenzeitlich umgesetzt,“ denn wir haben auch
in unserem ÖPNV-Bereich erhebliche Kostenproble-
me. Im ÖPNV-Bereich gibt es sehr viele Linien und
Strecken, die nur mit sehr wenig Ertrag gefahren
werden, wo erhebliche Zuschüsse geleistet werden,
so dass man sich überlegen muss, ob nicht die Ta-
xen dort eine Ersatzrolle spielen könnten. Das ist hier
beantwortet worden, denn von 60 Linien sind mitt-
lerweile vier Linien auf Taxenverkehr umgestellt wor-
den, die auch regelmäßig wie im ÖPNV-Linienver-
kehr fahren.

Das, finden wir, ist eine sehr gute Möglichkeit.
Allerdings glauben wir, dass das noch erheblich aus-
baufähig ist, denn wir wissen aus den anderen Dis-
kussionen  zum  ÖPNV-Bereich,  dass  es  dort  viele
Linien und Verkehre gibt, die in keiner Weise kos-
tendeckend fahren und auch kaum genutzt werden,
aber aufrecht erhalten werden müssen aufgrund der
Verpflichtung, dass man auch wenige Leute trans-
portieren muss und sie eine Möglichkeit haben müs-
sen, Anschluss zu bekommen, so dass ich glaube,
dass man da auch noch mehr machen kann.

Ein weiterer wichtiger Punkt, für uns zumindest,
ist die steuerliche Behandlung, zu der wir nachge-
fragt haben, ob es Überlegungen gibt, eine Gleich-
stellung zwischen dem ÖPNV und dem Taxenver-
kehr vorzunehmen. Nun ist diese Frage sehr schön
und lang beantwortet worden, aber der Kern dieser
Frage ist leider nicht angenommen worden. Wir ha-
ben gefragt: „Wie bewertet der Senat die Überle-
gungen, das Taxengewerbe hinsichtlich der Besteue-
rung von Verkehrsmitteln des öffentlichen Nahver-
kehrs gleichzustellen?“ Leider hat der Senat dann
eine lange Aufreihung gemacht zu den Paragraphen
und der Berechtigung, aber dann kommt zum Schluss
der Hinweis: „Eine aktuelle Initiative zur Änderung
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des Mineralölsteuergesetzes zugunsten des Taxen-
gewerbes ist hier nicht bekannt.“

 Das ist natürlich nicht nachgefragt gewesen. Ich
wollte eigentlich wissen, wie der Senat diese Über-
legungen bewertet, dass es auch für das Taxenge-
werbe wie für den ÖPNV Möglichkeiten geben muss,
von der Ökosteuer teilweise freigestellt zu werden.
Das ist nicht beantwortet. Vielleicht wird der Sena-
tor – er ist ja gar nicht da! –

(Heiterkeit)

darauf eingehen. Wenn nicht, dann werde ich ihn
gleich noch einmal von der anderen Seite aus fra-
gen.

(Heiterkeit)

Ja, so ist das manchmal!

Dann ist ein zweiter Punkt außer der Zusammen-
arbeit und den Möglichkeiten zur Verbesserung wie
in fast allen anderen Berufszweigen auch Schwarz-
arbeit und illegale Beschäftigung, und danach ha-
ben wir auch in zwei Fragen gefragt. Wenn man sich
die Antwort zu Frage fünf ansieht, dann ist das ei-
gentlich eine ziemlich unbefriedigende Regelung,
denn das ist alles auf den Bund und auf den Zoll
übertragen worden, und man hat hier selbst kaum
Möglichkeiten einzugreifen, obwohl es Initiativen
anderer Bundesländer gegeben hat, die auch im Bun-
desrat Vorschläge eingebracht haben, wie zum Bei-
spiel Niedersachsen, und der Senat hat das ja auch
im Bundesrat unterstützt.

Trotzdem haben Kontrollen stattgefunden, und das
ist eine, finde ich jedenfalls, nicht so übermäßig er-
freuliche Angelegenheit, denn wenn bei der letzten
Prüfung,  die  hier  stattgefunden  hat,  insgesamt
im Bundesgebiet 5400 Taxenbetriebe überprüft wor-
den sind und es dabei auch über 8000 Fahrerbefra-
gungen gegeben hat, so wurden im Land Bremen
135 Betriebe geprüft und 273 Personen befragt, und
dabei wurden immerhin Unregelmäßigkeiten in 97
Betrieben, das sind über 70 Prozent, und bei den
Personen 142, über 50 Prozent, festgestellt. Es läuft
eine Reihe von Verfahren, man kann noch nicht ganz
genau sagen, in welcher Form sich diese Unregel-
mäßigkeiten abgespielt haben, weil die Verfahren
noch laufen, aber das ist natürlich eine erhebliche
Größe. Deswegen finde ich, dass es unbedingt mög-
lich  sein  muss  wie  in  anderen  Bereichen,  der
Schwarzarbeit auch diesem Bereich den Kampf an-
zusagen!

Die letzte Frage beschäftigte sich mit einem Per-
sonenbeförderungsschein, um auch festzustellen, ob
derjenige, der in dem Taxi sitzt, auch tatsächlich ei-
nen Taxenführerschein hat. Das dient erstens zur
Sicherheit der Personen, die mit diesem Taxi beför-
dert werden wollen, auf der anderen Seite aber auch,

was die Schwarzarbeit oder illegale Beschäftigung
betrifft, einer Kontrollmöglichkeit.

(Abg. G r o t h e e r  [SPD]: Jetzt können
Sie den Senator fragen, er ist wieder da!)

Der Senator hat das natürlich eben nicht mitbe-
kommen, es sei denn, er hat am Lautsprecher ge-
sessen, was ich ihn fragen wollte. Wenn er darauf
nicht eingeht, ich habe das angekündigt, dann wer-
de ich ihn nachher noch einmal danach fragen, weil
ich jetzt keine Lust habe, das noch einmal zu wie-
derholen.

In dieser Frage aber, was den Personenbeförde-
rungsschein betrifft, haben die Fachverbände in Bre-
men, kann man sagen, fast eine Ersatzlösung ge-
funden, indem sie in den Funkgeräten eine Karte
für die Fahrer haben. Das schließt zwar nicht ganz
aus, dass es auch dort Leute geben kann, die kei-
nen Taxenführerschein haben, aber es ist doch schon
eine ganz erhebliche Versicherung und weitere Si-
cherung. Wenn es jetzt noch gelingt, das ist bei über
80 Prozent schon der Fall in Bremen, dort auch auf
die 100 Prozent zu kommen mit den restlichen Fach-
verbänden, dann ist das schon ein ganzes Stück
weiter. Insgesamt gesehen ist die Zusammenarbeit
gut, aber es gibt eben doch noch Möglichkeiten, wie
man versuchen kann auch in jetzt schwierigen Zei-
ten, den Taxifahrern und den Taxenunternehmen
das Leben etwas zu erleichtern. Diese Hoffnung wol-
len wir auch nicht aufgeben. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Kasper.

Abg. Kasper (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Schon gerate ich ins Stocken! Ich
habe mir nämlich überlegt, ob es nicht unhöflich ist,
wenn wir von dieser Stelle aus nicht die Zuhörer an
den Radiogeräten und seit gestern auch die Zuschau-
er an den Fernsehgeräten begrüßen.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Dann sagen Sie
doch einmal Hallo! – Heiterkeit)

Ich habe extra darauf gewartet, dass etwas Heiteres
kommt, um etwas wieder zum Ernst zurückzukeh-
ren. Ich möchte nämlich kurz einige Worte dazu ver-
lieren. Ich begrüße es ausdrücklich, dass unsere De-
batten hier in der Bremischen Bürgerschaft jetzt auch
direkt übertragen werden und dass die Leute daheim
an den Bildschirmen das verfolgen können. Das Par-
lament wird immer in der Öffentlichkeit stehen, und
so soll es auch sein. Das ist das, was wir wollen. Wir
müssen die Arbeit der Parlamente noch transparen-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ter und nachvollziehbarer machen. Dazu kann eine
Direktübertragung beitragen. Auch und gerade vor
dem Hintergrund der letzten Wahlergebnisse, Saar-
land 55,5 Prozent Wahlbeteiligung, ist dies eine deut-
liche Aufforderung an uns. Was aber nicht passie-
ren darf, ist, dass Fensterreden gehalten werden.

Nun zum eigentlichen Thema – –.

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Was war das
denn gerade?)

Darauf habe ich auch gewartet, auf so einen Zwischen-
ruf. Nehmen Sie doch bitte einmal ernst, dass es
Leute gibt, die hier reden und auch das meinen, was
sie sagen!

(Beifall bei der SPD – Abg. B ö d e k e r
[CDU]: Zum Thema!)

Ich weiß nicht, wie Ihre Reden sonst sind!

Zum  Thema  freie  Fahrt  für  das  Taxengewerbe!
Freie Fahrt kann und wird es nicht geben. Alle ha-
ben sich an Regeln zu halten, und dies gilt sicher-
lich auch für das Taxengewerbe. Diese Regelungen
finden sich in den Fragen der CDU-Fraktion und
auch in der Mitteilung des Senats wieder. Leider sind
die Antworten des Senats, Herr Senator, Sie haben
leider nicht das gehört, was der Kollege Focke ge-
sagt hat, der hat auch ein bisschen Kritik geübt, nicht
ganz vollständig aus meiner Sicht, so zum Beispiel
bei der Beantwortung der ersten Frage, die meiner
Meinung nach eine politische Frage ist und nicht
darauf abzielt, wie die rechtliche Stellung ist. Es wird
danach gefragt, wie in Zukunft das Taxengewerbe
mit eingebunden wird, und eine Beurteilung darüber
abverlangt. Ich hatte eigentlich erwartet, dass es Lob
und/oder Kritik gibt oder dass es sicherlich zukünf-
tige Perspektiven für das Taxengewerbe gibt. Wie
die rechtliche Stellung ist, können wir nachlesen,
wenn wir es wollen.

Die Einbeziehung der Taxen in das Nahverkehrs-
angebot in Bremen und Bremerhaven ist aus mei-
ner Sicht durchaus ausbaufähig. Es ist zu überlegen,
ob nicht Taxen verstärkt, und das hat der Kollege
Focke gesagt, den Linienersatzverkehr übernehmen
können bei schwach nachgefragten Linien und auch
zu schwach nachgefragten Zeiten. Die Mitteilung
des Senats gibt darüber Auskunft, dass dies in Bre-
merhaven erfolgt, und da kann sich die Stadtgemein-
de Bremen auch ruhig einmal ein Beispiel an Bre-
merhaven nehmen.

(Beifall bei der SPD)

Die Zusammenarbeit von Taxenverband und Ver-
waltung wird in Antwort drei dargestellt. Es steht
dort so mit absoluten Worten, dass die Belange der
Taxen bei der Umgestaltung von Straßen berück-
sichtigt werden. Dies ist meinen Informationen nach

aber nicht so der Fall. So hat es unterschiedliche
Auffassungen bei dem Ausbau der Wachmannstra-
ße gegeben. Das ist der Verwaltung mitgeteilt wor-
den, auch wenn sie letztendlich den Maßnahmen so
zugestimmt hat.

(Abg. Frau W i n t h e r  [CDU]: Maßnah-
men für den Einzelhandel!)

Bei der Überprüfung auf illegale Beschäftigung
und illegale Personenbeförderung für das Land Bre-
men ist das Hauptzollamt Bremen fündig geworden.
Die Prozentzahlen, und darauf ist der Kollege Focke
auch bereits eingegangen, geben wieder, dass wir
einen erschreckenden Zustand hier haben. Aber es
ist wirklich so, wenn bei 71 Prozent der Betriebe und
54 Prozent der Personen Unregelmäßigkeiten fest-
gestellt worden sind,

(Abg. G ö r t z  [SPD]: Dann fragt man
sich, was regelmäßig ist!)

dann muss man irgendetwas dagegen unternehmen.
In der Antwort wird dargestellt, dass eine qualitative
Bewertung noch nicht möglich ist. Das kann ich nicht
richtig nachvollziehen, denn es macht meiner Mei-
nung nach schon einen Unterschied, wenn bei 54
Prozent der betroffenen Fahrzeugführer der Führer-
schein nicht mitgeführt wird oder ob 54 Prozent der
betroffenen Fahrzeugführer konkret einer illegalen
Beschäftigung verdächtig sind. Das ist von der Ge-
wichtung ein für mich sehr großer Unterschied, und
so findet eine Pauschalierung eines gesamten Ar-
beitsbereiches statt, die ich so nicht tolerieren kann.

(Beifall bei der SPD)

In der Antwort zu Frage sieben, darin geht es um
den Personenbeförderungsschein beziehungsweise
diesen so genannten P-Schein, kann ich die daten-
schutzrechtlichen Belange durchaus akzeptieren, so
dass wir auf den P-Schein verzichten können.

Die von ihnen als richtungsweisende Alternative
des Taxirufs Bremen eingeführte Fahrerkarte halte
ich ebenfalls für unterstützenswert. In diesem Zu-
sammenhang möchte ich auf die gute Bilanz der aus
Bremen kommenden Änderungen und Verbesserun-
gen im Bundesgebiet hinweisen. Das Bremer Taxi-
gewerbe hat sich in den vergangenen Jahrzehnten
stets um die Weiterentwicklung in diesem Bereich
verdient gemacht, so zum Beispiel bei der einheitli-
chen Taxifarbe, die einige jetzt schon wieder kip-
pen wollen, dem Taxizeichen auf dem Dach oder
auch dem Behindertensitz.

Noch einige Anmerkungen allgemeiner Art! Ta-
xen sind zum Beispiel für ankommende Touristen
am Hauptbahnhof oder am Flughafen der erste Ein-
druck  einer  Stadt.  Freundliche  und  nette  Fahrer,
technisch einwandfreie und saubere Fahrzeuge sind
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einfach ein Muss. Taxen bedeuten aber auch mehr.
So ist der Sicherheitsaspekt nicht außer Acht zu las-
sen. Die Taxen sind fest eingebunden, wenn es da-
rum geht, vermisste Kinder oder hilfebedürftige Per-
sonen im Stadtgebiet aufzufinden. Taxen sind in der
Lage, über Funk jederzeit Hilfe anzufordern, sei es
bei Unfällen oder Straftaten. Dass dies so bleibt, ist
sicherlich unser aller Ziel. Dass viele daran mitar-
beiten, zeigt die Tatsache, dass am 4. November die-
ses Jahres der Taxenverband 110 Jahre besteht, und
ich denke, das ist Ausdruck dafür, dass die Leute
mit Herzblut ihrem Beruf nachgehen.

Schließen möchte ich mit einer Anmerkung zur
Vorbemerkung. Herr Focke hat etwas zitiert, ich
freue mich, dass es gelungen ist, zweimal jährlich
einen Dialog zwischen Verwaltung und den Fach-
verbänden  zu  führen,  auch  dass  der  Kontakt  bei
konkreten Projekten wie zum Beispiel Wachmann-
straße oder anderen Ausbaumaßnahmen vorhanden
ist, ist auch begrüßenswert. Dies zeigt eine Konti-
nuität im Hause des Verkehrssenators. Ich hoffe, dass
es richtungsweisende Ergebnisse vor Änderungen
gibt. Jetzt kommt meine Kritik: Aber bitte nicht so,
wie der Text der Vorbemerkung wiedergibt! Dort
sind keine Änderungen, lieber Herr Focke, zur Ant-
wort des Senats vom November 2002. Es sind viele
Worte, sogar Sätze, direkt abgeschrieben worden.
Wenn uns dies heute als aktuelle Vorlage vorgelegt
wird, kann ich nur sagen, damit bin ich nicht ein-
verstanden. Das bedeutet für mich Stillstand, und
Stillstand ist in dieser Beziehung dann auch Rück-
schritt.

(Beifall bei der SPD)

Was uns jetzt noch bleibt, ist, auf den für Herbst
angekündigten Zehn-Punkte-Katalog des Taxenver-
bandes zu warten und dann in konkrete Gespräche
zu gehen. Ich glaube, diese Gespräche werden dann
fruchtbar sein. Die SPD-Fraktion ist zu diesen Ge-
sprächen bereit. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst ein-
mal, Kollege Focke, bin ich natürlich über die Über-
schrift Ihrer Große Anfrage gestolpert, „Freie Fahrt
für das Taxengewerbe“, da habe ich so assoziiert
„Freie Fahrt für freie Bürger“. Ich hoffe, dass das
aber nicht ganz so in diesem Sinne gemeint war.

(Abg. F o c k e  [CDU]: Nein, für das
Taxengewerbe!)

Es ist unbestritten, dass Taxen ein ganz wichtiger
Bestandteil, ein unverzichtbarer Bestandteil für den

städtischen Verkehr sind. Sie sind es, die rund um
die Uhr bei jedem Wetter zu jeder Tageszeit für die
Bürgerinnen und Bürger da sind, auch dann, wenn
der ÖPNV zu nächtlichen Stunden sehr ausgedünnt
fährt. Es ist auch wichtig zu sagen, dass Taxen vor
allem sowohl für viele ältere Mitbürgerinnen und Mit-
bürger als auch für viele behinderte Menschen ein
sehr wichtiges Transportmittel sind. Außerdem ist für
auch nicht wenige die problemlose Nutzung eines
Taxis die Voraussetzung dafür, auf ein eigenes Auto
zu verzichten. Es gibt also insgesamt viele Gründe,
dass es in Städten wie Bremerhaven und Bremen
ein funktionierendes Taxigewerbe gibt, und es gibt
aus diesen Gründen eben auch die Aufgabe an uns
Politikerinnen und Politiker, ein offenes Ohr für die
Sorgen und Nöte des Taxengewerbes zu haben.

Auf Bundesebene geschieht das auch. Da möchte
ich zu der Besteuerungsfrage kurz Stellung nehmen.
Der Bedeutung der Taxen für den städtischen Ver-
kehr wird auch durch die Besteuerung Rechnung
getragen, denn Taxen sind ebenso wie Bahnen und
Busse des ÖPNV vom vollen Umsatzsteuersatz be-
freit. Sie zahlen nur sieben Prozent statt der sonst
üblichen 16 Prozent Umsatzsteuer. Das finden wir
Grünen richtig, genauso aber, Kollege Focke, fin-
den wir die ökologische Steuerreform richtig, und
das heißt dann eben auch für das Taxigewerbe, dass
es die Erhöhung der Mineralölsteuersätze mitträgt.

Das Taxengewerbe leidet wie viele andere Bran-
chen auch unter der anhaltenden Wirtschaftskrise.
Die  Fahrgastzahlen  sinken  teilweise  dramatisch.
Genaue Zahlen liegen uns leider für unsere beiden
Städte nicht vor, und ich habe gelesen, dass in man-
chen Orten in Deutschland pro Stunde Einsatzzeit
Taxifahrer oft nur noch unter zehn Euro verdienen.
Das ist wahrlich kein rosiger Beruf für viele. Inso-
fern geht es da richtig ans Eingemachte.

Probleme gibt es aber vor allem, und darauf ha-
ben  meine  Vorredner  auch  schon  hingewiesen,
durch die zunehmende Schwarzarbeit und illegale
Beschäftigung im Gewerbe. Gleichzeitig gibt es, so
geht es aus der Antwort auf die Anfrage der CDU
hervor, seit dem Jahr 2000 keine regelmäßigen Kon-
trollen mehr. Ich glaube, Herr Senator Eckhoff, dass
man darauf hinwirken sollte, dass sich das in Zu-
kunft wieder ändert, denn Herr Kasper und Herr
Focke haben sehr eindrücklich auf die Zahlen hin-
gewiesen. Es gibt viele schwarze Schafe in diesem
Gewerbe. Das kann man nur bekämpfen, indem man
auch tatsächlich kontrolliert.

Wir Grünen unterstützen ausdrücklich die Einfüh-
rung eines im Taxi sichtbar anzubringenden Fahr-
ausweises mit Foto, verbunden mit einem Nachweis
legaler Beschäftigung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Hier stimme ich auch der Kritik von Herrn Kasper
zu, was die Antworten des Senats auf die Fragen
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angeht. Ich finde sie wenig vorantreibend, wenig
Neues. Ich finde, dass hier auch auf Bundesebene
die gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen wer-
den müssen. In vielen europäischen Ländern, ich war
diesen Sommer in Portugal, ist es eine Selbstverständ-
lichkeit, dass jeder Taxifahrer in seinem Taxi ein Licht-
bild und einen Fahrausweis mitführt. Das muss eu-
ropäisch geregelt werden. Es ist überhaupt nicht ein-
zusehen, dass das in Deutschland nicht schon längst
zur Regel gehört.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Da finde ich dann eben auch, dass die Antwort
des Senats schon mehr als zurückhaltend ist, wenn
darauf hingewiesen wird, dass die Fahrerlaubnis-
verordnung kein Lichtbild vorsieht. Dann stünde es
dem Bremer Senat vielleicht ganz gut an, diese Ver-
ordnung zu verändern und eine entsprechende Ini-
tiative auf Bundesebene zu starten.

Positiv finden wir, und da teile ich die Meinung
meiner Kollegen, die Initiative, die seit 2001 beim
Taxiruf Bremen praktiziert wird, alle Fahrer erhal-
ten eine Fahrerkarte, die für jeden Fahrgast sicht-
bar im Taxi angebracht ist. Über die Zentrale kön-
nen nur Fahrten an Fahrer vermittelt werden, die
ihre Fahrerkarte in das Funkgerät eingesteckt ha-
ben. Diese Initiative finden wir sehr nachahmens-
wert und unterstützen sie ausdrücklich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was wir aus Sicht der Grünen auf jeden Fall für
ausbau- und verbesserungswürdig halten, ist die
Nutzung von Taxen als Ergänzung oder Ersatz des
ÖPNV. Auch darauf haben meine Vorredner schon
hingewiesen. Zumindest in Bremen ist diese Ver-
knüpfung  unterschiedlicher  Verkehrsträger  noch
sehr unterentwickelt. In Bremen gibt es nur vier von
60 Linien, die durch einen Linientaxidienst ersetzt
werden. Leider erfahren wir auch hier in der Ant-
wort des Senats nicht, wie dieser Ersatz von Buslini-
en durch Taxilinien von den Menschen überhaupt
angenommen oder akzeptiert wird oder was man tun
müsste, könnte oder sollte, um dies attraktiver zu
machen. Aber vielleicht sagt der Bausenator dazu
noch ein paar Worte.

Ich bin überzeugt, dass der Ersatz von regulären
Stadtbussen durch Taxilinien in Zukunft an Bedeu-
tung gewinnen wird. Klar ist aber auch, dass dies
nur in enger Abstimmung mit der BSAG geschehen
kann. Da bedarf es sehr intensiver gemeinsamer
Beratung, und vor allen Dingen glaube ich, wenn
man das für ein Erfolgsversprechen des Modells für
unsere beiden Städte hält, dann brauchen BSAG und
die Taxen so etwas wie ein vernünftiges Marketing,
so etwas wie eine Corporate Identity, womit deut-
lich wird für jeden, der an der Straße steht, dass ein
Taxi auch so etwas wie ein kleiner Bus sein kann.

Augenblicklich, glaube ich, kann man das schlecht
erkennen. Da bedarf es also noch Nachbesserungs-
arbeit.

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf einen As-
pekt hinweisen, der in der Anfrage der CDU nicht
vorkommt, den ich aber auch für unsere beiden Städ-
te von besonderer Bedeutung halte! Das ist der As-
pekt, es wurde schon darauf hingewiesen, dass Ta-
xen für den Tourismus von großer Bedeutung sind.
Gerade weil Bremen und Bremerhaven sich touri-
stisch anschicken, immer mehr Touristen anzulok-
ken, ist es wirklich so, dass oft für Besucherinnen
und Besucher der Taxifahrer oder die Taxifahrerin
die erste Kontaktperson ist, wenn sie in eine fremde
Stadt kommen. Ich glaube, da ist es schon sehr wich-
tig, welchen Eindruck diese Besucherinnen und Be-
sucher von Taxifahrerinnen und Taxifahrern bekom-
men, und dass hier auch die Taxiunternehmen eine
große Verantwortung haben, denn es ist deren Kom-
petenz, deren Kenntnis der Stadt, aber auch deren
Sprachfähigkeit, ob sie einen guten Eindruck auf die
Besucherinnen und Besucher machen. Dies gilt aber
gleichermaßen für jeden Ortsansässigen, der natür-
lich gern mit gutem Service sicher von A nach B
gefahren werden will.

In diesem Sinn hoffe ich, dass wir da, wo wir in
unseren beiden Städten noch Mängel haben, in Zu-
kunft noch einen Schritt weiter kommen und dass
die Taxen nicht freie Fahrt haben, aber immerhin
gute Perspektiven in Bremen und Bremerhaven. –
Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Anfrage mit der Drucksachen-
Nummer 16/258 „Freie Fahrt für das Taxigewerbe“
hört  sich  im  ersten  Moment  wirklich  sehr  gut  an.
Tatsache ist aber doch, dass durch die in das uner-
messliche steigenden Fixkosten wie zum Beispiel die
Ökosteuer, immer weiter steigende Benzinkosten,
Gesundheitsreform und andere steuerliche Belastun-
gen sehr viele Taxiunternehmen, aber auch andere
Fuhrunternehmen durch diese rotgrüne Chaosregie-
rung unweigerlich und rücksichtslos in den Ruin
geführt worden sind.

Meine Damen und Herren, hinzu kommt noch,
dass durch die durch diese rotgrüne Bundesregie-
rung herbeigeführte steigende Wirtschaftskrise und
die damit verbundenen überdurchschnittlich hohen
Arbeitslosenzahlen künftig die Fahrgastzahlen im
Taxigewerbe noch dramatischer zurückgehen wer-
den, als es heute schon der Fall ist. Dementsprechen-
de Untersuchungen und Analysen belegen meine
eben gemachten Aussagen schwarz auf weiß.
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Meine Damen und Herren, durch eine solche un-
verantwortliche Politik werden wahrscheinlich im-
mer mehr Taxiunternehmen in die Illegalität abglei-
ten. Das ist eine unverantwortliche und unseriöse
Politik auf Kosten und zu Lasten der vielen ehrli-
chen Taxi- und Fuhrunternehmen. Wer von den ver-
antwortlichen Politikern hat sich denn jemals über-
haupt die Zeit dafür genommen, außer hier beschö-
nigende Sonntagsreden zu halten, sich mit den Ta-
xifahrern über ihre Sorgen und Nöte zu unterhal-
ten? Ich glaube, niemand! Aber wahrscheinlich sind
Ihnen die Sorgen und Nöte dieser Menschen, die-
ser Berufsgruppe wohl völlig egal. Die meisten von
Ihnen  wissen  wahrscheinlich  nicht  einmal,  dass
durch eine unsägliche und gescheiterte Wirtschafts-
politik die Fahrgastzahlen im Taxigewerbe drama-
tisch gesunken sind und dass sehr viele Taxifahrer
am Rande des Existenzminimums leben müssen, das
zum Sterben zu viel und zum Leben zu wenig ist.

Das sind die Tatsachen, die Sie nicht wahrhaben
wollen, oder haben Sie sich jemals Gedanken dar-
über gemacht, dass Taxifahrer rund um die Uhr täg-
lich ihren sehr schweren Dienst sogar unter Lebens-
gefahr verrichten müssen, weil brutale Attacken auf
Taxifahrer dramatisch zugenommen haben?

Meine Damen und Herren, folgende Schlagzeilen
der hiesigen Bremer Presse sind doch wahrlich kei-
ne Seltenheit: „Kunde schlägt mit Hammer zu, Fah-
rer mit Nylonschnur gewürgt, Täter zog Schusswaf-
fe“ und so weiter. Hier in Bremen war das in kürze-
ster Zeit dreimal der Fall. Herr Präsident, ich darf
mit Ihrer Genehmigung nur einige wenige, sehr viele
Beispiele zitieren:

(Heiterkeit)

Ich weiß nicht, ob man über diese traurige Tatsa-
che lachen kann, hören Sie einmal genau zu, was
ich Ihnen jetzt sage! „Fahndung, Überfall, Borgfeld,
Deich, 15. Mai, 7.25 Uhr, Überfall zwei, Rudolf-Alex-
ander-Schröder-Straße, 30. Mai, 22. Mai, 22.30 Uhr,
Überfall Willackerdamm, 1. Juni, 2.45 Uhr, drei Män-
ner, Südländer“ und so weiter. Meine Damen und
Herren, anhand dieser wenigen Beispiele können
Sie erkennen, erstens, dass die meisten der gewalt-
bereiten Täter Ausländer sind und, zweitens, dass
die Gewaltbereitschaft bis hin zum Mord dramatisch
zugenommen hat. Dementsprechend kämpfen sehr
viele Taxiunternehmen im wahrsten Sinne des Wor-
tes geradezu ums nackte Überleben, wobei sehr vie-
le Taxifahrer für nicht einmal fünf Euro die Stunde
ihre Gesundheit und ihr Leben aufs Spiel setzen.

Meine Damen und Herren, es ist eine Schande
sondergleichen, und so schäbig und niederträchtig
geht man mit diesen Menschen nicht um! Bevor Sie
hier großspurig eine Anfrage „Freie Fahrt für das
Taxigewerbe“ einbringen, sollten Sie als SPD-Re-
gierungspartei und die CDU als Oppositionspartei
in Berlin und Sie als große SPD-CDU-Koalition in

Bremen  gemeinsam  erst  einmal  allerschnellstens
die politischen Rahmenbedingungen für eine freie
Fahrt für das Taxigewerbe schaffen und effektiv um-
setzen!

(Zuruf des Abg. C r u e g e r  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Das heißt, schnellstens weg mit der unsäglichen
wirtschaftsfeindlichen Ökosteuer und eine sofortige
steuerliche Entlastung für das sehr wichtige Taxi-
gewerbe und andere Fuhrunternehmen! Nur dadurch
erreichen Sie eine Senkung der jetzigen überhöh-
ten Kraftstoffpreise. Dafür sind Sie verantwortlich,
meine Damen und Herren von den Grünen, und
nichts anderes! Herr Trittin wagt nicht einmal, mit
dem Taxi zu fahren, weil er hinausgeworfen wird.
Meine Damen und Herren, nur dadurch erreichen
Sie  eine  Senkung  der  jetzt  überhöhten  Kraftstoff-
preise.

Nur durch solche politischen Maßnahmen werden
Sie eine Senkung der Fixkosten im wichtigen Taxi-
gewerbe erreichen können, nur damit, und damit
das Überleben und die Zukunftsfähigkeit von Taxi-
unternehmen und anderen Fuhrunternehmen absi-
chern und gestalten können. Das ist Ihre politische
Aufgabe und Verantwortung. Anstatt hier eine so
große Schauanfrage einzubringen, sollten Sie lieber
im Sinne und Interesse der betroffenen Taxiunter-
nehmen und der Beschäftigten eine bessere effekti-
vere Politik betreiben.

Dazu gehört auch, dass zum Beispiel für Taxen
sehr gute Standorte wie zum Beispiel in der Fuß-
gängerzone vor Karstadt in Bremerhaven nicht an
einen ungünstigen Nebenplatz abgeschoben und in
Nebenstraßen verlagert werden, denn solche für die
Taxen und Fahrgäste ungünstigen Standorte tragen
erheblich zu rückläufigen Fahrgastzahlen bei. Das
dürfte sogar Ihnen einleuchten, meine Damen und
Herren.

Meine Damen und Herren, Taxen sind gerade für
ältere und behinderte Menschen unentbehrlich und
für den wichtigen Tourismus im Lande Bremen un-
verzichtbar. Darum wird sich die Deutsche Volks-
union immer und zu jeder Zeit vehement für die Si-
cherheit und das finanzielle Überleben der Taxiun-
ternehmen und der Beschäftigten uneingeschränkt
einsetzen. – Ich bedanke mich!

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort Herr
Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Zunächst einmal, ich
dachte gerade die erste Minute, Herr Tittmann be-
kommt wirklich die Kurve und beschäftigt sich mit
dem Thema. Leider hielt es nur eine Minute, dann
waren  Sie  wieder  bei  Ihrem  Lieblingsthema,  den
schlimmen Ausländern, Herr Tittmann. Eines haben
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Sie  zu  Recht  angesprochen,  dass  natürlich  die
Sicherheit im Taxigewerbe eine zunehmende Rolle
spielt, das ist doch vollkommen klar, sowie übrigens
auch  in  anderen  Bereichen.  Wir  konnten  vor  kur-
zem darüber lesen, was das Sicherheitsgefühl der
Menschen  in  der  Straßenbahn  betrifft.  Natürlich
müssen  wir  uns  da  auch  Gedanken  machen.  Die
Taxen haben in aller Regel selbst die Initiative er-
griffen,  indem  sie  dort  eine  Foto-,  teilweise  auch
eine Videoüberwachung durchführen, und insofern
erkennen die einzelnen Unternehmer dort die Not-
wendigkeit der Zeit schon, was dieses Thema be-
trifft.

Zunächst einmal möchte ich mich ganz herzlich
für diese Große Anfrage bedanken. Natürlich ist
nicht alles Gold, was glänzt, das ist auch vollkom-
men klar. Ich möchte damit anfangen und mich be-
danken, Herr Kasper, nicht bei den Leuten, die jetzt
neuerdings den Offenen Kanal schauen, sondern bei
den Taxifahrerinnen und Taxifahrern, die einen sehr
anstrengenden Job haben, die dort ihr Business or-
dentlich machen, die ein Aushängeschild Bremens
sind, die ein ganz wichtiger Eckpfeiler, Frau Kru-
sche hat das angesprochen, im Tourismusbereich
sind, ein Aushängeschild für die Stadt. Vielleicht sitzt
der eine oder andere jetzt nicht vor dem Fernseher,
sondern vor dem Radio und hört das, ich glaube, das
wäre doch vielleicht einen kleinen Sonderapplaus
der Parlamentarier wert. Vielen Dank für diese häu-
fig anstrengende Arbeit!

(Beifall)

Wir sehen im Taxigewerbe eine hervorragende Er-
gänzung, eine Verdichtung des vorhandenen ÖPNV,
und es ist in Bereichen des Gelegenheitsverkehrs
nicht zu ersetzen.

Herr Kasper, ich fing doch bei der einen Sache
langsam an, mich aufzuregen. Wir sind sehr wohl
dafür, dass im ÖPNV-Bereich auch vor dem Hinter-
grund der Kostensituation der Bremer Straßenbahn
AG zunehmend auch Taxen auf Strecken eingesetzt
werden sollen, um dort Verkehre, Linienfunktionen
et cetera, gerade in den Tagesrandzeiten zu über-
nehmen, um dort Kosten einzusparen. Eines geht
aber nicht: In Ihrer Betriebsgruppe dafür zu kämp-
fen, dass die Fremdvergaben nicht erhöht werden,
und sich hier hinzustellen und zu sagen, die Taxi-
verkehre müssen mehr Verkehre für die BSAG ab-
solvieren. Da müssen Sie sich schon entscheiden,
Herr Kasper, was die SPD-Fraktion will. Ich bin deut-
lich dafür, den Anteil des Taxigewerbes zu erhöhen.
Ihre Fraktion hat das auch mit Beifall quittiert, aber
teilen Sie es auch Ihrer Betriebsgruppe der BSAG
bitte mit!

(Beifall  bei  der  CDU  –  Abg.  Frau
S c h m i d t k e  [SPD]: Halbherziges

Klopfen!)

Wenn ich es Ihnen erklären darf: Es gibt bei der
BSAG eine Diskussion darüber, wie hoch die Fremd-
vergaben sein dürfen, und da haben wir durchaus ge-
genüber anderen ÖPNV-Unternehmen einen Nach-
holbedarf. Das ist politisch sehr umstritten, ob man
diese Zahlen entsprechend hoch setzt bei den Fremd-
vergaben, und natürlich ist es eine ganz entschei-
dende Rolle, wenn man sagt, ich möchte zunehmend
das Taxigewerbe dafür einsetzen. Dann erhöhe ich
automatisch  die  Zahl  der  Fremdvergaben  auch  in
dem Bereich, und deshalb hat es ganz direkt mit dem
Thema zu tun.

Ich möchte darüber hinaus feststellen, dass wir na-
türlich auch die Anregungen des Taxigewerbes gern
aufnehmen, wenn es um die Umgestaltung von Stra-
ßen geht. Sie haben gerade ein Beispiel bei der Wach-
mannstraße genannt. Da wissen Sie ganz genau, es
gab einen Konflikt zwischen dem Taxigewerbe auf
der einen Seite und dem Einzelhandel auf der ande-
ren Seite. Aber es gibt noch ganz andere Straßen,
die vor der Tür stehen.

Was für die Taxifahrer, wenn man mit ihnen spricht,
immer ganz wichtig ist, ist natürlich auch die Frage,
dass der Verkehr fließt. Ich setze jetzt auf Sie, Herr
Kasper, dass, wenn wir auf die Suche gehen, um ei-
nen vernünftigen Kompromiss für die Schwachhau-
ser Heerstraße zu finden, Sie sich dann genauso in-
tensiv für die Belange der Taxifahrer einsetzen, wenn
es bei der Gestaltung dort darum geht, wie wir jetzt
weitermachen zwischen Hollerallee und dem Con-
cordiatunnel, und dass Sie dann auch mit dieser Mei-
nung freie Fahrt für die Taxen an der Stelle sich dann
auch entsprechend einbringen und in Ihrer Fraktion
hoffentlich durchsetzen, Herr Kasper.

Wir haben in dem letzten Jahr das eine oder an-
dere getan. Wir haben zum Beispiel zusätzliche Park-
plätze in der Innenstadt ausgewiesen. Es gab eine
Riesennachfrage gerade auch im letzten Sommer an
der Schlachte. Das hing damit zusammen, dass es
dort nur sehr wenige Stellflächen gab. Es ist ein
Kompromiss gefunden worden sowohl in dem Be-
reich an der Bürgermeister-Smidt-Straße, aber dann
auch im Bereich der unteren Schlachte, wo die Gas-
tronomiebetriebe nicht sind, Richtung Erste Schlacht-
pforte, also Richtung Martinistraße sind Parkplätze
zusätzlich ausgewiesen worden. Das hat den Taxi-
unternehmern sehr geholfen, und darüber hinaus ist
es auch in anderen Bereichen, am Bahnhofsplatz et
cetera, zu einer Neuordnung gekommen. Ich glau-
be, dass dies ein Schritt in die richtige Richtung ist.

Darüber hinaus müssen wir natürlich weitere Maß-
nahmen umsetzen, und ich bin sehr wohl dafür, um
das so deutlich zu sagen, dass wir zu einem Prinzip
kommen müssen, wie wir es aus vielen Städten ken-
nen, in Europa, aber auch in Übersee, dass man den
Fahrer anhand einer Nummer sofort erkennt, dass
man auch weiß, wer das Taxi dort entsprechend be-
wegt. Das dient übrigens auch als Aushängeschild
für eine Stadt, das ist meine feste Überzeugung, weil
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es dann nämlich gelingt, die schwarzen Schafe ent-
sprechend aus dem Geschäft zu bringen, die tatsäch-
lich, und das sind dann immer einige wenige, dann
teilweise den Ruf einer ganzen Branche belasten. Ich
glaube, dass wir da alle, so habe ich das vernom-
men, an einem Strang ziehen, dass wir das entspre-
chend umsetzen können, und wir werden uns da an
die Arbeit machen.

(Beifall bei der CDU)

Ein letzter Punkt, den ich an dieser Stelle noch
erwähnen möchte, sind natürlich auch die Rahmen-
bedingungen auf Bundesebene. Das muss man kei-
nem sagen, dass das, was in den letzten Jahren an
Erhöhung der Ökosteuer eingetreten ist, man nicht
einfach auf den Verbraucher umverteilen kann. Das
ist von der Politik, Rotgrün in Berlin, so gewollt, das
muss man zur Kenntnis nehmen, aber es belastet
natürlich auch das Taxigewerbe. Da muss man sich
nichts vormachen. Im privaten Bereich reagieren die
Leute so, dass sie weniger das eigene Auto bewe-
gen, dass sie entsprechend selbst weniger Auto fah-
ren und dadurch Kosten einsparen, und bei den Ta-
xiunternehmern kommt es dann so an, dass entwe-
der weniger Taxi gefahren wird oder aber, wenn sie
die Preise um die Belastungen, die durch Rotgrün
aus Berlin kommen, entsprechend anpassen und er-
höhen, dann immer weniger Leute das Taxi benut-
zen. Das will, glaube ich, auch Bündnis 90/Die Grü-
nen nicht.

Deshalb muss man sich schon, wenn die nächsten
Schritte der Ökosteuer umgesetzt werden sollen,
auch in Berlin dringend Gedanken machen, wie man
gerade in diesen Bereichen zu Entlastungen kommt.
Wenn wir wollen, dass das Taxigewerbe einen ent-
sprechenden Ergänzungsverkehr liefert, dann, fin-
de ich, muss man es auch steuerlich so bedienen,
wie man es teilweise bei anderen Unternehmen des
ÖPNV macht. Dann muss man es als Bestandteil des
ÖPNV betrachten, und ich hoffe, dass wir dort dann
auch gemeinsam in Berlin an einem Strang ziehen.

(Beifall bei der CDU)

Wir werden unseren Beitrag dazu leisten. Auch
der Hamburger Kollege, Herr Dr. Freytag, hat sich
dies auf die Fahnen geschrieben. Ich werde mich
bei nächster Gelegenheit noch einmal mit ihm zu-
sammensetzen, und vielleicht kann man gemeinsam
mit den Hamburgern auch Erfahrungen austauschen,
Stadtstaaten, ähnlich wie unser Zwei-Städte-Staat,
werden ähnliche Erfahrungen haben, und vielleicht
kann man, gerade was Kontrollen, was Entbürokra-
tisierung betrifft, mit den Hamburgern zusammenar-
beiten. Ich werde das anregen, und ich glaube, dass
man dann auch gemeinschaftlich diesen Bereich ent-
sprechend weiter voranbringen kann. – Ich bedan-
ke mich ganz herzlich für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 16/363, auf die Große
Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Tourismus im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD
vom 7. Juni 2004

(Drucksache 16/275)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 20. Juli 2004

(Drucksache 16/364)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Dr.
Färber.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen. Herr Dr. Färber, darauf werden Sie ver-
zichten, so dass wir gleich in eine Aussprache ein-
treten können.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Winther.

Abg. Frau Winther (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Drei Dinge mar-
kieren aktuell die Eckpunkte des Tourismus in Bre-
men. Das ist erstens eine Fülle von hochkarätigen
Events und Einrichtungen, und wer am Samstag auf
dem Marktplatz war, der wird mir sicherlich zustim-
men.  Zweitens  sind  es  Rekordzuwächse  bei  den
Übernachtungen im Land Bremen und drittens jähr-
lich 500 bis 1000 Arbeitsplätze mehr in den letzten
fünf Jahren. Mehr als eine halbe Million Übernach-
tungen konnten die Hotels allein im ersten Halbjahr
2004 verbuchen. Das ist ein Plus von über acht Pro-
zent, und es ist eine Steigerungsrate, die wir so hier
in  Bremen  noch  nicht  hatten,  und  dieser  Trend
scheint sich zu festigen.

Im bundesweiten Vergleich liegen wir mit diesen
Zuwachsraten ganz vorn, nämlich gemeinsam mit
Hamburg auf dem zweiten Platz hinter Berlin. Das
ist ein ganz großer Erfolg. Es ist uns also gelungen,
mit den Investitionen in touristische Infrastrukturen
Bremen für Städtereisen fit und beliebt zu machen,
und das bescheinigen uns auch besondere Auszeich-
nungen wie zum Beispiel der „Bus-Oskar“ oder der
„Rote Bus“ für die Kategorie der Kataloge und Frem-
denverkehrsorganisationen.

Der Tourismus erweist sich damit in Bremen als
zuverlässige Stütze des Strukturwandels hin zu neu-
en Dienstleistungen, die wir so sehr brauchen, und
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damit insgesamt zur Sanierung Bremens. Er hat aber
auch das Potential, in Bremen zum größten Arbeit-
geber zu werden. Heute schon arbeiten insgesamt
16 000 Menschen in der Freizeitwirtschaft.

Seit 1995 bemüht sich die große Koalition mit gro-
ßem Nachdruck um den Tourismus, und heute, 2004,
sehen wir die Erfolge mit diesen guten Zahlen, se-
hen wir den Aufwärtstrend. Diese Zeitschiene zeigt
aber auch, dass man bei Investitionen Geduld ha-
ben muss, um zu Strukturveränderungen zu kom-
men. Falsch wäre es daher nun, sich mit den heuti-
gen Erfolgen zufrieden zu geben, denn wir sind noch
lange nicht bei Gäste- und Übernachtungszahlen an-
gekommen wie zum Beispiel in vergleichbaren Städ-
ten wie Nürnberg, und wir haben noch lange nicht
alle Besucherpotentiale im In- und ganz besonders
im Ausland ausgeschöpft.

Der Tourismus ist in Deutschland ein Jobmotor mit
einem Jahresumsatz von 140 Milliarden Euro und
mit 2,8 Millionen Arbeitsplätzen, und das mit wach-
sender Tendenz und mit der Chance, noch viel mehr
Arbeitsplätze zu schaffen. Um diese Chance zu er-
greifen und den Abstand zu anderen Städten wie
eben zum Beispiel Nürnberg aufzuholen, müssen wir
unsere touristischen Stärken ausbauen. Dazu lohnt
ein Blick auf die Highlights, die wir hier in Bremen
zu bieten haben.

Erfolgreich macht uns der Mix aus Projekten, die
Sie alle kennen, Schlachte, Universum, bundesweit
anerkannten Ausstellungen, großen Ereignissen wie
das Rolandfest, Chorolympiade, auch hier hatten wir
18 000 Besucher aus aller Welt, ganz hervorragen-
den Kongressen und Messen wie der Deutsche Dia-
betikertag,  Astronautenkongress,  Classic  Motor
Show und eine Reihe andere. Aber auch Sport und
Wissenschaft stärken unser Image. Titel wie City of
Science, das Rathaus als Weltkulturerbe und natür-
lich auch Werders Meistertitel sind von unschätzba-
rem Wert für die Bekanntheit Bremens. Die große
Koalition hat also vieles auf den Weg gebracht, vie-
les bereits umgesetzt, und vieles befindet sich noch
in der Planung.

In Bremerhaven geht es leider nicht ganz so schnell
voran, aber die Tendenz ist besser geworden. Es wird
daher für Bremerhaven entscheidend darauf ankom-
men, dass die Seemeile in Bremerhaven zu einem
ganz besonderen Highlight wird, der Zoo ist schon
ein Renner, Sie alle wissen das, der Fischereihafen
ebenso. Das Schifffahrtsmuseum ist hervorragend,
das Cruise Center läuft, Klimahaus und Auswande-
rerhaus sind ganz tolle Projekte. Aber das Umfeld
muss stimmen, und hier werden wir noch investie-
ren müssen, wenn denn der Tourismus ein wirt-
schaftlicher Anker Bremerhavens werden soll. In-
sofern kann ich den Senat nur dringend bitten, das
Strukturentwicklungskonzept mit seinem Anteil an
Tourismusentwicklung schnellstmöglich weiterzu-
bringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich will
an dieser Stelle auch nicht verhehlen, es bleibt der
Wermutstropfen Space-Park. So bedauerlich die ak-
tuelle Entwicklung ist, er hat ganz eindeutig mit zu
den guten Übernachtungszahlen geführt. Wir müs-
sen also aufpassen, dass wir nicht mit öffentlicher
Dauerkritik unserem Image weiter schaden und ei-
nen Neuanfang schon im Keim ersticken.

Dennoch, die Basis im Land Bremen für einen
boomenden Tourismusstandort ist gelegt. Was zu tun
bleibt, hat der Senat so formuliert: Konzentration auf
die Stärken, zielgruppenorientierte Angebotsgestal-
tung, standortgerechte Infrastrukturerweiterung und
ein gutes Marketing! Es ist also eine ganze Reihe
von Ansätzen vorhanden. Eines steht natürlich ganz
vorn, und das ist die Bewerbung zur Kulturhaupt-
stadt 2010.

Die Kulturhauptstadt ist einmal vom Senat formu-
liert worden als Chance, Avantgarde und großes öf-
fentliches  Spektakel,  Ereignisse  mit  elitärem  An-
spruch und touristisch attraktive Events zu verein-
baren. Die Kulturhauptstadt ist deswegen für uns so
wichtig, weil sie eine Internationalität schaffen wür-
de, die wir leider heute so noch nicht haben. Jetzt
stärkt uns mit Sicherheit aber schon der hervorra-
gende Auftritt in Berlin und die Bewerbungspräsen-
tation „was Bremen ist, was Bremen will“ und ist
für uns sicher ein sehr großes Imageplus.

Neben diesem besonderen Vorhaben muss aber
das normale Geschäft weiterlaufen. Besonders viel-
versprechend ist es, besondere Zielgruppen mit ent-
sprechenden Events anzusprechen. Im Bereich der
wissenschaftlich interessierten Gäste sind wir schon
sehr gut, in dem Thema City of Science and Edu-
tainment ist sicherlich in Zukunft viel Musik. Das
zeigt die hervorragende Resonanz auf das Univer-
sum, und das Visionarum wäre natürlich eine sehr
gute Ergänzung. Als Zielgruppen bieten sich natür-
lich auch noch andere an, zum Beispiel Kulturtou-
risten, Senioren, Wellness- oder Sportfans.

Eine ganz besondere Möglichkeit bietet die Lage
unserer beiden Städte an Weser und Nordsee. Sie
beide haben das ganz große Potential für Freizeit
und Touristen, und die Sail ist das allerbeste Bei-
spiel dafür. Wir nutzen es jetzt schon mit einer Viel-
zahl maritimer Einzelveranstaltungen. Wichtig aber
wäre, die Attraktionen an der Weser unter ein über-
regional attraktives Logo zu stellen, das dann eben
auch sehr viel besser vermarktet werden könnte als
zum  Beispiel  ein  Hafenfest  oder  ein  Entenrennen.
Für Events insgesamt sollte unsere Zielsetzung sein,
nicht alles im Sommer, nicht alles auf einmal, son-
dern einmal im Monat ein Hit, das würde Konstanz
schaffen.

Ich komme zu dem Thema Marketing! Die „Welt
am Sonntag“ hat im März angesichts von Meisterti-
tel, Stadt der Wissenschaft, Kulturhauptsstadt und
anderen bremischen Highlights getitelt: „Sind wir
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nicht alle Bremer?“. Schön, wenn es bei dem einen
oder anderen der Wunsch wäre, Bremer zu sein, aber
es sind leider noch viel zu wenige!

Wir müssen also noch viel tun, um die Attraktivi-
tät unseres Landes bekannter zu machen, und dies
ganz besonders im Ausland. Wir haben vor den Fe-
rien das Marketingprojekt „Zwei Städte, ein Land“
beschlossen. Die Mittel hätten natürlich noch ver-
stärkt werden können, aber leider hat die Haushalts-
lage dies nicht hergegeben. Insofern sind wir gefor-
dert, pragmatische Lösungen für ein noch effizien-
teres und noch systematischeres Marketing zu su-
chen. Ein Weg wäre zum Beispiel, mehr als bisher
alle diejenigen mit einzubinden, die im Namen der
Stadt national wie international auftreten, und war-
um sollte nicht die BIG gemeinsam mit der BTZ bei
Auslandsmessen für Bremen werben oder Bremen-
Ports bei eigenen Veranstaltungen?

Wir werben auch noch nicht auf Flughäfen, die
wir per Direktflug erreichen. Wir sind Gastgeber von
hervorragenden Kongressen. Auch das muss natio-
nal wie international bekannter werden, denn gera-
de Geschäftsreisende sind die guten Bringer, insbe-
sondere bei den Übernachtungen. Deswegen wäre
auch zu fragen, inwieweit wir hier mit der Privat-
wirtschaft noch besser zusammenarbeiten können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es wür-
de die Zeit sprengen, auf all die vielen guten Ideen
des Senats und der BTZ einzugehen, die aber eine
Vielzahl von in die Zukunft weisenden Projekten auf
den Weg gebracht haben. Insgesamt ist der Touris-
mus bundesweit ein Hoffnungsträger für neue Jobs;
Jobs, die auch deswegen so wichtig sind, weil sie
nicht exportierbar sind, sondern weil sie eben am
Standort gebunden sind, und das ist für die Sanie-
rung Bremens von ganz besonderem Vorteil.

(Glocke)

Die sehr erfreulichen Zahlen im Tourismus zeigen,
dass wir eine sehr gute Basis gelegt haben, um uns
dem bundesweiten Trend anschließen zu können, und
diese Basis muss engagiert ausgebaut werden. – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Kottisch.

Abg. Kottisch (SPD): Herr Präsident, meine Da-
men  und  Herren!  Tourismus  ist  ein  schönes  The-
ma, und ich freue mich, heute über dieses wunder-
bare Thema reden zu dürfen. Wer verreist nicht gern,
in den Urlaub zum Beispiel? Das Thema ist an Viel-
fältigkeit  nicht  zu  überbieten  und  nahezu  uner-
schöpflich. Wer kann von sich schon behaupten, er
würde die Welt kennen, alle Teile dieser Erde? Wer

kann aber auch von sich behaupten, er würde den
Nordwesten unserer Republik kennen?

Leider kann ich dieses Thema heute aber nicht
aus der Sicht eines Reisenden beleuchten, sondern
muss dies aus der Sicht eines Parlamentariers, eines
Gesellschafters oder Controllers tun. Erwarten Sie
also bitte keinen Reisebericht, wie Sie ihn vielleicht
von Goethe kennen, sondern zunächst einige sprö-
de Zahlen, die sich vielleicht auch teilweise mit dem
decken, was Frau Winther schon gesagt hat! Die
Zahlen sind aber wichtig, das Thema ist wichtig, und
darum sollte man sie sich noch einmal vor Augen
führen.

Das Thema Tourismus hat in der Tat eine beson-
dere Bedeutung für Bremen und Bremerhaven, ge-
rade vor dem Hintergrund des Strukturwandels, den
wir hier so nötig haben und auf den wir hinarbeiten.
Als Teil des Dienstleistungssektors werden hier 16 000
Arbeitsplätze angeboten. 16 000 ist eine hohe Zahl,
sie deckt sich mit der Zahl, die der größte private
Arbeitgeber hier anbietet, da allerdings direkt, im
Tourismusbereich als direkte und indirekte Arbeits-
plätze. Erfreulich ist aber, dass in den letzten fünf
Jahren jährlich zwischen 500 und 1000 Arbeitsplät-
ze dazugekommen sind. In der Tat also eine Dyna-
mik, die sehr positiv ist, eine Entwicklung, die man
weiterhin unterstützen muss!

Schauen wir uns die kurzfristige Entwicklung an,
eine Zahl, die Frau Winther auch schon genannt
hatte: Hamburg und Bremen gemeinsam mit 8,1 Pro-
zent auf dem zweiten Platz nach Berlin mit 14 Pro-
zent, wobei der Bundesdurchschnitt bei einem Pro-
zent liegt, eine ebenfalls erfreuliche Zahl, allerdings
bezogen auf das erste Halbjahr 2004, das muss man
dazusagen! Das Jahr 2003 war ähnlich erfolgreich,
ein Plus in den Übernachtungen – wir reden hier
von Übernachtungen – von 1,7 Prozent. Das war
auch überdurchschnittlich, wenn man es mit dem
Bundesdurchschnitt vergleicht, also sehr erfreulich
das Jahr 2003 und das Jahr 2004.

Frau Winther hat es aber auch gesagt: Von wo star-
ten wir denn eigentlich? Wenn man sich die Zahlen
des Niveaus anschaut, auf dem wir uns heute befin-
den, sieht es nicht ganz so erfreulich aus, das muss
man auch fairerweise sagen. Bei den Übernachtun-
gen je Einwohner liegt Bremen im Jahr 2002 zum
Beispiel im Großstadtbereich mit einem Wert von 2,1
weit unter dem Durchschnitt von 3,4 der bundes-
deutschen Städte bei den Übernachtungen je Ein-
wohner. Bei der Betrachtung der absoluten Zahlen
muss festgestellt werden, dass Bremen im Jahr 2003
mit 1,09 Millionen Übernachtungen nur Platz elf
belegt, Bremerhaven mit 190 000 Übernachtungen
im Rahmen zwölf definierter Vergleichsstädte Platz
acht. Mit anderen Worten: Bremen und Bremerha-
ven befinden sich auf einem immer noch relativ nied-
rigen Niveau, holen derzeit aber kräftig auf.

Die kurzfristige Entwicklung ist sehr positiv. Da-
bei  profitieren  beide  vom  anhaltenden  Trend  zu
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Städte- und Kulturreisen. Sie haben darauf hinge-
wiesen: Bremen und Bremerhaven sind auf der letz-
ten RDA, das ist die größte Fachmesse für Bustou-
ristik in Köln, immerhin vom größten Fachmagazin
für Bustouristik zur Destination des Jahres 2004 ge-
wählt worden. Die BTZ und die BIS erhielten für ihr
Verkaufshandbuch auf dieser RDA einen weiteren
Preis, nämlich den „Roten Bus“. Ich denke, darüber
freut sich auch die CDU-Fraktion. Im nächsten Jahr
heißt er vielleicht schwarzer Bus, und dann gewin-
nen wir ihn wieder, und dann freut sich die SPD-
Fraktion.

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, dann kommt erst einmal der

grüne!)

Oder der grüne Bus, aber den grünen Bus gibt es ja
schon! Jedenfalls freuen wir uns alle gemeinsam
über den Gewinn dieser Preise.

Die diesjährige Studie „Tourismus“ des EQUIB –
das ist die Entwicklungsplanung, Qualifizierung im
Lande Bremen, durchgeführt vom Institut für Arbeit
und Wirtschaft der Universität Bremen gemeinsam
mit der Arbeitnehmerkammer – hebt die Zielgrup-
penkompetenz in der Tourismuswirtschaft als einen
elementaren Erfolgsfaktor hervor. Ob ältere Men-
schen,  Jugendliche,  Behinderte,  Öko-,  Wellness-,
Kultur- oder Bildungstouristen, künftig wird es im-
mer wichtiger sein, zielgruppenspezifische Kunden-
bedürfnisse zu erkennen sowie gezielt zu bedienen.

Der durchschnittliche Bremenbesucher ist 46 Jah-
re alt, kommt aus Niedersachsen oder Nordrhein-
Westfalen und gibt abzüglich Übernachtungskosten
38 Euro in der Stadt aus. Das sind drei von mehre-
ren Erkenntnissen einer im April veröffentlichten
Gästebefragung, durchgeführt vom Bremer Institut
für Tourismus, Wirtschaft und Freizeitforschung im
Auftrag der BTZ. Das Institut ist übrigens an der
Hochschule Bremen ansässig.

Weitere Erkenntnisse sind, dass zum Beispiel 81,5
Prozent der Besucher aus Deutschland an die We-
ser  reisen,  43,7  Prozent  über  Nacht  blieben,  im
Durchschnitt drei Nächte und dass die Tagesgäste
rund sechs Stunden in der Stadt verweilen. 40 Pro-
zent der Besucher folgten der Empfehlung von Freun-
den und Bekannten, und knapp zehn Prozent der
Gäste waren über Prospekte, Kataloge oder Plakate
auf  Bremen  aufmerksam  geworden.  Für  fast  alle
Gäste war die historische Innenstadt ein Reiseziel,
und zehn Prozent dieser Gäste besuchten das Uni-
versum oder das Übersee-Museum.

Das sind Fakten, die müssen auch in Zukunft ver-
dichtet werden. Auf Basis dieser Fakten müssen dann
von  unseren  Tourismusgesellschaften  neue  Ver-
marktungswege entwickelt werden, respektive die
bestehenden Produkte optimiert werden, vielleicht
auch neue Produkte generiert werden. Ich nenne
einmal zwei Beispiele, Produkte übrigens, die letzt-

lich keinen hohen Investitionsbedarf nach sich zie-
hen: Canal Link in Bremen oder das Thema Schei-
dungstourismus in Bremerhaven, wen es interessiert,
der kann mich direkt ansprechen. Ich möchte das
Thema Scheidungstourismus und auch Canal Link
jetzt nicht weiter vertiefen,

(Zurufe von der SPD – Abg. B ö h r n s e n
[SPD]: Wir sind sehr neugierig! – Heiterkeit)

aber das sind zwei sehr interessante Ansätze, die
sehr zielgruppenspezifisch entwickelt wurden. Ich
bin mir sicher, vor diesem Hintergrund, auch vor dem
Hintergrund dieser beiden gewählten Beispiele, vor
dem Hintergrund, dass die Tourismusgesellschaften
eine derart weitgehende Zielgruppenspezifität be-
reits an den Tag legen, ist hier erkannt worden, wie
wichtig es ist, auf die Zielgruppen einzugehen. Frau
Winther hat es auch gesagt, nicht anhand dieser kon-
kreten Beispiele!

Ich muss einfach noch einmal betonen, ich bin mit
dieser Entwicklung eigentlich sehr zufrieden. Sie ist
meines Erachtens aus der Sicht eines Controllers
oder Gesellschafters oder Parlamentariers – sehen
Sie es, wie Sie es möchten! – als sehr positiv zu be-
werten. Doch unterstellen wir einmal, der Output
sei in Ordnung, und aus der Sicht eines Gesellschaf-
ters, der sich diese Marktdaten ansieht, diese Erfol-
ge ansieht, den Output analysiert, wird dann aber
auch die Frage nach dem Input gestellt. Da muss
einfach konstatiert werden: Wir haben in den letz-
ten Jahren in diesem Bereich gewaltige Kraftanstren-
gungen unternommen. Es sind teilweise sehr riskan-
te Projekte auf den Weg gebracht worden, um neue
attraktive Produkte mit großer Strahlkraft zu schaf-
fen, und es liegt in der Tat eine hervorragende tou-
ristische Basis vor. Das muss man einfach sagen.

Freimarkt, Weihnachtsmarkt, Sail, Zoo am Meer,
Universum, Botanika, Sechs-Tage-Rennen, Werder
Bremen, die ganzen Museen und Theater, die fan-
tastischen  Ausstellungen  in  der  Kunsthalle,  die
Schlachte,  die  Messe-  und  Kongressfaszilitäten,
Schaufenster Fischereihafen, das neue Projekt Al-
ter/Neuer Hafen in Bremerhaven, das Musikfest dür-
fen wir im Moment gerade genießen, Sommer in Les-
mona – man möge mir verzeihen, dass ich jetzt nicht
weitermache und alles aufzählen kann, wobei sicher-
lich auch viele andere Projekte eine Nennung ver-
dient hätten –, aber damit liegt ein riesiges Potential
vor, ein riesiges Potential, das es auch optimal zu
vermarkten gilt.

Dazu kommen die vielen architektonischen At-
traktionen unserer Städte, beispielhaft sei hier nur
der Marktplatz in Bremen genannt, mit Rathaus, Ro-
land, Dom und Schütting. Das Rathaus und der Ro-
land sind seit Juli auf der Unesco-Liste, Weltkultur-
erbe, des Weiteren wird, Frau Winther hat es auch
genannt, die Bewerbung der Kulturhauptstadt eine
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sicherlich auch mittelfristige Basis für eine Vermark-
tung liefern. Bremen und Bremerhaven sind als Stadt
der Wissenschaft ausgezeichnet worden. In den letz-
ten Jahren sind eine Reihe erfolgreicher Messen und
Kongresse in Bremen veranstaltet worden. Sie se-
hen, ich könnte das fortführen ohne Ende.

Wir haben wunderbare Bedingungen hier in Bre-
men und Bremerhaven, das Ganze touristisch zu ver-
markten. Hier gilt es nicht, aus Stroh Gold zu spin-
nen, sondern das Gold vernünftig zu vermarkten, in
die Welt zu tragen, und aus der Gesellschafter-, Par-
lamentarier- oder Controllersicht muss ich sagen, wir
haben viel Geld in diese Branche Tourismus ge-
steckt, und wir haben auch entsprechende Erwar-
tungen an die Tourismusgesellschaften für die Zu-
kunft. Wir erwarten beispielsweise neben der Ziel-
gruppenspezifität ein gesundes Verhältnis zwischen
touristischer Infrastruktur und stattfindenden Events,
also eine Balance aus den langfristigen, mit konti-
nuierlicher Wirkung strahlenden Infrastrukturen und
den kurzfristigen, eine hohe Effektivität erzielenden
Events. Bei all dem –

(Glocke)

ich komme sofort zum Ende, Herr Präsident! – set-
zen wir natürlich auf eine gute Abstimmung und
Kooperation der Tourismusgesellschaften BTZ und
BIS untereinander, aber auch mit den anderen Kon-
zerntöchtern wie beispielsweise HVG, Bremen Mar-
keting, die die Leitlinie vorgeben, Corporate Identi-
ty, City Identity und allen anderen Betreibergesell-
schaften der touristischen Attraktionen.

Ich möchte schließen mit einem Lob und einem
Dank an die Personen und handelnden Akteure die-
ser Branche, und ich möchte das auch auf das Taxen-
gewerbe ausweiten nach der Debatte, die wir vor-
her hatten, denn es ist in der Tat wichtig, dass die
Menschen, die nach Bremen kommen, auf eine po-
sitive Stimmung stoßen. Es ist die Souveränität im
zwischenmenschlichen  Umgang,  die  Deutung  der
Signale der Besucher, der Wünsche, die erkannt wer-
den müssen. Ich bin der Meinung, dass auch hier
Bremen  vorbildlich  ist.  Ich  saß  gestern  auf  dem
Marktplatz und bin derart nett bedient worden, als
ich einen Kaffee trinken wollte. Dabei fiel mir ein,
dass ich heute zu diesem Thema reden würde. Ich
möchte auch dieser Dame, die mich gestern so wun-
derbar bedient hat, zusammen mit Frau Stahmann
übrigens saß ich dort, ganz herzlich danken stell-
vertretend für alle in dieser Branche Tätigen für ihre
Leistungen. Das ist wichtig für Bremen. – Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Letzteres war außerhalb Ihrer
Redezeit. Als nächster Redner hat das Wort der Ab-
geordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Wunder-
bar! Man hat ja das Gefühl, dass man bei dieser Fra-
ge eine großkoalitionäre wirtschaftspolitische Fei-
erstunde stört, wenn man das eine oder andere dazu
auch noch kritisch sagen will. Bei aller Lyrik, bei al-
lem Bekenntnis zu unseren wunderschönen Städ-
ten Bremerhaven und Bremen, also zu unserem wun-
derschönen Bundesland, was ich bei Frau Winther
auch herausgehört habe, es wundert einen nicht,
dass Bremerinnen und Bremer Bremen und Bremer-
haven lieben, darüber braucht man hier nicht lange
zu reden, das mache ich auch. Insofern können wir
an dieser Stelle gemeinsam feiern. Ich bin auch hier
geboren, und es ist alles sehr nett hier. Jetzt aber
einmal ein Stück ernsthafter!

Herr Präsident, meine Damen und Herren, es geht
in dieser Frage um Ökonomie. Das ist jedenfalls der
Ausgangspunkt dieser Diskussion. Es geht nicht um
Lyrik, und es geht nicht um diese Dinge. Tourismus
ist ein weites Feld. Viele Dinge sind miteinander
verzahnt. Frau Winther hat auf einige hingewiesen,
die ich auch zum Teil so teilen kann. Ich brauche
nicht alles zu wiederholen. Wenn wir Science-Stadt
sind, ist doch klar, dass es sinnvoll ist, wenn ver-
sucht wird, wissenschaftliche Kongresse nach Bre-
men zu holen. Das ist für jeden offensichtlich, dass
es Verbindungen gibt in diese Bereich hinein. Was
mich stört, ist, dass man bei den Stärken dieser Stadt
zum Beispiel überhaupt nicht erwähnt, welche Grün-
züge diese Stadt hat, welche sanften Tourismusmög-
lichkeiten diese Stadt hat, die tauchen auch in der
Antwort des Senats wenig auf, sehr bescheiden. Ich
glaube aber, dass sie eine zunehmend größere Rol-
le spielen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben im Grunde genommen so etwas in Bre-
men, was, glaube ich, nicht so viele wissen, ich be-
haupte einmal, wir haben die längste Skaterbahn in
dieser Republik. Man kann von der Moorlosen Kir-
che im Prinzip bis nach Lilienthal per Inlineskater
fahren. Es ist ein kleines Stück, dafür bin ich sogar,
dass das asphaltiert wird. Ich rede schon immer mit
dem Bausenator, dass er doch die paar Meter noch
asphaltiert, denn dann hätten wir die längste Ska-
terstrecke in dieser Republik mit ganz wenig Teer
und Asphalt. Das wäre zum Beispiel eine Maßnah-
me, die erstaunlich billig wäre im Investieren, aber
eine große Wirkung haben könnte.

Ich sage Ihnen, Ihre touristischen Besucherzah-
len, die Sie hier nennen, sind gestiegen. Das ist so.
Darüber freuen wir uns auch außerordentlich, kei-
ne Frage. Ich muss jetzt aber ein bisschen Wasser in
diese Feierstunde, in diesen Wein schütten, Ihre ei-
genen Prognosen, was Sie mit den Projekten errei-
chen wollten, liegen weit darüber. Sie sind mindes-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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tens 40 Prozent über Ihren eigenen Prognosen ge-
blieben. Die Tourismusprognose des BAW zum Bei-
spiel wollte durch den Space-Park 216 000 Besucher
zusätzlich  nach  Bremen  holen.  Die  gleiche  Prog-
nose wollte durch das Musical 130 000 neue Besu-
cher und Touristen nach Bremen holen. Ihre Zah-
len, die Sie zur Berechnung Ihrer Investitionen neh-
men, so genannte regionalwirtschaftliche Effekte: Sie
investieren in ein Projekt wie das Musical und sa-
gen dann, dadurch haben wir soundso viel mehr Tou-
risten, und die soundso viel Touristen lassen in Bre-
men soundso viel Geld, weil sie in Hotels gehen, weil
sie in Restaurants gehen, weil sie hier Geld ausge-
ben.

Diese Rechnung, Frau Winther, geht nicht auf, weil
Ihre Prognosen im Ansatz zu hoch gegriffen sind,
ich möchte nicht sagen größenwahnsinnig sind. Bei
all den Projekten, die in Bremen auf die Schiene
gesetzt worden sind, ich behaupte nicht, dass die
alle schlecht waren, verstehen Sie mich nicht falsch,
sind Ihre Prognosen weit über das Ziel hinausge-
schossen. Jetzt bessern Sie nach und freuen sich über
einen kleinen Erfolg.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Dann bekommt der BAW noch ein

Gutachten!)

Der macht andauernd Gutachten. Der BAW ist da-
bei Spitze, vor allen Dingen, weil der gleiche Mensch,
der viele dieser Projekte auf die Schiene gesetzt hat,
im Nachhinein die ganze Geschichte auch noch ein-
mal begutachten darf. Das ist sensationell, wie eng
in Bremen manchmal die Räume werden. Auf jeden
Fall ist es so, dass Sie mit Ihren Ausgangspunkten
daneben liegen und dass Ihre Wirtschaftlichkeits-
rechnung an dem Punkt nämlich scheitert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn Sie mit Tourismus Haushaltskonsolidierung
machen wollen, wenn Sie ernsthaft eine Verbesse-
rung auf der Einnahmenseite in dieser Stadt errei-
chen wollen durch Tourismus, dann müssen Sie mit
ehrlichen Prognosen, mit ehrlichen Erwartungen an
diese Projekte herangehen, und dann kommen Sie
vielleicht auch einmal dazu, bei diesen größenwahn-
sinnigen Projekten, die unglaublich hoch zu finan-
zieren sind, kaum zu finanzieren sind, Abstriche zu
machen und auf den Boden der Realität zurückzu-
kommen.

Das wäre beim Space-Park schön gewesen. Sie
bedauern das als leicht gedämpftes Tourismuspro-
jekt. Ich behaupte, es hat niemand schöngeredet, es
ist einfach falsch konzipiert, es ist falsch auf den Weg
gebracht worden, und man hätte ein bisschen frü-
her auf Kritiker in dieser Stadt bei diesen Projekten
hören sollen, dann hätte man sich viel Ärger erspa-
ren können. Jetzt sagen Sie nicht, die Kritiker ha-

ben genau dieses Projekt kaputt geredet! So einfach
funktioniert die Welt beileibe nicht, Frau Winther.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ich bin wirklich daran interessiert, dass wir diese
Chance  Tourismus  nutzen,  denn  jeder  weiß,  dass
Bremen Potentiale ohne Ende hat, aber das ist an all
diesen Fragen der Haken, Frau Winther. Daran kön-
nen Sie sich vielleicht – und Sie reden ja immer gern
nach mir noch einmal, weil Sie meinen, Sie müssten
dann alles noch einmal ein bisschen zurechtrücken
– am Space-Park einmal abarbeiten und mir erklä-
ren, wie das eigentlich zustande kommt, dass selbst
in diesen Antworten immer noch Tourismuszuwachs-
zahlen durch den Space-Park stehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
K a s t e n d i e k  [CDU]: Das eine hat doch

mit dem anderen nichts zu tun!)

Womit hat das nichts zu tun, Herr Kastendiek?
Bitte laut und deutlich! Ich verstehe Sie sonst nicht
und die Zuhörer am Radio schon gar nicht! Was woll-
ten Sie sagen?

(Abg. Frau W i n d l e r  [CDU]: Machen
wir jetzt hier ein Zwiegespräch?)

Nein, aber wenn Herr Kastendiek einen Zwischen-
ruf macht, dann möchte ich wenigstens verstehen,
was er sagt, damit ich darauf reagieren kann!

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Das kön-
nen wir draußen beim Kaffee machen!)

In Ordnung, machen wir das bei einem Kaffee!

Ich bleibe beim Tourismus, und ich sage Ihnen,
dass diese Stadt große Potentiale hat. Ich habe ganz
stark das Gefühl, dass auch Herr Kottisch eben ein
bisschen verkennt, worum es tatsächlich wirtschafts-
politisch geht, denn bei aller Lyrik und bei aller Net-
tigkeit, natürlich ist das so, dass diese Stadt sich
freundlich präsentieren muss, weltoffen präsentie-
ren muss, aber, Herr Kottisch, wir wollen doch nicht
organisieren, dass die Bremerinnen und Bremer in
die Welt hineinfahren, sondern wir wollen versu-
chen, dass die Welt auf Bremen schaut. Das ist eine
etwas andere Sichtweise.

Als  Sie  eben  eingestiegen  sind,  haben  Sie  im
Grunde genommen den Prozess andersherum orga-
nisiert. Ich wäre froh, wenn Bremen interessanter
wird für alle Besucher europaweit, meinetwegen
auch weltweit. Das Auswanderermuseum, deswe-
gen sage ich überhaupt weltweit, hat eine große
Attraktivität hinein in die USA, denn jeder weiß, dass
die Amerikaner sehr geschichtsbewusst sind und an
ihren  Ursprungsort  der  Auswanderung  gern  auch
einmal wieder zurückkommen. Aber selbst in der
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Frage ist es nicht gelungen, das einzigartig zu ma-
chen, weil Hamburg offensichtlich auch noch ein-
mal einen Schritt schneller war als Bremen. Das är-
gert mich an der Stelle außerordentlich, denn Bre-
men hätte dort tatsächlich eine eigenständige Pro-
jektierung haben können. An solchen Stellen sind
wir dann zu schlapp.

Ich sage noch zwei Sachen, denn heute Morgen
war diese interessante Debatte über solche Fragen
wie Sportevents oder Kirchentag. Das sind natürlich
Events, die Bremen bekannt machen, beliebt ma-
chen. Die Menschen kommen hierher, sie diskutie-
ren, singen, tanzen, machen alles Mögliche und sa-
gen, diese Stadt ist eine wunderbare Stadt, man
kommt gern auch wieder hierher. Das Problem des
Space-Parks ist doch ganz deutlich. Man geht ein-
mal dort hin, und dann war es das. Das Universum
ist deswegen erfolgreicher als der Space-Park, weil
man längere Zeit dort zubringen kann, weil es auch
reizvoll ist, nach einem halben Jahr noch einmal dort
hinzugehen, zwei-, vielleicht dreimal das Teil zu be-
suchen, weil es auch immer wieder etwas Neues gibt.
In den Space-Park, ich habe die weiche und auch
die etwas härtere Eröffnung mitgemacht, in diese
Veranstaltung brauchte ich nicht noch einmal hin-
zugehen, denn ich habe das in den Zeiten alles ken-
nen lernen können, und dann kann einem das ge-
fallen oder auch weniger, je nach Bedarf. Ich war
jedenfalls  danach  der  Meinung,  das  reicht  fürs
Erste. Im Universum war ich schon mehrfach,

(Abg. F o c k e  [CDU]: Da kann man mit
Bauklötzen spielen!)

und ich finde es immer wieder spannend, gerade auch
mit Kindern, weil man auch dieses Anfassen, dieses
Lernen in diesem Teil machen kann.

So gesehen muss man bei den Projekten sehr ge-
nau hinschauen, und es hat wenig Sinn, wenn Herr
Scherf heute Morgen sagt, was die Messe betrifft,
wir haben die Hallen jetzt schon einmal gebaut, jetzt
müssen wir sie irgendwie füllen. Das, bitte schön,
meine Damen und Herren, ist eine Haltung, die ich
irgendwie schwer nachvollziehen kann. Ich habe
schon einmal von einem anderen Senator gehört, wir
haben jetzt schon gerodet, also muss man auch bau-
en. Wenn das die Logik Bremer Politik wird, auch
im Tourismusbereich, mit Verlaub, so, glaube ich,
kann man das nicht angehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann komme ich zum Ende! Ich hoffe, dass wir
gleich in der Mittagspause freundlich bedient wer-
den. Taxifahrer werden wir wahrscheinlich nicht be-
nötigen, aber freundliches Personal. Herr Kottisch,
gehen Sie doch wieder hin, wo es so nett war, und
trinken dort Ihren Kaffee! – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort Herr Staatsrat Dr. Färber.

Staatsrat Dr. Färber: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte für mich und für Sie
noch einmal versuchen, die Diskussion etwas zusam-
menzufassen. Ich knüpfe einmal bei Herrn Kottisch
an, der Frage, was ist eigentlich Tourismus, und Ih-
rer Frage, wer kennt schon die Welt! Ich drehe das
einmal um und sage, die Welt kennt die Bremer
Stadtmusikanten, und nicht alle haben sie gesehen.
Ich denke, dort ist noch eine Menge Potential.

(Beifall bei der CDU)

Eine andere Erfahrung, die ich gemacht habe:
Viele Menschen in dieser Welt kennen die berühm-
te Biermarke, die aus der Stadt Bremen kommt. Nicht
alle wissen, dass dieses Bier aus Bremen kommt.
Gehen Sie einmal dort hin und besichtigen Sie die
Produktion!

(Abg. Frau W i n d l e r  [CDU]: Kaffee
auch!)

Ich denke, damit haben wir noch eine ganze Men-
ge Potential. Für mich, wenn ich frage, was ist das,
was meinen wir mit Tourismus, ist das doch irgend-
wie der Sachverhalt, dass Menschen irgendwo hin-
fahren, wo sie meinen oder wo sie wissen, dass es
dort schön ist, dass es etwas Interessantes gibt, et-
was Besonderes gibt. Das kann sehr vielfältig sein,
das wurde auch gesagt.

Wenn wir nun wollen, dass Touristen nach Bre-
men kommen, das stelle ich einhellig fest, das ist
hier einhellig gesagt worden, dass wir das wollen,
wenn wir überzeugt sind, dass wir etwas zu bieten
haben, auch das habe ich deutlich herausgehört,
dann müssen wir um diese Menschen, die dann rei-
sen wollen, werben, sie informieren und ihnen ver-
künden, dass es hier etwas Tolles gibt. Zweitens
müssen wir ihnen dann auch etwas Tolles bieten,
wozu sie sagen, ich komme wieder beziehungswei-
se ich erzähle meinen Nachbarn oder Freunden, dass
es dort etwas Tolles gibt. Als Maßstab für diese Din-
ge, wie nun Tourismus in Bremen stattfindet, gibt es
wunderbare Dinge im Vergleich, was wir Benchmar-
king nennen, da sind es die Tagesbesucher, die wir
zählen, dann sind es die Übernachtungen, die wir
zählen, und da ist es auch immer wieder die Auf-
enthaltsdauer, wie lange denn die Menschen nun
hier bleiben.

Wir wissen, dass wir da eine sehr positive Entwick-
lung haben, aber wir wissen auch sehr genau, dass
wir da noch einen Nachholbedarf haben, wenn wir
uns mit anderen Städten vergleichen. Mehr Men-
schen sollten kommen, und sie sollten auch länger
bleiben, und dafür müssen wir ihnen Argumente lie-
fern. Wir müssen ihnen etwas anbieten, wir müssen
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unser Angebot noch erweitern. Auch das habe ich
hier festgestellt, dass das eine einhellige Meinung
ist. Ich denke, wir müssen – das ist sehr richtig –
unser Marketing da noch weiter verstärken. Das, was
wir machen, ist schon sehr gut, aber wir müssen es
ausweiten, insbesondere auch ins Ausland, denn das
findet im Moment so gut wie nicht statt.

Nach den Erfahrungen, Frau Winther, Sie haben
das angesprochen, mit den letzten Tagen hier, schö-
nes Wetter ist auch immer ein wunderbares Argu-
ment für die Gäste, die in dieser Stadt sind, das im
Besonderen zu erleben, dafür sind wir ja zuständig.

(Zuruf von der CDU)

Wenn wir feststellen, es ist ja immer wieder die Fra-
ge, wenn irgendwo eine Investition ansteht für ein
neues Hotel, dann regen sich die vorhandenen Ho-
telbesitzer auf und sagen, es gibt genug Kapazitä-
ten. Ich stelle fest, auch im Vergleich zum Bench-
marking mit anderen Städten haben wir Rückstän-
de. Es ist aber klar, dass diese Investitionen, die in
den letzten Jahren auch deutlich stattgefunden ha-
ben, immer konform gehen mit dem, was wir sei-
tens  der  öffentlichen  Hand  an  Infrastruktur,  an
Events und ähnlichen Dingen machen.

Was wir machen wollen, was passiert ist, ist ei-
gentlich hinreichend in der Antwort beschrieben. Ich
kann Ihnen auch ankündigen, dass wir das noch ein-
mal in einem neuen Tourismusprogramm zusammen-
fassen wollen, an dem wir arbeiten. Die wesentli-
chen Elemente sind genannt, Thema Science-Cities,
mir wurde aus dem Haus der Vorschlag gemacht,
vielleicht entwickeln wir uns hier ja auch zu einer
Science-Center-City. Das fände ich ganz interessant.
Messe/Kongresse, ich denke, wir sind da gut im
Kommen. Bei dem Thema Stadt am Wasser bezie-
hungsweise Stadt am Fluss, wie immer wir es nen-
nen mögen, sehe ich noch viele Möglichkeiten, auch
bei dem Thema Veranstaltungen, Events in einer
Abfolge, große Events jedes Jahr, kleinere Events,
durchgängig über das Jahr, in dem Sinn, dass man
sagen kann, hier ist immer etwas los. Die große Ziel-
setzung hier ist, denke ich, das Thema Kulturhaupt-
stadt.

Zum Abschluss möchte ich mich ganz besonders
für das Lob bedanken, das hier an die handelnden
Menschen gerichtet wurde. Mein Hinweis: Es sind
im Wesentlichen Menschen, die diese Arbeit in den
von uns eingerichteten Gesellschaften verrichten. –
Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 16/364, auf die Große
Anfrage der Fraktionen der CDU und der SPD Kennt-
nis.

Gesetz zur Änderung des Bremischen Be-
soldungsgesetzes

Antrag der Fraktionen der CDU, der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen

vom 6. September 2004
(Drucksache 16/385)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich möchte eine kurze Anmerkung ma-
chen! Ich möchte nicht zur Sache reden und auch
nicht die Debatte eröffnen.

Zur Anmerkung: Die Kritik an dem Verfahren, das
meine Person betrifft, halte ich aufrecht. Das ist vom
Verfahren her – ich bin ja neu in diesem Haus – sehr
unglücklich gelaufen. Was Sie aus dem Vorgang ler-
nen sollten, ist die Tatsache nämlich, dass dieses
Haus nicht nur aus Fraktionen besteht, sondern eben
auch aus gewählten Abgeordneten, und wenn die-
se sich an der Parlamentsarbeit, am Parlamentsbe-
trieb beteiligen wollen, dann, denke ich, müssen sie
auch entsprechend informiert werden und rechtzei-
tig die Unterlagen bekommen, damit sie sich dann
auch entsprechend einbringen können. Die Kritik
am Verfahren halte ich also aufrecht. Mir ist in den
Gesprächen, die ich seit gestern hier geführt habe,
auch zugestanden worden, dass dieser Punkt be-
rechtigt ist. Ich habe deshalb auch die Hoffnung, dass
mir das in Zukunft in dieser Weise nicht wieder pas-
sieren wird.

Zur Sache selbst nur so viel: Der Innensenator,
dafür bedanke ich mich, und auch einige andere Kol-
legen im Haus, mit denen ich darüber habe reden
können,  haben  mich  über  den  Vorlauf  dieser  Ge-
schichte informiert. Insofern kann ich zumindest nach-
vollziehen, dass Sie alle informiert waren, nur eben
ich als Sonderfall seit einem Jahr eben nicht. In der
Sache selbst kann ich mich natürlich noch nicht end-
gültig schlau machen. Mir sind zwar Dinge gesagt
worden, aber diese Informationen habe ich während
des Parlamentsbetriebs gestern und heute bekom-
men, deswegen kann ich mir da selbst noch kein end-
gültiges Urteil bilden. Wenn ich zustimmen würde,
würde ich mir ein solches endgültiges Urteil bilden,
wenn ich ablehnen würde, wäre es das gleiche Pro-
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blem. Deswegen komme ich für mich persönlich zu
dem Ergebnis, dass ich mich bei der Abstimmung
zu diesem Punkt der Stimme enthalten werde.

Als Schlussbemerkung würde ich mir wünschen,
dass Sie in Zukunft einen solchen Lapsus nicht mehr
machen. – Vielen Dank!

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Kleen.

Abg. Kleen (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich will einfach nur, damit das nicht
nur im Zwiegespräch bleibt, sondern hier auch ganz
offen geäußert wird, unser Bedauern darüber aus-
drücken, dass wir versäumt haben, Herrn Wedler
einzubinden. Wir haben in der vergangenen Legis-
laturperiode über diese Dinge ganz ausführlich in
der Innendeputation gesprochen und dort einen ein-
stimmigen Beschluss herbeigeführt. Wir haben so-
zusagen als Innenpolitiker das in die Fraktionen hin-
eingebracht und Sie dann ein ganz kleines bisschen
übersehen. Das wird uns als Innenpolitiker sicher
nicht wieder passieren.

Ich ärgere mich umso mehr, weil ich fest davon
überzeugt bin, wenn wir Sie eingebunden hätten,
dann wäre das heute einstimmig, und ich habe die
Hoffnung, dass wir das in Zukunft einfach so ma-
chen werden.

Der Zeitpunkt erklärt sich schlicht daraus, das hat-
ten Sie gestern angesprochen, dass, wenn wir das Ge-
setz heute beschließen, wir den allgemeinen Beför-
derungstermin 1. Oktober erreichen können. Das wür-
den wir gern, um dann im gemeinsamen Zug zu fah-
ren. Deshalb glaube ich, dass die übrigen Mitglie-
der des Hauses auch zustimmen können. – Danke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Be-
soldungsgesetzes, Drucksache 16/385, in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/Die
Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. W e d l e r  [FDP] und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt das Gesetz in erster Lesung.

Interfraktionell wurde vereinbart, Behandlung und
Beschlussfassung in erster und zweiter Lesung vor-
zunehmen.

Ich lasse deshalb jetzt darüber abstimmen, ob wir
jetzt die zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Wir kommen nun zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Be-
soldungsgesetzes, Drucksache 16/385, in zweiter Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD, CDU und Bündnis 90/Die
Grünen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. W e d l e r  [FDP] und Abg. T i t t -
m a n n  [DVU])

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Meine Damen und Herren, damit hätten wir die
Mittagspause erreicht.

Ich unterbreche die Sitzung.

(Unterbrechung der Sitzung 12.54 Uhr)

*
Vizepräsidentin Dr. Mathes eröffnet die Sitzung wie-
der um 14.31 Uhr.

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Die unterbrochene
Sitzung der Bürgerschaft ist wieder eröffnet.
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Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine Gruppe von Seniorinnen und Senioren der
Egestorff-Stiftung. Herzlich willkommen!

(Beifall)

Zukunft des Wohnens

Große Anfrage der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 9. Juni 2004

(Drucksache 16/ 278)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 24. August 2004

(Drucksache 16/375)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Eckhoff, ihm
beigeordnet Staatsrätin Kramer.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich frage Sie, Herr Eckhoff, ob Sie das möchten.

(Senator E c k h o f f: Ich verzichte!)

Sie verzichten!

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bür-
gerschaft in Fraktionsstärke verlangen.

Wir treten in eine Aussprache ein.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wir haben die Anfrage zur
Zukunft des Wohnens an den Senat gestellt, um zu
erfahren, wie der Senat auf die vielfältigen Verän-
derungen, die sich zurzeit stellen – ich nenne hier
nur die Stichworte demographischer Wandel oder
schrumpfende Städte –, in wohnungspolitischer Hin-
sicht reagieren will.

Zuerst einmal belehrt uns der Senat darüber, was
eine Prognose ist. „Eine Prognose dient“ – ich zitiere,
Frau Präsidentin, mit Ihrer Genehmigung – „ja nicht
nur dazu, aus heutiger Sicht wahrscheinliche Ent-
wicklungspfade aufzuweisen, sondern bei negativ
eingeschätzter Entwicklung alles zu tun, damit sie
so nicht eintreffen.“ Leider sind wir uns immer noch
nicht darüber einig, ob und wie die Bevölkerung im
Lande Bremen wachsen wird oder nicht. Klar ist, wir
wünschen uns mehr Einwohnerinnen und Einwoh-
ner, ob das allerdings auch so eintreten wird, ist eine
ganz andere Frage.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Wohnungspolitisch  stellt  sich  allerdings  diese
Frage so schlicht und einfach nicht. Da geht es, wie
der Senat darstellt, um Haushaltsgrößen, die sinken
werden, Wohnungsgrößen, die steigen werden, um
Veränderungen  von  Lebensstilen,  um  den  Gebur-
tenrückgang und das Älterwerden. Das erfordert
heute, da im Grundsatz rein quantitativ genug Woh-
nungen vorhanden sind, eher eine qualitative Ant-
wort auf diese Fragen.

Der Senat trifft nun insgesamt verschiedene, mei-
nes Erachtens richtige Feststellungen zu diesen Fra-
gen. Ich zitiere wiederum mit Ihrer Genehmigung,
Frau Präsidentin: „Vor dem Hintergrund veränderter
Bevölkerungs- und Haushaltsstrukturen sowie wirt-
schaftsstruktureller Anpassungsprozesse sind die zu-
künftig zu erwartenden Entwicklungstendenzen auf
dem Wohnungsmarkt für Unternehmen, Verwaltun-
gen und Politik von erheblicher Bedeutung, und auf-
grund der zu erwartenden Bevölkerungs- und Haus-
haltsentwicklung wird der Schwerpunkt auf Maß-
nahmen im Gebäudebestand liegen. Neubauten wer-
den sich ganz überwiegend auf den Bereich selbst
genutzten Wohneigentums konzentrieren.“ Soweit
zu den allgemeinen Feststellungen!

Im Einzelnen hätte ich mir aber noch die eine oder
andere  differenziertere  Antwort  gewünscht,  zum
Beispiel auf die Frage, wie wir eigentlich mit den
Leuten, mit den Familien, die bei geringerem Ein-
kommen – oder sonst wie sozial benachteiligt sein
mögen – und auf billige Wohnungen und auch Miet-
wohnungen angewiesen sind, umgehen. Es geister-
te im Sommer durch die Presse, dass, wenn in Ost-
erholz-Tenever saniert worden ist, dort für Sozial-
wohnungen kein Platz mehr sei. Es kann ja irgend-
wie nicht Zweck der Übung sein, dass wir mit den
Wohnungsbaugesellschaften eigentlich eine gute
Sache machen, aber die konkret Betroffenen dann
nur Nachteile davon haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es kann nicht sein, dass die ja gewollte Aufwer-
tung von Wohngebieten dazu führt, dass die, die das
nicht mehr bezahlen können, wegziehen müssen.
Darüber müssen wir sicherlich in der Bau- und mög-
licherweise auch in der Sozialdeputation noch eini-
ge Gedanken verschwenden.

Ein zweites Beispiel: Es wird besonders auf ein
Modellprojekt „Wohnen im Alter“, „Wohnen plus
minus 60“ heißt es, für die so genannten „jungen
Alten“ hingewiesen. Das ist gut und richtig. Der de-
mographische Prozess legt es ja nahe, es reicht aber
so allein, finde ich, nicht. Eigentlich wollen wir doch
auch noch mehr Kinder und Familien mit Kindern
in der Stadt haben, und diese wollen auch nicht alle
in einem Einfamilienreihenhaus am Rande der Stadt
wohnen.

Herr Senator Eckhoff, Sie waren ja auch am Sonn-
tag auf dem Stadtteilfest in Peterswerder auf dem
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Brommyplatz. Da dürfte Ihnen nicht entgangen sein,
dass es mitten in der Stadt von Kindern nur so ge-
wimmelt hat. Mein eigenes war auch dabei. Wir ha-
ben großkoalitionär Luftballons mit nach Hause ge-
bracht.

(Senator E c k h o f f :  Deswegen sind sie
so schnell ausgegangen auf dem Fest!)

Ja, wir haben mehr Gas in die Luftballons gelassen,
Sie waren da sparsamer!

(Senator E c k h o f f :  Wir haben aber
länger durchgehalten!)

Zurück zum Thema: Was will ich nun damit sa-
gen? Wohnungspolitik heißt ja hier nicht nur, auf
Prognosen zu reagieren, also Wohnungen für ältere
Menschen bereitzustellen, weil wir in Zukunft mehr
ältere  Menschen  in  unserer  Stadt  haben  werden,
sondern auch an der Prognose „mehr Ältere, weni-
ger Kinder“ zu arbeiten und auch für Familien das
Wohnen in Bremen und Bremerhaven attraktiv zu
machen, für Familien mit Kindern. Das heißt sanier-
te Schulen, sichere Schulwege, aufgeräumte Spiel-
plätze und Grünanlagen! Es heißt eben nicht nur
Wohnung, sondern meint auch vielmehr das Ganze
darum herum, meint attraktive Stadtviertel an sich.

Mein Kritikpunkt ist – obwohl ich die Mitteilung
insgesamt für eine gute Antwort halte, mit der wir
in der Deputation mit Sicherheit gut weiterarbeiten
können –, dass aus der Antwort zu wenig deutlich
wird, was überhaupt Wohnen in der Stadt heißt, was
unterscheidet uns eigentlich vom Umland, was macht
die Stadt so attraktiv gegenüber dem Häuschen im
Grünen.

Wir wohnen hier ja alle in Bremen oder Bremer-
haven in der Stadt, mit oder ohne Kinder, und wir
haben unsere Gründe dafür gehabt, nicht in das Um-
land abgewandert zu sein. Ich denke, wir sollten an
unseren  Stärken  anknüpfen  und  nicht  versuchen
wollen, das bessere Umland zu sein. Es sind in der
Mitteilung einige gute Projekte und Modelle ange-
sprochen, und in dem Sinne bedanke ich mich für
die Antwort und denke, wir haben in der Fachde-
putation noch genug Stoff zum Weiterdiskutieren.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU)*): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Als wir uns vor ein paar Jahren
über den Wohnungsbau in Bremen unterhielten, war
es viel dramatischer, weil wir nämlich einen Woh-
nungsnotstand  hatten.  Den  haben  wir  mittlerweile
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nicht mehr, wie man ja feststellen kann. Feststellen
kann man aber auch, und das sieht man an der Ant-
wort auf die Große Anfrage, dass wir in den letzten
Jahren  sehr  viele  Wohnungen  gebaut  haben.  Die
meisten Wohnungen, und den Wandel haben wir in
den letzten Jahren ja geschafft, sind Eigentumsmaß-
nahmen.

Frau Kummer, ich glaube, das ist auch ein gutes
Beispiel dafür, dass Familien mit Kindern in Bremen
wieder  wohnen  können,  weil  wir  nämlich  Woh-
nungsbaugebiete ausgewiesen haben, wo Eigentum
geschaffen werden konnte, wo die Kinder auch in
den Gärten spielen können. Nicht nur in der Innen-
stadt sind viele Kinder, auch in den anderen Stadt-
teilen in Bremen sind Kinder, und diese Stadtteile,
meine Damen und Herren, liegen in Bremen, Bre-
men hat eine Zentralfunktion.

Es ist eben ein Unterschied, ob ich im Umland
wohne und 20 Kilometer zum nächsten Supermarkt
fahre oder zur nächsten kulturellen Einrichtung oder
ob ich in einer Großstadt wohne, in der ich mit dem
öffentlichen Nahverkehr auch einiges erreichen kann.
Das wollten wir ja auch eigentlich erreichen mit un-
serem Programm, dass die Leute im Grünen woh-
nen können, aber trotzdem zentral in der Stadt woh-
nen können und in unseren Stadtgrenzen bleiben.
Diesen Wandel haben wir meines Erachtens in den
letzten Jahren geschafft. Vorher hatten wir nur Fort-
züge, jetzt, in den letzten drei Jahren, haben wir
Zuzüge. Das ist, glaube ich, das kann man für die
Vergangenheit sagen, ein gelungenes Projekt gewe-
sen.

Jetzt sprechen Sie die neuen Prognosen an, und
die werden hier ja auch besprochen: GEWOS und
die langfristige Globalplanung! Die haben wir in den
letzten Jahren immer wieder einmal erneuert, und
es sind neue Untersuchungen gemacht worden. Al-
lerdings muss ich Ihnen sagen – ich mache schon
seit zehn oder elf Jahren Wohnungsbaupolitik –, bis-
her haben diese Prognosen nie gestimmt. Das ist ja
auch das Problem, was die Prognosen betrifft.

Die alten Prognosen gingen von einer schrump-
fenden Stadt aus. Sie haben uns in Bremen schon
unter 500 000 gerechnet. In diesen beiden Progno-
sen werden auch Szenarien aufgestellt. Hier hat es
sich allerdings etwas gewandelt. Jetzt ist Bremen
keine schrumpfende Stadt mehr, sondern nur Bre-
merhaven noch. Ich warne aber davor, solche lang-
fristigen  Prognosen  immer  so  wörtlich  zu  nehmen,
wie sie festgeschrieben und niedergeschrieben sind.
Man muss es immer regelmäßig vergleichen, ob es
wirklich stimmt oder nicht.

Wenn wir nach den letzten Jahren gehen, wie sich
die letzten Jahre in Bremen entwickelt haben, dann
muss man einfach feststellen, und das wird auch in
dieser Großen Anfrage gesagt, dass es nach wie vor
noch Bedarf für Eigentumsmaßnahmen gibt. Es ist
nicht so, dass der Wohnungsmarkt gesättigt ist. Was
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die Wohnungen insgesamt betrifft, haben wir viel-
leicht keinen Wohnungsnotstand mehr, aber Nach-
fragebedarfe haben wir trotzdem noch.

Nachfragebedarfe haben wir insbesondere nach
Eigenheimen, und deswegen ist es auch ganz wich-
tig,  dass  wir  an  unseren  wohnungsbaupolitischen
Zielsetzungen festhalten, nämlich Wohnungsbauge-
biete ausweisen. Dazu gehören eben auch die Oster-
holzer Feldmark und Brokhuchting als ganz wichtige
Standorte für Eigentumsmaßnahmen, um nicht nur
in einem Teil der Stadt wie in Borgfeld Maßnahmen
zu schaffen, damit die Leute bei uns bleiben, son-
dern  auch  in  den  anderen  Teilen  und  Rändern
der Stadt wie in Osterholz und Brokhuchting. Des-
wegen müssen wir auch an diesen Wohnungsbau-
gebieten festhalten, meine Damen und Herren.

Dann wird auf den demographischen Wandel ein-
gegangen, das ist eine ganz wichtige, zukünftige Be-
trachtung, und es wird auf den Bestand eingegan-
gen. Es ist ja sicherlich richtig, was Frau Kummer
gesagt hat, wir müssen dafür sorgen, dass wir auch
bezahlbaren Wohnraum behalten, das ist völlig rich-
tig. Ich bin aber nicht so ganz der Meinung, dass das
nun eine rein staatliche Aufgabe ist.

Wir haben in den letzten 40 Jahren Wohnungs-
bau betrieben, indem wir den sozialen Wohnungs-
bau gefördert haben mit, ich glaube, über die Jahre
hinweggerechnet  Milliardenbeträgen.  Den  Firmen,
den  Wohnungsbaugesellschaften,  ich  gehöre  ja
selbst dem Aufsichtsrat einer großen Wohnungsbau-
gesellschaft an, die ungefähr 38 000 Wohnungen im
Bestand hat, gehören mittlerweile lastenfrei diese
Wohnungen, größtenteils über 40 Jahre abfinanziert.
Ich glaube, es ist nicht in erster Linie jetzt der Staat
gefragt, für Erneuerungs-, Modernisierungs- und Be-
standsmaßnahmen zu sorgen, sondern wir können
natürlich, und das ist auch eine Verpflichtung von
uns, flankierend dabei sein. Es muss aber auch die
Initiative dieser Gesellschaften selbst sein, dafür zu
sorgen, den Wohnraum so zu gestalten, dass er auch
für Leute mietbar ist.

(Abg. D r .  S i e l i n g  [SPD]: Darum wol-
len wir ja auch nicht verkaufen, damit sie

bezahlbar sind!)

Das ist doch Unsinn! Das eine hat doch mit dem
anderen gar nichts zu tun! Das sage ich ja genauso
den Gesellschaften, die privat sind und diese Woh-
nungen haben. Es ist keine staatliche Aufgabe, das
zu machen. Wir haben die Wohnungen schon ein-
mal finanziert und müssen sie nicht noch einmal fi-
nanzieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Das  gilt  für  Gesellschaften,  die  mehrheitlich  in
Staatsbesitz sind, es gilt aber genauso für Gesell-
schaften, die in Privatbesitz sind. Es ist die Aufgabe

eines jeden Vermieters, seinen Wohnungsbestand
so zu pflegen, dass er auch entsprechend genutzt
werden kann. Flankierend können wir natürlich hel-
fen, indem wir uns an die veränderten Rahmenbe-
dingungen erinnern und dann auch gewisse Hilfen
geben, wenn zum Beispiel Grundrisse von Wohnun-
gen verändert werden müssen. Das muss mittler-
weile gemacht werden, denn sonst besteht nur noch
die Möglichkeit des Abrisses dieser Wohnungen,
weil sich eben die Lebensgewohnheiten der Men-
schen verändert haben. Es ist ja selbst bei einer sta-
gnierenden Wohnungsbevölkerung nicht so, dass wir
keinen Wohnungsneubau oder keine Veränderun-
gen in den Wohnungen mehr brauchen.

Wir müssen die Grundrisse und die Quadratme-
terflächen der Wohnungen verändern. Wir müssen
sie altersgerecht gestalten, sie müssen barrierefrei
werden, nicht nur die Neubauten, sondern auch die
Altbauten müssen hergerichtet werden. Da gibt es
eine ganze Menge Dinge, bei denen auch der Staat
vielleicht behilflich sein kann. Beim grundsätzlichen
Mietwohnungsneubau aber, dessen bin ich mir ziem-
lich sicher, haben wir keinen großen Bedarf mehr,
und da werden wir auch keinen großen Förderungs-
bedarf  mehr  haben.  Die  Programme  müssen  also
ganz anders sein.

Wenn wir über Wohnungsbauförderung und über
Wohnungsbauprogramme reden, dann können wir
eigentlich nur noch über diese Eigentumsmaßnah-
men reden, die ich eben angesprochen habe, und
die davor habe ich auch schon angesprochen, in-
dem wir jungen Familien mit Kindern Hilfen geben,
um ihnen zu ermöglichen, dass sie sich Wohnungs-
eigentum schaffen, denn auch Wohnungseigentum
ist eine ganz wichtige Stütze der Altersvorsorge, das
wissen  wir  ja.  Wer  Wohnungseigentum  hat,  der
braucht sich später nicht um die Miete zu kümmern
und hat im Laufe seines doch mindestens dreißig-
jährigen Berufslebens, wenn nicht noch länger, auch
die Möglichkeit, die Immobilie so abzufinanzieren,
dass sie im Alter lastenfrei ist. Das ist eine wichtige
Sache.

Dann haben wir neue Wohnformen, die angespro-
chen werden. Das haben wir auch in den letzten
Jahren schon angefangen. Wir wollen das Wasser,
das wir in der Stadt haben, nämlich die Weser, wie-
der mit in das Wohnen einbeziehen, damit die Men-
schen auch in der Stadt wohnen können. „Wohnen
an Wall und Weser“ ist das schöne Schlagwort. Das
fängt jetzt hoffentlich bald an. Wir haben die Vor-
aussetzungen für die ersten Bebauungspläne ge-
schaffen.

Es gibt aber auch andere Möglichkeiten, das wis-
sen wir durch viele leerstehende Büroflächen. Es ist
schon  einmal  in  den  letzten  Monaten  hier  in  der
Bürgerschaft angesprochen worden, wie man Woh-
nen in der Stadt ermöglichen kann. Das Baulücken-
programm, das wir aufgelegt haben, ist sehr weit
abgearbeitet, hat sehr erfolgreich funktioniert, aber
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es wird natürlich immer schwieriger, weil manche
Baulücken nicht so einfach zu bebauen sind. Es gibt
teilweise sehr schwierige Eigentumsverhältnisse, so
dass es jetzt immer schleppender vorangeht, diese
Flächen auch zu schließen.

Grundrissveränderungen und so weiter habe ich
schon genannt. Wir hatten dann in der Koalition so
einen kleinen Disput vor dieser Diskussion, weil es
darum ging, auch in einem Antrag festzulegen, ob
wir gewisse Maßnahmen vorsehen sollten, die alle
unter  anderem  von  Frau  Kummer  angesprochen
worden sind. Ich glaube aber, wir können uns nicht
verzetteln. Wir haben kein Geld für diverse Program-
me. Wir müssen die Programme, die wir haben, ver-
suchen zu verbinden, ob das nun WiN ist oder auch
Innenstadt- oder Stadtteilprogramme.

Überall dort, wo wir irgendwie Geld für Stadtteile
oder besondere Formen von Umfeldverbesserungen
zur Verfügung haben, sollten wir das zusammenfü-
gen und so versuchen, nicht nur in den Bestand in
den Gebäuden, sondern auch das Umfeld der Wohn-
anlagen und der Stadtteile zu verbessern.

(Glocke)

Ich glaube, dann werden wir auch zu einem guten
Ergebnis kommen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg. Frau Krusche (Bündnis 90/Die Grünen): Frau
Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich würde,
wenn man die Frage „Zukunft des Wohnens“ dis-
kutiert, sie unter drei Schlagwörter stellen, nämlich
unter die Schlagwörter „umdenken“, „umbauen“
und „anders finanzieren“. Ich hatte ja die Hoffnung,
Herr Focke, dass dieses Umdenken inzwischen auch
bei der CDU angekommen ist, aber nach Ihrem Re-
debeitrag bin ich dann doch nicht mehr ganz so si-
cher. Ich glaube, so weitermachen wie bisher, kön-
nen wir nicht, meine Damen und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Bevölkerungsentwicklung, das Älterwerden
der Gesellschaft, die Bevölkerungsabnahme bundes-
weit, das Sinken des Anteils der jungen Menschen,
also der demographische Wandel, wird das Gesicht
unserer beiden Städte in den nächsten Jahrzehnten
gravierend verändern. Es ist nötig und überfällig,
dass sich die Politik, und zwar nicht nur das Baures-
sort, nein, ressortübergreifend mit dieser Entwick-
lung  auseinander  setzt.  Voraussetzung  dafür,  ob
Städte wachsen oder schrumpfen, ist zuallererst, ob
die Menschen Arbeitsplätze finden oder nicht. Das

gilt insbesondere für Bremerhaven, das können wir
am Sinken der Bevölkerung deutlich ablesen.

Ich will mich heute auch nicht mit der CDU da-
rüber streiten, um wie viele Personen Bremerhaven
oder Bremen schrumpfen oder wachsen werden. Das
ist nicht der entscheidende Punkt. Der entscheiden-
de Punkt ist, dass wir alles dafür tun müssen, damit
unsere beiden Städte weiterhin lebenswerte Stand-
orte sind. Wir müssen auch Bevölkerungsprognosen
nicht demütig hinnehmen, sondern alles daranset-
zen, attraktive Arbeitsplätze in beiden Städten her-
zustellen und attraktive Lebens- und Wohnbedin-
gungen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dennoch bleibt die Erkenntnis, dass Bremen und
Bremerhaven 2020 ein anderes Gesicht haben wer-
den. Zehn Prozent weniger junge Menschen unter
15 Jahren, aber 17 Prozent mehr Menschen über 65
Jahren. Die Anzahl der Ein- und Zweipersonenhaus-
halte steigt an, der Quadratmeterverbrauch pro Per-
son wächst. Ich zitiere mit Erlaubnis der Präsiden-
tin: „Die klassische junge Familie mit Kindern ver-
liert für den Wohnungsmarkt in Zukunft an Bedeu-
tung. Dagegen werden Haushaltstypen wie Paare
ohne Kinder, Alleinerziehende, Singlehaushalte je-
den Alters, Seniorenpaare, Patchworkfamilien im-
mer mehr die Nachfrage bestimmen.“ Das ist die
Analyse des Senats, und die teilen wir Grünen aus-
drücklich. Wir kritisieren dagegen, dass der Senat
weiter an seiner Strategie festhält, für den Einfami-
lienhausbau, Zitat, „ein breit gefächertes Angebot
an Wohnungsbauflächen bereitzustellen.“

Meine Damen und Herren, Ihre Analyse ist rich-
tig, aber Ihre Schlussfolgerungen, und das haben
auch die Äußerungen von Herrn Focke gezeigt, sind
falsch. Wir brauchen in Bremen zukünftig eben nicht
weitere neue, die Betonung liegt auf neue, großflä-
chige Wohnungsbaugebiete, wie zum Beispiel die
Osterholzer Feldmark. Wir haben im Bestand auch
für den Einfamilienhausbau im jetzigen gebauten
Bremen und Bremerhaven genügend Flächen in den
Städten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Was wir brauchen, darauf hat Frau Kummer hin-
gewiesen, sind mehr Angebote für unterschiedliche
Milieus in der Stadt, und zwar in Innenstadtnähe.
Der Stadtwerder ist nun eine attraktive Lage, innen-
stadtnah, und ich hoffe, dass da auch wirklich etwas
städtebaulich Herausragendes entsteht. Für uns
Grüne ist der Europahafen in der Überseestadt ein
wichtiges neues Entwicklungsgebiet, gerade wenn
man attraktive Lagen am Wasser in Innenstadtnähe
mit neuen Wohnungen bebauen will.

Wir brauchen in den nächsten Jahren neue Woh-
nungen, das ist richtig. Wir brauchen aber vor allen
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Dingen andere Wohnungen. Städtische Wohnungen
für kleine Haushalte, altengerechte Wohnungen mit
Serviceeinrichtungen, barrierefrei, aber auch kosten-
günstiger  Wohnraum  für  alle  diejenigen,  die  eben
nicht die Qual der Wahl haben, sondern darauf an-
gewiesen sind, dass es in Bremen und Bremerha-
ven  auch  zukünftig  preiswerten  Wohnraum gibt.
Mieterhöhungen in einem sanierten Osterholz-Te-
never wären da wirklich völlig kontraproduktiv.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir müssen beim Verbrauch von Grund und Bo-
den umsteuern. Das Statistische Landesamt hat aus-
gerechnet, dass im Jahre 2003  107 620 Quadratme-
ter  neue  Wohnungsbaufläche  entstanden  ist.  Das
entspricht etwa einer Fläche von 14 Fußballfeldern.
Meine Damen und Herren, eine Fläche von 14 Fuß-
ballfeldern, wir Grünen wollen, dass diese Flächen
auf bestehendem Gebiet entstehen und nicht immer
weiter auf der grünen Wiese neue Flächen versie-
gelt werden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir  Grünen  fordern,  dass  sich  in  Zukunft  die
öffentliche Wohnungsbauförderung auf Bestandsan-
passung,  Lückenbebauung  und  Umnutzung  von
brachliegenden Bereichen und Gebäuden in den ge-
wachsenen Stadtquartieren konzentrieren muss. Die
kommunalen Mittel und die Bundesmittel, darauf ha-
ben meine Vorredner hingewiesen, werden immer
knapper. Die Zeiten des Sowohl-als-auch, Herr Fo-
cke, sind vorbei. Wir müssen uns in den nächsten
Jahren massiv auf den Bestand konzentrieren.

Es ist mehr als deutlich, dass in Zukunft der Stadt-
umbau im Zentrum aller Förderinstrumente stehen
muss. Wenn der Senat betont, dass die Wohnungs-
nachfrage zukünftig stärker von qualitativen als von
quantitativen Faktoren bestimmt werden wird, und
diese Einschätzung teilen wir, dann müssen wir die
politischen Rahmenbedingungen zielgenau erfas-
sen. Wir brauchen für alle Stadtteile Quartiersent-
wicklungsprogramme, gerade auch für die Stadt-
teile mit großen Problemen wie beispielsweise Lehe
und Geestemünde. Da reichen bauliche Aufwertun-
gen bei weitem nicht mehr aus. Vielmehr geht es
um Programme gegen zunehmenden Leerstand von
Läden, wie zum Beispiel auch im Steintorviertel zu
beobachten oder aber in Vegesack.

Die WiN-Mittel sind auch in Zukunft für uns Grü-
ne unverzichtbar, um ein sozialverträgliches Mitein-
ander gerade in schwierigen Stadtteilen zu organi-
sieren. Wir brauchen Programme zur Förderung der
lokalen Ökonomie, und meines Erachtens müssen
wir  auch  der  „Aldisierung“,  sage  ich  einmal,  der
Städte Grenzen setzen, um die Nahversorgung in
den einzelnen Stadtquartieren nicht zu gefährden.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir müssen wissen, welche Schulstandorte in Zu-
kunft schließen werden und welche sinnvolle Nach-
nutzung es für leerstehende Gebäude geben kann
und muss. Wichtig ist für mich vor allem, dass es
attraktiven Wohnraum, gerade für junge Leute, ge-
ben muss. Da eignen sich hervorragend verschie-
dene  leerstehende  Gebäude,  gerade  auch  in  der
Überseestadt.

Der Stadtumbau erfordert ein hohes Maß an Ko-
operation nicht nur mit Privaten, mit der Wohnungs-
wirtschaft, sondern auch Kooperationen der unter-
schiedlichen Ressorts. Der Umbau und auch der Ab-
riss von bestehenden Gebäuden, siehe Tenever, kos-
ten enorme Summen. Die unterschiedlichen staatli-
chen  Programme  müssen  unserer  Meinung  nach
zielgenauer  aufeinander  abgestimmt  werden  und
auch in Zukunft mit Wirtschaftsförderprogrammen
vernetzt werden. Wir Grünen sehen in der Antwort
des Senats erste Signale, dass von weiteren Wachs-
tumsphantasien in der großen Koalition Abstand ge-
nommen wird, und das begrüßen wir ausdrücklich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Alle Maßnahmen, die in unseren beiden Städten
getroffen werden, um die Attraktivität in den ge-
wachsenen Stadtquartieren zu steigern, und dazu ge-
hört eben sehr viel mehr als nur das Gebaute, Frau
Kummer hat darauf hingewiesen, die Lebensqualität
in den Stadtquartieren ist elementar, um die Men-
schen in den Städten zu halten, dazu gehört auch
eine angemessene Verkehrspolitik! Das sehen wir
nun gerade wieder an der Debatte über den Aus-
bau der Schwachhauser Heerstraße. Wenn man Men-
schen nicht aus der Stadt vertreiben will, dann ge-
hört dazu auch ein Umgehen mit den Verkehrsmen-
gen.  Auch  hier  muss  die  Lebensqualität  an  erster
Stelle vor weiteren Straßenausbauten in Wohnge-
bieten stehen. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächster Redner
erhält das Wort Herr Senator Eckhoff.

Senator Eckhoff: Frau Präsidentin, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Im Endeffekt haben die
Vorredner alles Wichtige zu dieser Debatte gesagt.

(Abg. D r .  S c h u s t e r  [SPD]: Dann
setzen Sie sich doch wieder!)

Es stellt sich die schwierige Frage, wie man dies zu-
sammenfasst. Wo gibt es scheinbare Gegensätze, die
man vielleicht auch zu gemeinsamen Zielen zusam-
menführen kann?

Ich  will  mich  zunächst  einmal  dafür  bedanken,
dass doch von allen drei Fraktionen für die Antwort
ein gewisses Lob zuteil geworden ist. Ich werde das
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gern an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wei-
terreichen, die diese Antworten formuliert haben.

Ich glaube aber sehr wohl, dass es in diesem Be-
reich eine Reihe von Gemeinsamkeiten gibt. Das
zeichnet sich schon, so glaube ich, auch besonders
ab, wenn man sich die verschiedenen Zeitachsen
anschaut. Die Statistiken geben heutzutage relativ
deutlich her, dass es insbesondere für den Bereich
des Einfamilienhausbaus, für die Reihenhäuser un-
gefähr einen Zeithorizont von acht bis zehn Jahren
gibt, in dem ein ganz intensiver Nachfragemarkt vor-
handen ist. Die Menschen sagen, daran haben wir
ein großes Interesse, wir wollen ein Reihenhaus, ein
Einfamilienhaus  erwerben  und  beziehen,  und  dort
müssen wir gewappnet sein.

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir mit den
Wohngebieten, die wir beschlossen haben, inklusi-
ve Brokhuchting und der Osterholzer Feldmark, in
dieser Zeitachse genau richtig liegen, und auch  wenn
eine Maßnahme wie in Borgfeld voll gelaufen ist,
brauchen wir weitere Flächen. Darüber hinaus, im-
mer Stand der heutigen Kenntnis, brauchen wir
wahrscheinlich keine zusätzlichen Gebiete, zumin-
dest so, wie es im Moment aussieht, keine größeren
Gebiete, weil dann von den Häusern, die in den sieb-
ziger  und  achtziger  Jahren  entstanden  sind,  eine
ganze Menge auch wieder zum Verkauf anstehen.
Deshalb kann man aus dem Verkauf heraus auch die
Nachfrage, die dann aufgrund der Veränderung in
der Bevölkerung geringer wird, entsprechend be-
friedigen. Das heißt, wir streiten uns im Endeffekt
noch um die beiden Themen, Frau Krusche, über die
wir uns seit Jahren streiten, wo die Grünen eine an-
dere Auffassung haben. So gegensätzlich aber, wie
das vielleicht vor zehn Jahren noch gesehen wurde,
ist dies, glaube ich, nicht.

Danach, das muss man auch sagen, wird der Trend
eher zu den Fragen des citynahen Wohnens gehen.
Es gibt jetzt schon Nachfrage, aber der Trend zum
citynahen Wohnen wird sich danach verstärken. Ich
komme gleich noch einmal dazu, Frau Krusche, weil
ich glaube, dass das auch heute ein Thema ist. Dann
wird es aber natürlich eine stärkere Nachfrage nach
Wohnungen  an  den  Hauptverkehrsachsen,  nach
seniorengerechten Wohnungen et cetera geben, das
wird überproportional ansteigen und die Nachfrage
nach Einfamilienhäusern, Reihenhäusern wird dann
deutlich zurückgehen. Das lässt sich schon relativ
leicht mit der Statistik begründen, weil die meisten
heutzutage schon auf der Welt sind, so dass man sehr
gut  vorhersehen  kann,  wie  sich  der  Wohnraum  in
zehn Jahren auch tatsächlich entwickeln wird. Da
müssen wir jetzt natürlich auch schon gewappnet sein.
Wir wissen ja, wie lange teilweise solche Verfahren
dauern.

Wir wissen, dass wir uns mit dem Thema Über-
seestadt ein Projekt, das sowieso auf 30 Jahre ange-
legt ist, auf die Fahnen geschrieben haben. Natür-
lich müssen wir uns darauf einstellen, dass wir ins-

besondere in den Jahren ab 2012 dort eine verstärkte
Nachfrage nach Wohnformen im innerstädtischen Be-
reich haben. Ich glaube aber, dass wir da auch schon
aufgestellt sind.

Stadtwerder ist angesprochen worden; Kapitäns-
viertel in Bremerhaven ist solch eine Entwicklung,
bei der man genau in diese Richtung gegangen ist
und gesagt hat, genau die alte Rickmersbrache – das
müsste eigentlich ein Traumprojekt für die Grünen
sein –, also eine alte Industriebrache, wird jetzt um-
gewandelt zu ganz hervorragenden Einfamilienhäu-
sern, aber auch zu größeren Wohnungen. Ich finde,
es ist ein sehr gelungenes Projekt in Bremerhaven.
Das sollte man hier in einer Landtagsdebatte auch
einmal erwähnen.

Wir brauchen natürlich in diesem Bereich auch
entsprechend  in  Bremen  Suchräume.  Ich  glaube,
dass wir uns mit dem Bereich Wohnen zwischen Wall
und Weser sehr gut aufgestellt haben, um dies auch
fortzusetzen. Es gibt noch diverse andere Gebiete,
in Findorff und so weiter, die man jetzt hier gar nicht
alle erwähnen kann. Das heißt, es ist zunächst ein-
mal die Frage der unterschiedlichen Zeitperspekti-
ven bei den Suchräumen.

Darüber hinaus haben wir verschiedene Zielgrup-
pen, die wir ansprechen. Eine ganz wichtige, und
ich finde, der müssen wir auch oberste Priorität zu-
messen, ist natürlich das, was unter das Schlagwort
„Wohnen im Alter“ fällt. Es gibt sehr viele, die mitt-
lerweile aus dem Umland wieder nach Bremen zu-
rückkehren möchten, die sagen, wir möchten näher
ans Leben, wir wollen uns citynah Wohnungen su-
chen, die dann auch bereit sind, in die Stadt zurück-
zukehren. Da müssen wir ein entsprechend offensi-
ves Marketing entwickeln.

Die Neubürgeragentur hat dies erkannt und rich-
tet sich gerade auf diese Zielgruppe aus. Ich finde,
auch dort müssen wir schauen, indem wir Wohnun-
gen, das sind zum Teil auch neue Wohnformen, das
sind nicht immer nur Seniorenresidenzen oder was
auch immer, sondern das geht weit darüber hinaus,
dass  wir  an  den  Hauptverkehrsachsen,  an  den
ÖPNV-Achsen hauptsächlich in dem Bereich Wohn-
flächen ausweisen, um genau diesem Trend „Zurück
in die City“ Rechnung zu tragen.

Ein zweiter ganz wichtiger Punkt sind die Leute,
die auf der Suche nach einem Studienplatz sind, also
die, die am Beginn ihres Studiums stehen, die Bre-
men als attraktiven Studienort zur Kenntnis nehmen
müssen. Sie sind ganz wichtig, weil wir häufig na-
türlich den Wettbewerb um die klügsten Köpfe nach
einem Studium aufgrund unserer wirtschaftlichen
Infrastruktur  gegenüber  vergleichbaren  größeren
Städten wie Hamburg, wie München, die natürlich
dann auch immer die besten Studienabsolventen su-
chen, verlieren. Auch dort müssen wir uns einen Vor-
sprung schaffen. Das geht meines Erachtens nur zum
Studienbeginn.
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Ein dritter wichtiger Punkt ist die nach wie vor
wachsende Zahl von Singlehaushalten. Wenn man
sich das anschaut, müssen wir uns überlegen, wie
wir dort mit neuen Wohnformen tatsächlich reagie-
ren können. Auch dies ist ein ganz wichtiger Um-
gang mit dem Thema. Das sind für mich die drei
wichtigen Zielgruppen, die angesprochen werden
müssen und worauf wir auch mit unserer Wohnungs-
baupolitik reagieren.

Dann haben wir drei Bereiche, die ich einmal als
drei  besondere  Problembereiche  charakterisieren
würde,  worauf  wir  auch  entsprechend  hinweisen
sollten. Das ist zum einen natürlich das Thema Te-
never, das in Bremen in erster Linie diskutiert wird.
Ich finde es richtig, dass wir uns diesem Thema zu-
gewandt haben und dass da jetzt einiges passiert.

Ich glaube allerdings, wir müssen uns dort auch
noch einmal mit den Details auseinander setzen. Wir
müssen schon schauen, in welchem Tempo wir dort
den Umbau machen und wie weit der Umbau geht.
Eines ist wichtig, ich glaube nicht, dass wir an den
verschiedenen Stellen immer nach fünf, sechs Jah-
ren schauen und feststellen, das, was wir jetzt ge-
macht haben, reicht gar nicht. Wir haben im Endef-
fekt die nächsten Problemlagen geschaffen. Deshalb
bin ich dafür, wenn wir dabei sind, dann müssen wir
uns auch tatsächlich in Kürze damit beschäftigen,
ob wir zu den jetzt beschlossenen Maßnahmen nicht
noch weitergehende Maßnahmen ergreifen müssen,
damit Tenever dann tatsächlich in einem Rutsch so
saniert ist, wie wir uns das alle vorstellen.

Ein zweites Thema, das uns in Bremen beschäf-
tigt, da schaue ich Kollegen aus Bremen-Nord an,
ist natürlich der Bereich Lüssum. Da haben wir ei-
nen ersten Schritt gemacht, indem es eine Rahmen-
vereinbarung mit den betroffenen Wohnungsbauun-
ternehmen gibt. Es ist ganz wichtig, dass es uns bis
zum Jahresende gelingt, diese Rahmenvereinbarung
mit Leben zu erfüllen und dann mit konkreten Um-
setzungsschritten. Es ist bei mehreren Wohnungs-
bauunternehmen nicht ganz so einfach, weil der eine
im Endeffekt auf den anderen wartet und sagt, wenn
der  seine  Wohnungen  zuerst  vom  Markt  nimmt,
dann steigen meine wieder im Wert. Deshalb ist das
so wichtig, weil man nicht immer nur einen in Bre-
men damit belasten kann, sondern weil wir es hin-
bekommen müssen, das im Endeffekt zu einem Alle-
Mann-Manöver der bremischen Wohnungsbauunter-
nehmen zu machen.

Der dritte Punkt, da habe ich mir fest vorgenom-
men, das auch zu einem Schwerpunktthema zu ma-
chen, ist der Bereich Bremerhaven. Wir machen uns
sehr viele Gedanken über unsere Probleme, aber
wenn Sie sich in Bremerhaven die Bereiche Leher-
heide-West, Bürgerpark-Süd, Wulsdorf angeschaut
haben, stellen Sie fest, dass dort die Probleme viel
größer sind als die, die wir hier in Bremen kennen.
Darauf müssen wir reagieren. Deshalb ist es mein
festes Ziel, dass wir von den Mitteln, die uns aus

Bundesprogrammen  zusätzlich  zur  Verfügung  ste-
hen, nach Möglichkeit einen Satz, der deutlich über
den Bremerhaven zustehenden 18, 20 oder 25 Pro-
zent liegt – er müsste und nach meiner Auffassung
zirka 50 Prozent erreichen –, Bremerhaven zur Ver-
fügung, um dort einen Schwerpunkt unseres Stadt-
umbaus tatsächlich auch zu ermöglichen, meine sehr
verehrten Damen und Herren!

(Beifall)

Der letzte Punkt, den ich ansprechen wollte, man
könnte hier wahrscheinlich stundenlang über die-
ses Thema diskutieren, sind dann Einzelthemen, die
uns beschäftigen. Da muss ich ehrlich sagen, habe
ich nicht auf alle Fragen, die hier gestellt worden
sind, Antworten.

Frau Krusche hat das Problem Ladengeschäfte ge-
nannt. Frau Krusche, das nehme ich als jemand, der
zwar nicht direkt im Steintor, aber doch in der östli-
chen Vorstadt wohnt, natürlich auch mit großer Sor-
ge zur Kenntnis, aber so einfach sind die Lösungen
nicht. Wir sind ja nicht in der Planwirtschaft, in der
wir zehn Firmen sagen könnten, ihr müsst jetzt in
die Läden hinein, die dort leer stehen. Das ist nicht
nur dort zu verzeichnen, sondern in vielen Stadttei-
len. Wir müssen uns sicherlich in der nächsten Zeit
hinsetzen und konkrete Lösungen finden, wie man
dort tatsächlich zu Lösungen kommen kann.

Ich weiß, dass das auch in meiner Fraktion disku-
tiert wird, wie wir das angehen können. Eine wirk-
same Maßnahme ist natürlich eine konsequente Wei-
terentwicklung  unseres  Innenstadt-/Stadtteilzen-
tren-Programms. Ich sage aber auch, diesem Trend
in der Gesellschaft, nach dem Motto „Geiz ist geil“,
und wir kaufen alle nur noch bei Aldi ein, kann man
natürlich als Politiker irgendwie auch nicht so fürch-
terlich  viel  entgegensetzen,  sondern  wir  müssen
schauen, wie wir tatsächlich damit umgehen.

Für das Steintor gibt es noch eine Lösung, indem
man wieder verstärkt in einen gastronomischen Be-
reich  gehen  könnte,  der  dort  immer  noch  wieder
nachgefragt wird. Das gibt es aber nicht in jedem
Stadtteil. Ob das auf Dauer die Lösung ist oder nur
wieder ein Trend, das wird man sehen.

Dann haben wir drei weitere Themen! Wir wer-
den diese noch ausführlich besprechen. Ich bin sehr
eng in Gesprächen mit Frau Kollegin Röpke. Wir
werden das Thema WiN in diesem Jahr dem Parla-
ment vorlegen und entsprechend Vorschläge ma-
chen. Das ist sicherlich ein sehr wichtiges Thema.

Ich sage auch ganz deutlich, ich finde, wir müs-
sen mit Kreativität, das kostet zwar häufig Geld, das
Thema barrierefreies Wohnen und Arbeiten weiter-
entwickeln. Da hat man als öffentliche Hand auch
eine  Vorbildfunktion.  Hier  haben  wir  vieles  über
manche Jahre verschlafen. Man muss da, glaube ich,
intensiver tätig werden, aber das kostet Geld, und
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Geld ist natürlich bei uns im Moment sehr knapp,
dass muss man an dieser Stelle auch sagen. Des-
halb werden wir dort nach Lösungen suchen müs-
sen, die wir uns auch leisten können. Ich glaube,
dass wir diesem Thema noch mehr Aufmerksamkeit
zuteil werden lassen müssen.

Mein weiterer Punkt: Wenn es uns dann noch ge-
lingt, diese ganzen Maßnahmen mit noch besserer
Architektur  hinzubekommen  –  nachher  gibt  es  ja
noch einen Antrag, dann bin ich aber leider nicht
dabei, sondern die Staatsrätin –, dann ist das, glau-
be ich, schon ein toller Schritt in die richtige Rich-
tung.

Letzter Punkt ist, das will ich an dieser Stelle sa-
gen: Die Grundlage dessen, dass wir uns so intensiv
mit dem Thema Wohnen beschäftigen, ist aber im-
mer wieder die Schaffung neuer Arbeitsplätze. Das
haben alle drei Redner in ihrem Redebeitrag gesagt,
weil neue Arbeitsplätze Sogwirkung in eine Region
haben. Wenn wir diese Sogwirkung in die Region
nicht entfalten, dann können wir uns über Wohnfor-
men lange Gedanken machen. Wir brauchen auch
den wirtschaftlichen Impetus.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb ist es so wichtig, dass wir an dem Weg
festhalten, den wir in den letzten Jahren eingeschla-
gen haben. Dann bin ich sehr zuversichtlich, dass
wir hier auch hoch attraktives Wohnen im Jahre 2020
haben. Dahin, finde ich, haben wir heute einen er-
sten wichtigen Schritt gemacht. – Vielen Dank für
die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt die Antwort des
Senats auf die Große Anfrage der Fraktionen der
SPD und der CDU zur Kenntnis.

Absage an Ausländer-TV

Antrag (Entschließung) des Abgeordneten
Tittmann (DVU)

vom 15. Juni 2004
(Drucksache 16/282)

Dazu als Vertreter des Senats Staatsrat Professor
Dr. Hoffmann.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg.  Tittmann  (DVU):  Frau  Präsidentin,  meine
sehr verehrten Damen und Herren! Seit über 30 Jah-

ren wird nun schon in Deutschland die Parole Aus-
länderintegration  ausgegeben,  ohne  dass  politisch
Verantwortliche im Stande gewesen wären, hier Lö-
sungen anzubieten, die als identitätsbewahrend im
Sinne  kultureller  Unterschiede  bewertet  werden
könnten.

Meine Damen und Herren, auch angesichts des
vom Bundestag gefeierten Zuwanderungsbeschlus-
ses stellt sich die Frage: Ist die Einschmelzung der
in Deutschland lebenden Ausländer im Sinne von
Assimilation gemeint, oder soll eine Mosaikgesell-
schaft entstehen, in der nationale Gruppen aus aller
Herren Länder nach Lust und Laune machen kön-
nen, was sie wollen? Nein!

Meine  Damen  und  Herren,  Milliarden  aus  der
Steuerkasse wurden und werden in die Verwirkli-
chung von Konzepten gesteckt, die so widersinnig
sind,  dass  sich  die  Effekte  gegenseitig  aufheben.
Ausländer sind leider gewissermaßen Versuchska-
ninchen überdrehter, spinnerhafter Weltverbesserer,
die schlaflose Wahnnächte, Integrationstraumtänze-
reien zelebrieren. Immer neue Überfremdungstheo-
rien werden von Politetablierten zusammengequak-
salbert.

Einen solchen Vorstoß macht nun auch Bürger-
meister Dr. Scherf. Er will nun einen eigenen öffent-
lich-rechtlichen Fernsehkanal nur für Ausländer. Die
Umsetzung  seiner  großartigen  Ideen  kostet  aller-
dings die kleine, lächerliche Summe von sage und
schreibe 15 bis 20 Millionen Euro, das sind unge-
fähr 40 Millionen DM. Dass das von Dr. Scherf und
Genossen gewünschte Ausländer-TV zu Lasten der
von den Zwangsgebühren der öffentlich-rechtlichen
Anstalten  erpressten  Gebührenzahler  geht,  dürfte
allerdings auch Ihnen klar sein!

Meine Damen und Herren, das tut aber dem Fim-
mel  der  Polit-Überzeugungstäter  keinen  Abbruch.
Entsprechend schwärmt jetzt bereits der WDR-Inten-
dant Fritz Pleitgen für Dr. Scherfs Integrations-TV
mit der Begründung – nun hören Sie genau zu! –, die
bisherige Versorgung der Ausländer mit Program-
men aus ihrer Heimat sei völlig ungenügend. Damit
würden  sich  ausländische  Mitbürger  in  unserem
Land nicht vollends heimisch fühlen.

Meine  Damen  und  Herren,  angesichts  dieser
Traumtänzerei stellt sich natürlich die Frage nach
der Programmgestaltung des Integrationsfernsehens
für die registrierten weit über 7,5 Millionen Auslän-
der, zumal in unseren Großstädten bereits Auslän-
der aus mehr als 170 Nationen leben, das nur ne-
benbei. Tatsache ist doch, dass ideologische Einpeit-
scher, die hiesige linke Politschickeria am lautesten
ja rufen, wenn es um das Hereinholen von noch mehr
Ausländern geht, aber am lautesten nein rufen, wenn
sie diese Integration in ihrer Villengegend wie zum
Beispiel  Bremen-Oberneuland  vollziehen  sollen.
Gleichzeitig aber lehnt eine einschlägige Riege von
Politintellektuellen  vom  Schlage  Joschka  Fischer,
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Schily, Trittin, Süssmuth oder Marieluise Beck jede
Identifikation mit Deutschland und dem deutschen
Volk ab, stellen ihre Nationalabneigung sogar exhi-
bitionistisch noch öffentlich zur Schau und weisen
die Schuld dann anderen zu.

Meine Damen und Herren, es gibt immer mehr
Ausländer, die zwar weiterhin die materiellen Vor-
teile  sehen  und  auch  annehmen,  sich  aber  in
Deutschland nicht integrieren lassen wollen. Meine
Damen und Herren, der Vorschlag von Dr. Scherf,
Ausländer-TV, ist nichts weiter als eine große Mo-
gelpackung. Wer es wirklich ernst meint mit Aus-
länderintegration, muss konsequent für den Stopp
des  weiteren  Massenzustroms  Fremder  eintreten.
Das ist auch im Interesse der vielen hier lebenden
anständigen Ausländer, erst recht wegen des immer
schärfer  werdenden  Konkurrenzkampfes  um  die
knapp gewordenen Arbeitsplätze durch die EU-Ost-
erweiterung.

Meine Damen und Herren, wer wirklich effektive
Ausländerintegration anstrebt, muss auch auf die In-
tegrationsfähigkeit der Fremden, der Ausländer ach-
ten. Nicht Dutzende von Millionen Euro teure Phra-
senprojekte à la Scherfs Ausländer-TV, für das vor
allem  deutsche  Gebührenzahler  aufkommen  müs-
sen, können im Sinne von Integration hilfreich sein.
Das sage ich hier in aller Deutlichkeit. Sie dienen
höchstens, aber allerhöchstens als Propagandainstru-
ment der herrschenden Altparteien von Rotgrün bis
Schwarzgelb, denen die Wähler in Scharen davon-
laufen.

Meine Damen und Herren, wer also Integration
will, muss in allererster Linie die nachweislich ver-
stärkte und ausufernde Ausländerkriminalität, sei sie
nun importiert oder hausgemacht, entschlossener be-
kämpfen. In dieser Hinsicht haben Bürgermeister Dr.
Scherf und der Innensenator wirklich ein sehr gro-
ßes Betätigungsfeld, doch Herr Dr. Scherf macht aus
seiner  Begeisterung  für  Zuwanderungslobbyisten
keinen Hehl. Zu einem solchen Irrweg gehört auch
der Vorschlag, einen eigenen öffentlich-rechtlichen
TV-Kanal für Ausländer einzurichten. Dieser Vor-
schlag, meine Damen und Herren, ist so überflüs-
sig, sinnlos und zweckentfremdet wie ein Kropf. Da-
rum  stimmen  Sie  diesem  Antrag  der  Deutschen
Volksunion zu! – Ich bedanke mich!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU)*): Frau Präsidentin, mei-
ne Damen und Herren! Also, Herr Tittmann, der
Antrag war nun schon völliger Stuss, was da auf dem
Papier stand!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das sind die
Forderungen von Herrn Dr. Scherf! Das ist

der Stuss!)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Aber Ihre Rede dazu ist, ehrlich gesagt, an Hirnris-
sigkeit nicht zu übertreffen!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Sie hatte wirklich medienpolitisch keinen Bezug, das
hatte jetzt mit dem Projekt gar nichts zu tun,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Oh doch!)

aber wir haben als Parlament auch einen pädagogi-
schen Auftrag, und deswegen versuche ich es ein-
fach einmal, ich glaube, es ist hoffnungslos, aber ich
versuche es trotzdem einmal, Ihnen zu erklären, wo-
rum es hier eigentlich geht.

Eines ist klar, es ist jetzt schon ohne Weiteres
möglich, ausländische Programme per Satellit oder
Kabel zu empfangen, so zirka 1600.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Ja, klar! Das
langt!)

Ja, klar, sagen Sie! Wir können uns jetzt zurückleh-
nen und sagen, das geht uns nichts an, wir lassen
die Mitbürger, die hier leben – es geht hier nämlich
nicht nur um Ausländer, sondern es geht auch um
Deutsche,  die  hier  Integrationsprobleme  haben,
sprich die Aussiedler –, ihre Programme anschauen,
und es geht uns eigentlich gar nichts an, obwohl sie
auch Gebührenzahler sind. Wir sind aber der Mei-
nung, dass wir da vielleicht gegensteuern sollten und
dies auch als legitimes Mittel für die Integration neh-
men, denn Integration ist mehr als bloßes Neben-
einander unverbundener Parallelgesellschaften. Un-
ser Ziel ist eine Kultur der Toleranz und des Mitein-
anders.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist übrigens aus dem Integrationspapier der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion.

Deswegen ist in diesem Projekt vorgesehen, es soll
gar nicht um einen TV-Kanal gehen, sondern erst
einmal um Formate, um ein auf ausländische Grup-
pen, aber auch um ein auf Aussiedler abgestimmtes
Programm in deutscher Sprache, wo auf das Lebens-
gefühl der hier Lebenden abgezielt wird, um somit
auch ein Verständnis füreinander zu erreichen. Wir
haben immer das Problem, wenn Sie sich auch ein-
mal ein bisschen im Ausland umschauen, dass es in
den ausländischen Programmen, ob aus Polen, Russ-
land, aus der Türkei, immer noch ein klischeehaftes
Bild von Deutschland gibt, wenn es irgendein Pro-
jekt ist.

Ein aktuelles Problem zum Beispiel in Polen ist
diese preußische Treuhand. Da wird dann darauf
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gehauen, da wird das Klischee der Deutschen be-
dient, und das kann nicht in unserem Sinne sein.
Weil  das  auch  Multiplikatoren  sind  in  den  zwi-
schenstaatlichen  Beziehungen,  sollten  wir  diesen
Bürgern,  die  hier  leben,  die  dann  auch  einmal  in
ihre alte Heimat fahren, Verwandte besuchen, da-
bei helfen, dass man diese Klischees in den Ländern
nicht bedient, sondern dass es auch von Deutsch-
land ein Bild gibt, wie es wirklich ist, und nicht im-
mer nur solche Bilder, wenn Sie oder Ihre Kamera-
den  dann  wieder  etwas  von  sich  gelassen  haben!
Das ist leider das Problem, das wir auch immer noch
haben.

Deswegen glaube ich, dass ein solches Projekt
vernünftig ist. Über die Einzelheiten und die Aus-
gestaltung muss man noch einmal inhaltlich reden.
Da sind wir auch noch nicht so ganz im Konsens,
das sage ich hier ganz offen. Es soll natürlich kein
Multikultiprogramm  werden  und  sagen,  Friede,
Freude, Eierkuchen, alles ist gut. Es soll natürlich
auch auf die Probleme abzielen, aber es ist ein rich-
tiger Schritt, denn es sind nun einmal Tatsachen, die
so sind, wie sie sind, und die können wir nicht än-
dern. Wir müssen jetzt in den nächsten Jahren da-
rauf aufbauen, dass wir ein vernünftiges gemeinsa-
mes Zusammenleben hinbekommen, und dann klappt
das auch. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Frau Präsidentin, meine sehr
geehrten  Damen  und  Herren!  Dass  wir  solch  ein
schlechtes  Klischee  im  Ausland  haben  und  ein
schlechtes Bild von Deutschland in den von Ihnen
eben genannten Ländern vorherrschend ist, liegt da-
ran, dass wir keine deutschen Politiker mehr haben,
die deutsche Interessen vertreten. Das liegt an solch
unsäglichen Auftritten wie von Kanzler Schröder und
anderen  Politikern,  die  deutsche  Interessen  nicht
richtig vertreten können.

Dass in Deutschland ein öffentlich-rechtlicher Fern-
sehkanal für Ausländer völlig überflüssig ist, ergibt
sich doch aus der Tatsache, dass Programme mit mul-
tikultureller Prägung bei ARD oder auch bei ZDF zu-
nehmend an der Tagesordnung sind.

(Abg. C r u e g e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Meinen Sie den Musikantenstadl oder

was?)

Das ist nämlich der Punkt. Als deutscher Fernseh-
zuschauer und Gebührenzahler wartet man doch Tag
für Tag vergebens auf Sendungen, die der nationalen

kulturellen Identität der Deutschen Rechnung tra-
gen. Sie sind es doch selbst, die uns schlecht ma-
chen. Das ist unerträglich. Statt Traumtänzerei wie
Integrations-TV  zu  propagieren,  sollte  Herr  Dr.
Scherf sich lieber mit Nachdruck für eine anständi-
ge Medienpolitik einsetzen und nicht für eine Ver-
hunzung der deutschen Sprache in der Werbung und
sonst wo.

Meine Damen und Herren, Ihre Mogelpackung
Ausländer-TV knüpft doch nahtlos an das an, was
von rotgrüner Chaosregierung und der schwarzgel-
ben Opposition als neues Zuwanderungsgesetz aus-
geheckt worden ist. Bei beiden Vorhaben handelt
es sich doch in Wahrheit um einen außenpolitischen
Schwindel und den Schwachsinn aller Zeiten, mei-
ne Damen und Herren!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Entschließungsantrag des Abgeordne-
ten Tittmann, DVU, mit der Drucksachen-Nummer
16/282 seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die
Grünen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Entschließungsantrag ab.

Bericht über die Tätigkeit der mit Förderaufgaben
beauftragten  juristischen  Personen  des  privaten
Rechts für das Jahr 2003 (Beleihungsbericht 2003)

Mitteilung des Senats vom 15. Juni 2004
(Drucksache 16/292)

Nachträglich möchte ich Ihnen mitteilen, dass die
staatliche Deputation für Umwelt und Energie auf ih-
rer Sitzung am 24. Juni 2004 dem in der Mitteilung
des Senats übermittelten Beschlussvorschlag zuge-
stimmt hat.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Senats, Drucksache 16/292, Kenntnis.
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Ladenöffnungszeiten landesrechtlich regeln
– Ladenschlussgesetz abschaffen!

Antrag des Abgeordneten Wedler (FDP)
vom 16. Juni 2004

(Drucksache 16/316)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Senatorin
Röpke, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Seit Jahren streitet die FDP für die
Abschaffung des Ladenschlussgesetzes. Leider ist es
bis heute nicht gelungen, dieses völlig überflüssig ge-
wordene Bundesgesetz aufzuheben, trotz aller Dis-
kussionen über Bürokratieabbau, Abschaffung über-
flüssiger Gesetze, Rückführung staatlicher Aufgaben
und Vergrößerung der Freiräume für die Bürger. Des-
halb wird es Sie nicht verwundern, dass ich im Ge-
folge der jüngsten Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zum Thema Ladenschlussgesetz die-
sen Antrag heute gestellt habe.

Das Bundesverfassungsgericht hat, wie Sie wis-
sen, in seiner Entscheidung vom 9. Juni 2004, also
vor gar nicht langer Zeit, zum Ladenschlussgesetz
klar gemacht, dass eine bundesrechtliche Regelung
des Ladenschlusses für die Herstellung gleichwerti-
ger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder für die
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im ge-
samtstaatlichen Interesse nicht erforderlich ist. Es
wird vielmehr konstatiert, dass durch die vielen Er-
mächtigungen im Ladenschlussgesetz an die Bun-
desländer zur Schaffung von Ausnahmen zum Aus-
druck gebracht wurde, dass einheitliche rechtliche
Regelungen zum Ladenschluss für das gesamte Bun-
desgebiet nicht für geboten erachtet werden. Es wird
auch klargestellt, dass der Bund keine Befugnis mehr
hat, das Ladenschlussgesetz grundlegend zu ändern.
Diese Befugnis steht nur noch den Ländern zu. Der
Bund muss die Länder dazu allerdings nach unse-
rem Grundgesetz, Artikel 125 a, formell ermächti-
gen. Mit meinem Antrag fordere ich deshalb den
Senat auf, im Bundesrat auf eine solche Ermächti-
gung hinzuarbeiten.

Den Medien habe ich nun entnommen, dass der
Bund nicht beabsichtigt, eine entsprechende Geset-
zesinitiative zu starten. Stattdessen solle die Föde-
ralismuskommission  sich  des  Themas  annehmen.
Unabhängig davon, dass das Bundesverfassungsge-
richt schon eine eindeutige Zuordnung der Gesetz-
gebungskompetenz in Sachen Ladenschluss getrof-
fen hat, führt die Befassung der Föderalismuskom-
mission mit diesem Thema nur zu zeitlichen Verzö-
gerungen und zu unnötigen Diskussionen. Das mag
zwar gewollt sein, führt aber dazu, dass der auch
von  der  Bundesregierung  und  insbesondere  von

Herrn Clement immer wieder festgestellte Reform-
bedarf in Sachen Ladenschluss vorerst nicht beho-
ben werden kann.

Wenn der Senat sich nun, wie ich der Presse ent-
nehme, hinter dem Bund versteckt, dann macht das
für mich eigentlich nur deutlich, dass er kneift und
den Kopf in den Sand steckt. Er schadet damit den
Interessen des Einzelhandels in unserem Bundes-
land.

Das  Bundesverfassungsgericht  hat  die  Verfas-
sungsklage gegen das gesetzliche Verbot der Öff-
nung von Verkaufsstellen an Samstagen über das er-
laubte Maß hinaus sowie an Sonn- und Feiertagen
zwar zurückgewiesen, in seiner Begründung und vor
allem in seinem Minderheitsvotum aber deutlich ge-
macht, dass die mit dem Ladenschlussgesetz verfolg-
ten Schutzzwecke heute anders gesehen werden
müssen, als das früher der Fall war, und dass es für
den Gesetzgeber einen weiten Gestaltungsraum hin-
sichtlich der werktäglichen Ladenöffnungszeiten gibt.
Einer weiteren Freigabe der werktäglichen Laden-
öffnungszeiten stehen verfassungsrechtliche Grün-
de jedenfalls nicht im Weg. Der Gesetzgeber muss
allerdings sicherstellen, dass die Sonn- und Feier-
tagsruhe ausreichend geschützt wird. Wenn ich hier
vom Gesetzgeber rede, meine ich nicht den Bun-
desgesetzgeber, denn der hat keine Kompetenzen
mehr zu grundlegenden Änderungen, sondern da
meine ich uns hier in diesem Hause, nämlich den
Landesgesetzgeber.

Das Land Bremen kann nun in unterschiedlicher
Weise auf die mit dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts eröffneten Möglichkeiten reagieren. Wir
könnten ein eigenes Landesgesetz zum Ladenschluss
vorbereiten. Das halten wir in der FDP jedoch für
völlig falsch. Besser wäre es, auf ein eigenes Lan-
desladenschlussgesetz zu verzichten und stattdes-
sen den verfassungsrechtlich gebotenen Mindest-
schutz der Sonn- und Feiertagsruhe im Bremischen
Gesetz über die Sonn- und Feiertage sicherzustel-
len. Dabei sollten jedoch genügend Möglichkeiten
für eine Sonn- und Feiertagsöffnung der Läden vor-
gesehen werden. Im Ergebnis würde das dazu füh-
ren, dass es an Werktagen keinerlei Beschränkun-
gen der Öffnungszeiten mehr gäbe und dass für eine
Ladenöffnung an den Sonn- und Feiertagen genü-
gend Spielraum verbliebe. Mit diesem Modell wür-
den wir uns nicht nur im Gleichklang mit Nieder-
sachsen bewegen, sondern auch mit den meisten
Bundesländern.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seiner
Urteilsbegründung, speziell auch in seinem Minder-
heitsvotum, sehr intensiv mit den Veränderungen in
unserer Arbeits- und Konsumgesellschaft auseinan-
der gesetzt. Dem kann man in vielen Punkten nur
zustimmen. Anders als in den fünfziger Jahren, als
das Ladenschlussgesetz erlassen wurde, stellen sich
heute völlig neue Herausforderungen an Handels-
und Dienstleistungsunternehmen und ihre Beschäf-
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tigten. Stichworte hier, ich möchte das nicht weiter
ausführen, sind flexiblere Arbeitszeiten, Teilzeitar-
beit, wachsende Mobilität, höchst unterschiedliches
Freizeit- und Konsumverhalten, neuartige Handels-
und Wettbewerbsformen und elektronischer Handel.
Diesen Herausforderungen trägt das derzeitige La-
denschlussgesetz  trotz  seiner  vielen  Änderungen
nicht mehr Rechnung. Es ist nicht mehr zeitgemäß.
Sämtliche Schutzbedürfnisse, die das Ladenschluss-
gesetz erfüllen soll, werden schon heute von ande-
ren Regelungen erfüllt oder könnten nach entspre-
chender Ergänzung dieser Regeln von diesen Re-
geln erfüllt werden.

Das gilt insbesondere für die Beschäftigten. De-
ren Arbeitszeitregelungen und Schutzrechte werden
unter anderem durch die Vorschriften des Arbeits-
zeitgesetzes und des Tarifrechts gestaltet, eines be-
sonderen Ladenschlussgesetzes bedarf es nicht. Eine
Freigabe  der  Ladenöffnungszeiten  hätte  keinerlei
Auswirkungen auf die höchstzulässige Arbeitszeit,
die Mindestpausen und die Mindestruhezeiten des
Verkaufspersonals.

Die Freigabe würde allerdings zu einer Flexibili-
sierung der Arbeitszeiten führen und wohl auch zu
mehr Teilzeitarbeit, und das würde vielen Arbeit-
nehmern, vor allem Frauen mit betreuungspflichti-
gen Kindern, und vielen Betrieben sehr entgegen
kommen. Insofern bin ich der Auffassung, dass die
Gewerkschaften mit ihrem starren Festhalten am La-
denschlussgesetz  weit  neben  der  Wirklichkeit  in
unserer Gesellschaft und in der Arbeitswelt liegen.
Gängelei der Verbraucher, Einschränkung des Han-
dels und Beschränkungen des Arbeitsmarkts kön-
nen  nicht  die  Leitmaximen  für  den  Handels-  und
Dienstleistungsbereich in unserer Wirtschaft sein.

Wir wollen eine Liberalisierung dieses Wirtschafts-
bereiches, ohne dabei die notwendigen Schutzbe-
dürfnisse  und  die  verfassungsrechtlich  gebotene
Sonn- und Feiertagsruhe einzuschränken. Deshalb
bitte ich Sie, meinem Antrag zuzustimmen. Es wird
höchste  Zeit,  dem  Spuk  Ladenschlussgesetz  ein
Ende zu machen. Jetzt ist die Gelegenheit dazu da.

In Richtung CDU sage ich, es reicht nicht, per Pres-
se die Aufhebung des Ladenschlussgesetzes zu for-
dern. Sie müssen schon Taten zeigen. Folgen Sie
doch Ihrer eigenen Beschlusslage hier in Bremen
oder Ihren Kollegen in Niedersachsen, die mit uns,
mit der FDP, den gleichen Weg einschlagen, den ich
hier fordere! Folgen Sie doch Ihren Kollegen in Ham-
burg oder in anderen Bundesländern, die das Glei-
che oder sogar noch mehr fordern! In Richtung SPD
und Grüne sage ich, das Ladenschlussgesetz erfüllt
schon  lange  nicht  mehr  die  ihm  zugesprochenen
Schutzfunktionen. Es behindert unseren Handel und
ist ein überflüssiges bürokratisches Monster. Es ist
entbehrlich geworden.

Herr Möhle, wenn Sie unserer Auffassung sind,
wie ich auch der Presse entnommen habe, dann un-
terstützen Sie doch mit Ihrer Fraktion meinen An-

trag! Von den Gewerkschaften kann man in dieser
Sache keine Unterstützung erwarten. Sie blockie-
ren doch jegliche Bewegung in diesem Bereich. Des-
halb ist Ihr Vorschlag, Handel und Gewerkschaften
hier einzubinden, eher kontraproduktiv.

Wenn ich es richtig sehe, gibt es in diesem Hause
eine Mehrheit für mein Anliegen, einzig die SPD tut
sich da noch schwer. Wenn Sie sich von der CDU ei-
nen Ruck geben, sich aus der Fessel der SPD lösen,
dann könnten wir heute schon hier im Hause zu einer
einvernehmlichen Lösung in dieser Sache kommen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Ihrem An-
trag würden wir sowieso nicht zustimmen,

weil wir einen besseren haben!)

An den Senat gerichtet möchte ich Folgendes sa-
gen: Der Senat wird sich im Bundesrat schon in na-
her  Zeit  mit  diesem  Thema  beschäftigen  müssen,
denn in der nächsten Sitzung wird das Thema auf
der  Tagesordnung  sein.  Baden-Württemberg  wird
einen entsprechenden Gesetzesantrag einbringen,
so dass sich der Senat dazu auch positionieren muss.
Deswegen möchte ich an Sie, Frau Senatorin Röp-
ke, appellieren, geben Sie sich einen Ruck, plädie-
ren Sie im Senat dafür, dass der Bund den Ländern
die notwendige Ermächtigung für eigene Regelun-
gen gibt, und stärken Sie damit die Zuständigkeit
der Länder! Verzichten Sie im Senat darauf, ein ei-
genes Landesgesetz zum Ladenschluss zu entwi-
ckeln, und beschränken Sie sich auf eventuell not-
wendige  Änderungen  im  bremischen  Sonn-  und
Feiertagsgesetz! Unterstützen Sie damit das Anlie-
gen meines Antrags! – Herzlichen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Bevor ich jetzt dem
nächsten Redner das Wort erteile, begrüße ich auf
dem Besucherrang eine Gruppe der Deutschen Steu-
ergewerkschaft. – Herzlich willkommen!

(Beifall)

Als Nächster hat das Wort der Abgeordnete Liess.

Abg. Liess (SPD)*): Frau Präsidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wenn Herr Wedler die
CDU dazu auffordert, sich anderen Meinungen der
Landesverbände anzuschließen, kann ich mich dem
durchaus auch anschließen, denn zum Beispiel hat
der Ministerpräsident des Saarlands gesagt, es be-
stehe überhaupt kein Handlungsbedarf, es solle so
bleiben, wie es ist!

(Abg. F o c k e  [CDU]: Das war noch vor
der Wahl, nicht! – Heiterkeit)

Das war vor der Wahl!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Meine Damen und Herren, wir haben im Augen-
blick die Situation, dass von den 16 Bundesländern
es bei fünf Bundesländern entweder noch nicht klar
ist,  ob  sie  einer  Veränderung  des  Ladenschlusses
überhaupt zustimmen würden, und wir haben dar-
unter auch solche, die sagen, mit uns gibt es keine
Veränderung. Das ist die augenblickliche Situation.
Es gibt im Augenblick dort keine einheitliche Linie.
Von daher macht es Sinn, dieses Thema auch in der
Föderalismuskommission  anzusprechen,  und  es
macht auch Sinn, finde ich, hier das Ergebnis abzu-
warten und dann zu bewerten.

Wenn wir diese bunte Mischung der verschiede-
nen Bundesländer haben, hat das auch seine Grün-
de. Wir haben doch nach wie vor das generelle Pro-
blem bei den Ladenöffnungszeiten, dass im Augen-
blick nur Innenstadtbereiche und die großen Ein-
kaufszentren profitieren. Wir haben doch die Frage
zu beantworten: Wird eine weitere Ladenöffnungs-
zeit ein positiver Effekt für den Mittelstand sein oder
nicht? Genau dies müssen wir doch prüfen. Es kann
doch nicht sein, dass wir die inhabergeführten Ge-
schäfte, die wir ansonsten so hoch halten und von
denen wir sagen, sie machen auch die Qualität in
unserer Stadt mit aus, dadurch gefährden, dass die
großen Ketten, die sich das leisten können, länger
öffnen und diese Kleinen es einfach personell und
finanziell schlichtweg nicht leisten können.

(Beifall bei der SPD – Abg. F o c k e
[CDU]: Die sind flexibel!)

Ja, sie sind flexibler als die Großen, aber Sie müs-
sen sich einmal vorstellen, wenn wir ein Geschäft
haben, das von acht bis 18 Uhr an sechs Tagen die
Woche geöffnet hat, was heutzutage geht, und dann
zwei Stunden länger macht, sind das 20 Prozent an
Kosten mehr.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Beantwor-
ten Sie einmal, warum das so sein muss,
Herr Liess! – Abg. P i e t r z o k  [SPD]: Sie
drücken  den  kleinen  Malerladen  an  die

Wand, Herr Kastendiek!)

Herr Kastendiek, das Problem ist doch schlicht und
ergreifend, und das ist etwas, was heute auch im La-
denschlussgesetz geregelt ist, dass wir dort nicht nur
die Schutzbestimmungen des Arbeitsschutzes haben,
sondern  wir  haben  auch  die  Schutzbestimmungen
des Wettbewerbsschutzes. Auch das muss doch ein-
gehen in Ihre Bewertung.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, darüber hinaus kommt
noch etwas anderes hinzu. Ich weiß nicht, wie oft
Sie einkaufen gehen und zu welchen Zeiten Sie das
tun, aber wenn Sie das tun, dann hat doch schon

heute die Veränderung im Ladenschluss dazu ge-
führt, dass Sie sich nicht mehr darauf verlassen kön-
nen, dass Sie tatsächlich bei einem Geschäft einkau-
fen können, weil wir in der Situation sind, einige Ge-
schäfte öffnen früher, schließen auch früher und an-
dere machen es genau umgekehrt. So ist es jetzt so,
dass wir sowohl für den Einzelhandel als auch für
Kunden nicht mehr die Situation haben, dass jeder
weiß, wenn er in die Innenstadt geht, in seinen Stadt-
teil  geht,  er  auch  die  Besorgungen  erledigen kann,
die er erledigen möchte. Dies gehört mit zu den Fra-
gen, die, denke ich, geklärt werden müssen.

(Beifall bei der SPD)

Dann kommt immer die große Behauptung, wenn
wir die Ladenschlusszeiten ändern, dann schafft das
unheimlich  viele  Jobs.  Herr  Wedler  hat  das  eben
auch gesagt.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Warum
ist das nicht so?)

Aber da müssen wir doch ganz nüchtern zur Kennt-
nis nehmen, dass im Jahr 2003  30 000 Geschäfte im
Einzelhandel in der Bundesrepublik geschlossen ha-
ben, 55 000 Arbeitsplätze sind verloren gegangen,
trotz  eines  erweiterten  Ladenschlussgesetzes.  Ir-
gendwie passt das nicht zusammen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Das ist
aber ein klassischer Trugschluss!)

Meine Damen und Herren, es ist darauf hinge-
wiesen worden, für uns Sozialdemokraten ist eines
eindeutig klar, und da kann Herr Wedler noch so
schöne juristische Konstruktionen, wie er es eben
gemacht hat, vorlegen, im Ladenschlussgesetz gibt
es den Schutz der Arbeitnehmer, den Schutz der
Beschäftigten, und mit uns Sozialdemokraten ist eine
Änderung,  vor  allem  ein  gänzlicher  Wegfall  eines
Ladenschlussgesetzes ohne gleichzeitige Regelung
der Schutzbestimmungen des jetzigen Ladenschluss-
gesetzes nicht machbar.

(Beifall bei der SPD)

Das gilt im Übrigen genauso für die Sonn- und
Feiertagsarbeit. Für mich ist da die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts  eindeutig.  Wir  erleben
das auch nicht unbedingt häufig, aber wir sind uns
mit  den  Kirchen  durchaus  einig,  dass  Sonn-  und
Feiertagsarbeit nicht geleistet werden soll, sondern
nur in den heute schon sehr engen Grenzen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, von daher, finde ich,
gibt es im Augenblick keinen Handlungsbedarf, son-
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dern es gibt einen Klärungsbedarf. Wir müssen klä-
ren, wie wir mit diesen Problemen umgehen, und
von daher werden wir, Herr Wedler, das wird Sie nicht
überraschen, Sie haben uns eben auch nicht ange-
sprochen in der Aufzählung, den Antrag ablehnen,
weil mit uns ein ersatzloser Wegfall des Arbeitsschut-
zes nicht zu machen ist, weil geklärt werden muss,
ob veränderte Ladenöffnungszeiten tatsächlich dem
Einzelhandel und den Kunden nutzen. Wir können
uns eine andere Regelung nur dann vorstellen und
würden uns dem anschließen wollen, wenn es eine
Verständigung zwischen den Einzelhandelsunter-
nehmen und den im Einzelhandel Beschäftigten gibt.

Wir diskutieren das nicht zum ersten Mal. Ich habe
mir einmal die Mühe gemacht, aus der letzten und
vorletzten Legislaturperiode die Redebeiträge noch
einmal anzuschauen, das war auch sehr spannend,
und ich möchte zum Abschluss Herrn Senator Hat-
tig zitieren, der in der Aktuellen Stunde vom 20. Ok-
tober 1999 Folgendes gesagt hat, ich zitiere mit Ih-
rer  Genehmigung:  „Die  Diskussion  ist  nicht  neu.
Manchmal fragt man sich, ob durch die Wiederho-
lung eigentlich noch eine neue Qualität in die Dis-
kussion hineinkommt.“

(Beifall bei der SPD – Abg. F o c k e  [CDU]:
Zu wem hat der das denn gesagt? – Abg.

B ö h r n s e n  [SPD]: Wir fragen ihn!)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Frau Präsidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Wedler, Sie
wollen also das Ladenschlussgesetz abschaffen. Sie
fordern in Ihrem Antrag unter anderem flexible und
umfassende Möglichkeiten zur Sonn- und Feiertags-
öffnung vorzusehen, ohne dabei zu erklären, wie
diese Flexibilität der Sonn- und Feiertagsöffnung
aussehen sollte und kann, ohne uns zu erklären, wie
kleinere  Geschäfte  gegenüber  größeren  Kaufhäu-
sern organisatorisch überleben können. Konkurrenz-
mäßig können sie es nicht.

Meine Damen und Herren, der Sonntagsschutz ist
ein sehr hohes Gut, das auf keinen Fall dem Gesetz
von Markt und Profit geopfert werden darf. Eine pro-
fitorientierte Gesellschaft, die auf Kosten und zu Las-
ten vieler Menschen nur auf Gewinnmaximierung,
also auf Kaufen und Verkaufen, aus ist, ist sinnlos,
menschenunwürdig,  sozialpolitisch  und  moralisch
nicht zu verantworten, weil es auf Kosten und zu
Lasten vieler Beschäftigter geht. Auch diese Men-
schen haben ein Anrecht auf gemeinsame Famili-
enzeiten am Abend, und hier bin ich der Meinung,
dass die Einkaufszeiten bis 20 Uhr völlig ausreichen.

Herr Wedler, das Problem ist nicht, dass die Ge-
schäfte um 20 Uhr schließen, das Problem ist, sie
schließen für immer. Das ist das Problem, das Ihnen
als angebliche Wirtschaftspartei sehr große Sorgen

bereiten sollte. Immer mehr Geschäfte müssen In-
solvenz anmelden. Sie brauchen sich nur als Bremer-
havener  dort  einmal  umzuschauen  in  Lehe,  Mitte,
Geestemünde und so weiter. Immer mehr kleinere Lä-
den und Geschäfte müssen auf Grundlage einer ver-
fehlten Wirtschafts- und Finanzpolitik dieser großen
Koalition in Bremerhaven und in Bremen schließen.

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Nordenham!)

Darüber sollten Sie sich einmal Gedanken ma-
chen! Das wäre viel wichtiger, sinnvoller und zweck-
mäßiger  als  Ihr  heute  eingebrachter  Showantrag.
Wenn Sie sagen Nordenham, wenn Sie so viel Zeit
haben, sich um Nordenham Gedanken zu machen,
dann sollten Sie sich lieber einmal Gedanken um Bre-
men und Bremerhaven machen und nicht um Nor-
denham! Das wäre wichtiger für Bremerhaven und
für Bremen.

Meine Damen und Herren, die Zahl der Pleiten
ist allein im ersten Quartal in Deutschland auf sage
und schreibe 30 000 gestiegen. Das sind 15,4 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. Besonders stark stiegen
die Privatinsolvenzen, nämlich genau auf 40 Prozent
an. Es gibt heutzutage kaum mehr die guten alten
Tante-Emma-Läden, ja sogar die von Ihnen so hoch
geschätzten  Onkel-Achmed-Läden  müssen  ver-
mehrt schon schließen.

Das sollten Sie sich als Vertreter einer angebli-
chen Wirtschaftspartei einmal zu Gemüte führen und
sich darüber Gedanken machen. Darüber sollten Sie
sich Gedanken machen! Herr Wedler, mit Ihrem
Showantrag schaffen Sie unweigerlich eine famili-
enfeindliche Politik, einen Wettlauf um ausgedehn-
te Ladenöffnungszeiten auch am Werktag.

Meine Damen und Herren, anstatt sich darauf zu
konzentrieren,  unsoziale  und  unmenschliche  Öff-
nungszeiten durchpeitschen zu wollen, sollten sich
der Einzelhandel, die Konzerne einmal lieber dar-
auf konzentrieren, wie man mehr Ware, bessere Wa-
re bei höflicherer und freundlicherer Beratung und
Bedienung  zu  günstigen  Preisen  anbieten  und
durchsetzen kann. Das ist das A und O. Tatsache ist
doch, dass gerade die Großkonzerne überdurch-
schnittlich viel Personal unverantwortlich abbauen,
das noch wenige vorhandene Personal durch extre-
me Mehrbelastung,  immer  stärkeren  sozialen  Be-
lastungen unverantwortlich und auch noch unter-
bezahlt überdurchschnittlich hoch belastet wird.

Meine Damen und Herren, ganz zu schweigen von
den kleineren und mittelständischen Geschäften und
Unternehmen, die sich eine Abschaffung des Laden-
schlussgesetzes personell und auch organisatorisch
überhaupt nicht leisten könnten! Sie müssten dann
auch vermehrt durch eine FDP-Politik Konkurs an-
melden. Wollen Sie das, Herr Wedler, und können
Sie das als FDP-Politiker überhaupt sozial verant-
worten? Laut Statistik wollen sogar zirka 90 Prozent
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der mittelständischen Unternehmen in das Ausland
abwandern.

Meine Damen und Herren, ich sage es in aller
Deutlichkeit, freundlichere Beratung, gute und güns-
tige Ware, das ist die Grundlage für einen kunden-
freundlichen Einkauf und nicht zum Beispiel die Ab-
schaffung des Ladenschlussgesetzes. Herr Wedler,
ich lehne Ihren Showantrag namens der Deutschen
Volksunion und zum Wohle und Interesse vieler im
Einzelhandel Beschäftigter ab. – Ich bedanke mich!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächster hat das
Wort der Abgeordnete Möhle.

Abg. Möhle (Bündnis 90/Die Grünen)*): Frau Prä-
sidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Tittmann, Ihre Rede, das muss ich zugeben,

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: War gut,
nicht?)

habe ich nicht wirklich verstanden, denn das origi-
näre Interesse des Einzelhandels ist Gewinnerzie-
lung! Das ist Sinn der ganzen Veranstaltung, billig
einkaufen, teurer verkaufen und Gewinn damit ma-
chen! Wenn es das nicht gäbe, gäbe es keinen Ein-
zelhandel. Ich sage Ihnen auch, Herr Tittmann, das
Interesse, warum man das richtig gut und vernünf-
tig findet, ist ein Verteilungsinteresse. Ich müsste
sonst möglicherweise in die Erzeugerländer reisen,
um mir meinen Kaffee selbst zu kaufen. Nein, das
macht der Großhandel, und der Großhandel wird
dann unterstützt vom Einzelhandel.

Herr Tittmann, ich kann Ihnen sagen, wenn Sie
finden, dass Gewinn machen sozial schlecht ist, lie-
gen Sie ziemlich daneben, weil das, wie gesagt, Sinn
der ganzen Veranstaltung ist. Was wir hier diskutie-
ren, ist im Wesentlichen nämlich die Frage der Öff-
nungszeiten im Einzelhandel.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der CDU)

Dazu wollen wir jetzt einmal reden. Ich habe Herrn
Wedlers Antrag mit großem Interesse gelesen. Ich
glaube, ich bin ein bisschen falsch verstanden wor-
den, Herr Wedler, wenn Sie meinen, ich würde Ihre
Position umstandslos teilen. Das ist mitnichten so!
Gleichwohl sind Teile Ihrer Idee, Ihrer Vorstellung
durchaus sympathieverdächtig.

Es ist so, dass die grundsätzliche Frage in der Öff-
nungszeitendebatte die ist: Ist es eine ordnungspo-
litische Notwendigkeit, dass der Staat sich in diese
Regelungen einmischt? Jetzt haben wir, und es ist
ja ein hoch sensibles Thema, ist doch klar, Interes-
sengruppen. Wir haben die Beschäftigten, wir ha-
ben  die  Einzelhändler,  und  selbst  bei  den  Einzel-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

händlern ist es nicht eine kompakte Größe. Wir ha-
ben da größere Einzelhändler und kleinere Einzel-
händler mit jeweils auch unterschiedlichen Problem-
lagen, und wir haben die Verbraucher. Die Verbrau-
cher sind meiner Meinung nach in dieser ganzen
Diskussion bisher viel zu kurz gekommen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der CDU)

Ich sage einmal, ein ganz deutliches Merkmal der
jetzigen  Öffnungszeiten  oder  eine  ganz  große
Schwierigkeit ist, dass man inzwischen so ziemlich
den Überblick verloren hat, welcher Laden zu wel-
cher Zeit eigentlich noch geöffnet hat. Es ist häufig
der Fall, dass man in die Innenstadt fährt, dann hat
ein größeres Kaufhaus auf und ein paar Läden da-
neben haben schon wieder geschlossen und so wei-
ter. Das können Sie selbst erleben. Ich glaube, wenn
man, und das ist ja auch immer Absicht des Regie-
rungshandelns  hier  in  Bremen,  auch  Käuferinnen
und Käufer aus dem Umland anziehen möchte und
diese Menschen dann nach Bremen kommen und
vor einem verschlossenen Laden stehen, ich glau-
be, das ist nicht der Hit.

Es ist also aus Verbrauchersicht ein ganz zentra-
les Thema zu sehen: Wie bekommen wir die Öff-
nungszeiten so hin, dass man verlässlich weiß, wann
haben die Läden geöffnet und wann nicht? Ich glau-
be aber, um ganz ehrlich zu sein, das ist nicht not-
wendigerweise und nicht zwingend an staatliches
Handeln gekoppelt. Ich würde mir wünschen, und
das ist auch mein Vorschlag, dass sich eben genau
diese Interessengruppen an einen Tisch setzen, ge-
meinsam beraten und gemeinsam nach Lösungen
suchen und dann, wie ich hoffe, auch gescheite Lö-
sungen finden, in denen sich alle wiederfinden.

Matthias Güldner hat sich hier auch schon zu die-
sem Thema geäußert. Was wir ziemlich genial fin-
den, ist, wie Italien es gelöst hat. Das ist sozusagen
ein Vorbildmodell für uns, weil man dann auch re-
gional unterschiedlich agieren kann, weil man auch
branchenspezifisch reagieren kann und weil man
nicht sozusagen eine grobe, klobige Gesetzgebung
auf eigentlich ein sehr differenziertes Problem an-
wenden muss.

Ich habe eine Presseerklärung von Frau Röpke ge-
lesen, Klaus Möhle würde sich dazu neoliberal äu-
ßern. Ja, die haben Sie wahrscheinlich geschrieben,
Herr Knigge!

(Heiterkeit)

Das ist schon in Ordnung. Ich weiß nicht, ich kann
nicht erkennen, was an dieser Position, die ich hier
vertreten habe, neoliberal ist. Das ist sozusagen ein
großes Interesse, dass Sie das einmal aufklären. Ich
glaube nämlich, dass man in der Reformdiskussion



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 25. Sitzung am 9. 9. 04 1443

mit solchen Kampfbegriffen wie neoliberal der wirk-
lichen Problemlösung überhaupt nicht näher kommt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das ist das Schwierige an der Situation.

Jetzt sage ich Ihnen noch einmal, dass ich der fel-
senfesten Überzeugung bin, dass Sie sich dem Ver-
braucherinteresse widmen müssen, das ist in dieser
Diskussion zu kurz gekommen, Herr Liess, Sie ha-
ben es leider eben auch ein bisschen zu kurz ange-
sprochen. Ich kann Ihnen insoweit folgen, wenn Sie
sagen, man hätte jetzt zurzeit eher Klärungsbedarf
und  nicht  unbedingt  Handlungsbedarf.  Das  mag
sein. Der Senat hat aber in der von mir inzwischen
zurückgezogenen Anfrage in der Fragestunde, weil
wir ja hier die Debatte haben, trotzdem geantwor-
tet, es gebe eigentlich nichts zu tun. Die Position ist
aber angesichts der bundesrepublikanischen Diskus-
sion ziemlich daneben. Es gibt nämlich eine Menge
zu tun.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der CDU)

Bremen muss sich auf genau das vorbereiten, was
der Bundesgesetzgeber macht, und, Herr Wedler, da
ist es mir übrigens auch recht, wenn es in der Föde-
ralismuskommission passiert. Entscheidend ist, dass
der Trend dahin geht, dass die Regelungsgesetze auf
Länderebene, auf Länderkompetenzen herunterge-
brochen werden. Das wird im Übrigen auch so kom-
men, weil sich auch Minister Clement, wenn ich das
richtig wahrnehme, genau in die Richtung äußert
und eigentlich alle Bundesländer, jedenfalls, ich ha-
be die Zahl aus dem „Handelsblatt“, dass sich zehn
Bundesländer dieser Position eigentlich schon ange-
nähert haben. Es gibt noch ein paar, die wissen es
noch nicht so genau, aber im Grunde genommen ist
der Trend, so wollen wir einmal sagen, deutlich er-
kennbar, dass diese Gesetzgebung auf Länderebe-
ne geregelt werden muss.

Dann ist es so, dass es auf Länderebene geregelt
werden muss, und dann sagt der Senat, es gäbe kei-
nen Handlungsbedarf. Das kann ich nicht verste-
hen, weil es ganz deutlich einen Handlungsbedarf
gibt, und das nicht nur, weil auch die Europäische
Union in der Frage involviert ist, sondern weil ich
glaube, dass wir im Interesse aller, übrigens auch
der Beschäftigten, das habe ich sehr wohl im Blick,
es wird immer so getan, als wenn man sich für die
Verbraucherseite interessiert, dann die Beschäftig-
tenseite, die Gewerkschaftsseite ignoriert.

Herr Wedler, zu sagen, das kann man beiseite
schieben, wäre kein Thema, da, glaube ich, sind Sie
gesellschaftspolitisch nicht ganz so richtig auf der
Höhe der Zeit, weil trotz allem es natürlich so ist,
dass die Arbeitsschutzgesetze, dass diese ganzen
Fragen, die die Gewerkschaft betreffen, eine außer-

ordentlich hohe Wichtigkeit haben. Ich möchte es
einvernehmlich geregelt wissen. Ich will aber auch
die Verbraucher am Tisch haben, weil genau die Ver-
braucher auch Interessen haben, die in diesem Dis-
kussionsprozess zu schützen sind.

In  diesem  Sinne  lehnen  wir  Ihren  Antrag  ab,
freuen uns aber auf die weitere Diskussion und sind
guten  Mutes,  dass  am  Ende  dieser  Debatte,  Herr
Liess, vielleicht einmal etwas Neues herauskommt
und wir auch einmal einen Schritt weiterkommen. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als Nächste hat das
Wort die Abgeordnete Frau Winther.

Abg. Frau Winther (CDU): Frau Präsidentin, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter
Herr Liess, trotz Ihrer hoch engagierten Rede wird
es Sie nicht verwundern, dass wir nach wie vor bei
unserer Meinung bleiben. Wir halten den Laden-
schluss für ein Relikt, wir glauben und sind über-
zeugt davon, dass er nicht mehr in die Zeit passt,
und wir sind genauso wie Herr Möhle der Meinung,
dass der Verbraucher so nicht mehr erreicht wird.
Wir können mit der aktuellen Situation nicht mehr
reagieren auf verändertes Konsumverhalten, auf die
veränderten Arbeitszeiten oder ein verändertes Frei-
zeitverhalten.

Das Bundesverfassungsgericht hat uns in dieser
Auffassung bestätigt. Wenn Sie einmal ganz ehrlich
sind, sehr geehrter Herr Liess, Herr Clement ist längst
auch so weit, er hat sich in seiner Partei und in der
Bundesregierung nur leider nicht durchsetzen kön-
nen, und deswegen kommen wir an dieser Stelle lei-
der nicht weiter. Es gibt auch noch ein anderes The-
ma, wir haben auch mit der großen Unterstützung
von Herrn Kröning vollmundig erklärt, Modellregi-
on zu sein. Das wäre natürlich auch eine tolle Gele-
genheit, um in diesem Thema einmal voranzugehen,
aber dazu fehlt Ihnen dann wahrscheinlich noch der
Mut. Das ist schade.

(Beifall bei der CDU)

Die  Vorschläge  schmoren  in  der  Föderalismus-
kommission, und ich habe nur Angst, dass am Ende
eine marginale Änderung dabei herauskommt und
keine  grundsätzliche.  Was  wir  brauchen,  ist  eine
Abschaffung des Ladenschlussgesetzes nach dem
Motto der Regelung sechsmal 24 und keine klein-
teiligen. Das wäre die sauberste Lösung, und ich
glaube,  das  kommt  in  vielen  Bereichen  auch  den
Schutzrechten vieler zugute. Das werde ich Ihnen
sicher gleich noch einmal erklären. Im Übrigen ist
auch der Einzelhandelsverband inzwischen so weit,
dass er diese Position als eine positive Position sieht.
Insofern bleibt für mir eigentlich nur noch eins: Es
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sind nur noch die Gewerkschaften, die dagegen sind.
Diese Hürde ist dann eben wohl noch zu nehmen.

Ich würde gern noch einmal Ihr Argument, sehr
geehrter Herr Liess, aufgreifen, wir würden den Mit-
telstand mit dem Ladenschlussgesetz schützen. Ich
glaube, dass das Gegenteil der Fall ist, und zwar gibt
es da eine ganze Reihe von Argumenten. Wir sind
hier ein Oberzentrum, haben spannende Nebenzen-
tren an unserer Stadtgrenze.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder
den Vorsitz.)

Wir haben heute Mittag das Thema Tourismus dis-
kutiert. All diese positiven Effekte, die wir gerade
im Bereich Tourismus haben, würden dazu führen,
dass noch mehr Besucher hier einkaufen würden,
Umsätze  generieren  würden,  wenn  wir  denn  eine
Freigabe des Ladenschlusses hätten, das bestätigen
uns auch alle Experten. Insofern wäre es ein Plus
gerade für den Dienstleistungsbereich und gerade
für die Tourismuswirtschaft.

Im Übrigen ist es ja noch so, dass die Abschaf-
fung des Ladenschlusses nicht bedeutet, dass wir ei-
ne Öffnung rund um die Uhr festschreiben, sondern
wir überlassen es dem Einzelhandel, vor Ort zu rea-
gieren.  Die  Öffnungszeiten  am  Donnerstagabend
haben zum Beispiel gezeigt, dass sie nicht angenom-
men werden, dafür aber umso mehr der lange Sams-
tag. Er ist ein Bringer mit hohen Frequenzen. Also,
überlassen wir es doch den Einzelhändlern vor Ort,
was sie machen, denn sie wissen es am besten, wann
ihre Kunden kommen! Das wäre dann auch eine Re-
aktion auf die Wünsche der Verbraucher. Wir hät-
ten sie auf diese Weise mit im Blick.

Es gibt auch noch ein anderes Beispiel. Zum Bei-
spiel dieses Viertel-Fest im Ostertor und Steintor! Da
hat sich gezeigt, dass der lange Samstag bei den
Verbrauchern prima angekommen ist. Warum soll
man solche Gelegenheiten nicht nutzen, wenn man
auf diese Weise eben mehr Menschen nach Bremen
bekommt und damit auch den Umsatz erhöht?

Es gibt noch ein drittes Beispiel, das ist die ganze
Tourismusszene. Sie wissen, dass zum Beispiel die
Böttcherstraße darüber klagt, dass sie nicht frei ver-
kaufen kann, weil sie im Sinne des Gesetzes kein
Tourismusgebiet ist. Warum müssen oder dürfen wir
denn auch im Fischereihafen zum Beispiel nur Fisch
und maritime Mützen verkaufen, warum nicht Bü-
cher und Lebensmittel und anderes? Ich glaube, auch
das könnte allen Beteiligten vor Ort helfen. Eine Frei-
gabe des Ladenschlusses würde sicher die Chan-
cen ebnen, um hier noch attraktiver zu werden und
damit eben gerade a) den Mittelstand zu schützen
und b) auch mehr Jobs zu schaffen.

Ich denke, sollte sich im Bundesrat eine Mehrheit
für die Abschaffung des Ladenschlusses herauskris-
tallisieren, dann allerdings werden wir entscheiden

müssen, wie wir uns hier in Bremen verhalten, denn
es kann nicht sein, dass, wenn sich Hamburg und
Niedersachsen der Freigabe anschließen, wir hier
auf einer Bürokratieinsel leben. Spätestens dann wer-
den auch wir den Ladenschluss freigeben müssen,
das bitte ich zu bedenken.

Zum Sonntag darf ich noch anmerken: Der Sonn-
tag und die Feiertage sind uns heilig. Das besagt
schon das C in unserem Namen, hier soll es also bei
den alten Regelungen bleiben.

Ein Letztes möchte ich dann auch noch zum Ar-
beitsschutz und zu den langen Arbeitszeiten sagen.
Es ist hier zwar schon gesagt worden, es ist aber
wichtig, dass auch wir es noch einmal betonen. Der
Ladenschluss ist früher eingerichtet worden, um
überlange Arbeitszeiten zu verhindern. Heute tun
dies Tarifverträge viel besser, und Arbeitnehmer sind
geschützt. Insofern ist also auch dieses Argument
keine Rechtfertigung mehr für alte überkommene
Regeln. Das Arbeitsschutzgesetz wird dadurch si-
cherlich nicht ausgehebelt.

Wir werden nun die weiteren Entwicklungen in
der Föderalismuskommission und im Bundesrat ab-
warten. Sie wissen, dass wir Sympathien für den er-
sten Teil des Antrages von Herrn Wedler haben. Sie
wissen auch, wir haben eine Koalitionsvereinbarung,
daran halten wir uns, und deswegen werden wir den
Antrag ablehnen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Frau Winther, das war ja, wenn ich das
jetzt einmal so rekapituliere, im Grunde genommen
eine Begründungsrede für meinen Antrag. Insofern
finde ich es schade, dass Sie am Schluss sagten, dass
Sie den Antrag ablehnen. Ich kann sicherlich ver-
stehen, Sie sind in der Koalition, Sie hätten sich aber
theoretisch auch enthalten können oder so etwas.
Dann hätten Sie immerhin der Öffentlichkeit signa-
lisiert, dass Sie vielleicht vollständig dahinterstehen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Sie kön-
nen sich ja bei Ihren eigenen Kollegen in-
formieren, wie das in einer Koalition ist!)

Ja, Sie haben Recht, aber trotzdem hätten Sie sich
ja einmal freischwimmen können!

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Ein biss-
chen mehr als Rhetorik hätten wir von Ih-

nen schon erwartet, Herr Wedler!)

Insofern kann ich es hier nachträglich nur voll un-
terstützen, was Sie gesagt haben, bis auf den letz-
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ten Teil, in dem Sie sagen, Sie müssten es leider ab-
lehnen.

Die Angleichung an Niedersachsen und Hamburg,
denke ich, ist ein wichtiger Punkt, denn wir werden
uns da mit Sicherheit nicht ausklinken können, weil
nämlich der Bundesrat bei der nächsten Bundesrats-
sitzung darüber befinden wird, wie er sich zu die-
sem Thema positionieren wird. Soweit ich die Sig-
nale aus der Richtung habe, weiß ich, dass der Bund
aufgefordert wird, von der Möglichkeit Gebrauch zu
machen, es den Ländern freizustellen. Das ist ja nach
unserem Grundgesetz die notwendige Vorausset-
zung. Ich hoffe, dass es auch so passiert. Spätestens
dann, spätestens im Bundesrat und spätestens da-
nach muss sich diese Landesregierung und damit
müssen Sie ja auch, Sie sind ja Teil dieser Regie-
rungsfraktion, sich positionieren, wie Sie es dann
gern hätten. Die Position, die von der SPD, getrie-
ben durch die Gewerkschaften, hier vorgetragen
wird, kann nicht als der Stand der Weisen so blei-
ben. Das Bundesverfassungsgericht hat Anfang Juni
eine Entscheidung getroffen und hat da auch ein-
deutige Aussagen dahingehend gemacht, dass der
Bundesgesetzgeber keine grundlegenden Verände-
rungen mehr machen kann. Das können künftig nur
noch die Landesgesetzgeber.

Da kommt also Bewegung ins Spiel, und deswe-
gen ist auch eine neue Situation gegeben für diese
Thematik. Das ist jetzt nicht so wie im Zitat vorhin
von Herrn Hattig, dass es immer wieder wie das
Ungeheuer von Loch Ness hochkommt, nein, wir
haben seit Anfang Juni eine neue Situation durch
eine Verfassungsgerichtsentscheidung, mit der wir
umgehen müssen und auf die wir auch reagieren
müssen. Deswegen noch einmal mein Appell: Schlie-
ßen Sie sich diesem Ermächtigungsverlangen im
Bundesrat an, damit wir uns dann auf Länderebene
und vielleicht auch wieder hier im Hause mit der
Thematik neu und möglicherweise auch gesetzge-
berisch beschäftigen können! Das sollte jetzt die Ziel-
setzung sein.

Ein Letztes noch! Ich sagte es vorhin schon in
meinem Redebeitrag, das Beschäftigen der Födera-
lismuskommission mit diesem Thema ist im Grunde
genommen ein Verschiebebahnhof. Das soll nur Zeit
bringen. Sie haben gestern gehört, dass erst am Jah-
resende vielleicht irgendein Ergebnis da herauskom-
men soll, mit dem dann der Gesetzgeber im Bund
und später dann auch der Bundesrat sich beschäfti-
gen können. Da werden die Gesetzesmaterien ver-
teilt, da soll das Ladenschlussthema als Länderkom-
petenz dann mit dabei sein. Bis es soweit ist, sind
wieder zwei, drei Jahre ins Land gegangen, und das
ist eigentlich schlecht, schlecht für die Situation.

Ein Allerletztes! Die Situation, die man feststel-
len muss, hier für Bremen kann ich es nicht so ge-
nau sagen, aber in Bremerhaven weiß ich es, die
unterschiedlichen Öffnungszeiten auch im Verhält-
nis zu den Geschäften draußen, ist tatsächlich so.

Nur, das soll der Handel selbst organisieren, denn
die Ladenöffnungszeiten sind ja nur eine Ermächti-
gung für die Geschäfte, in diesem Zeitraum ihre Lä-
den offen zu halten. Es ist ja keine Verpflichtung für
sie, die Läden auch in diesem Zeitraster offen zu hal-
ten. Das heißt, sie können früher schließen, auch
überhaupt nicht öffnen oder sich zu anderen Zeiten
in dem Raster öffnen. Das ist autonom. Diese Unter-
schiedlichkeiten gibt es schon jetzt, die wird es in
Zukunft geben. Insofern, es gibt keine Verpflichtung,
die Läden offen zu halten. Es gibt eine Möglichkeit,
es zu tun, und das sollen die Geschäfte nach ihren
eigenen Interessen und ihren eigenen Überlegun-
gen tun.

Ein Appell hier für solche Zentren wie die Innen-
stadt in Bremen oder die Innenstadt in Bremerha-
ven wäre es, dass die Einzelhandelsverbände sich
zusammentun und sich dann überlegen, wie sie zu
gemeinsamen Kernöffnungszeiten kommen. Ande-
re können dann vielleicht darüber hinaus gehen und
früher oder später öffnen. Das können sie gemein-
sam verabreden. Darin liegt auch noch viel Arbeit
für den Einzelhandelsverband. Das wollte ich zu die-
ser Thematik sagen, mit den unterschiedlichen Öff-
nungszeiten, denn das ist gestaltbar, und das sollten
auch die betroffenen Händler und Dienstleister selbst
gestalten, und das soll nicht durch den Staat hier
per  ordre  de  mufti  vorgegeben  werden.  –  Vielen
Dank!

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Liess.

Abg. Liess (SPD)*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Lassen Sie mich noch einige kurze An-
merkungen machen! Es ist hier vorhin in der Debat-
te an unsere Adresse gerichtet worden, wir hätten
nicht den Mut zu verändern. Es ist im Augenblick
nicht die Frage des Mutes, sondern es ist die Frage
der Abwägung. Da bin ich jetzt auch an der Stelle,
Herr Wedler, an der Sie sagen, nicht jeder Laden
muss öffnen. Das ist völlig klar. Die Frage ist aber:
Welche  Konkurrenzsituation  entsteht  eigentlich,
wenn die großen Einzelhandelszentren, viele davon
draußen vor der Stadt, geöffnet halten, ein Angebot
anbieten, was andere kleine Läden in der Stadt ha-
ben? Da ist die Frage, und ich bitte, diese auch ernst-
haft als Frage aufzunehmen und sich darüber Ge-
danken zu machen: Gefährdet das jetzt den Einzel-
handel in den Stadtteilzentren? Diese Stadtteilzen-
tren wollen wir ja insbesondere fördern.

(Beifall bei der SPD)

Diese Frage muss beantwortet werden.

Dann zu der Sache mit dem Tourismus, Frau Win-
ther! Wir haben heute über den Tourismus geredet,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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wir haben heute darüber geredet, wie wichtig er für
die Stadt ist und dass er auch ein Erfolg für die Stadt
ist. Irgendwie habe ich aber bisher noch nicht be-
griffen, dass der Tourismus nun der Maßstab sein
muss, wie Menschen in dieser Stadt leben und wie
Menschen in dieser Stadt beschäftigt sind.

(Abg. Frau W i n t h e r  [CDU]: Es ging
um mehr Umsatz, um Jobs!)

Man muss auch einfach zur Kenntnis nehmen, es
ist ja nicht so, dass wir im Einzelhandel allgemein
Tarifverträge haben, die für alle gelten. Das lässt sich
ganz einfach auch schon daraus ablesen, dass ein
Viertel der bremischen Betriebe im Bremer Einzel-
handel keinen Betriebsrat hat. Von daher hat nach
wie vor die Arbeitsschutzbestimmung des Laden-
schlussgesetzes seine Bedeutung und auch seine
Richtigkeit. Solange wir dort nicht ein Äquivalent
schaffen, so lange werden wir das Ladenschlussge-
setz brauchen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort Frau
Senatorin Röpke.

Senatorin Röpke: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich möchte zunächst einmal aus mei-
ner Sicht ausdrücklich begrüßen, dass das Bundes-
verfassungsgericht in seinem jüngsten Urteil grund-
sätzlich das Verkaufsverbot an Sonn- und Feierta-
gen als mit dem Grundgesetz vereinbar erklärt hat.
Das ist aus meiner Sicht eine wichtige Aussage, und
ich habe es hier auch so vernommen, dass es eine
breite Mehrheit hier im Hause gibt, die es genauso
sieht, dass Sonn- und Feiertage einen hohen Stel-
lenwert in unserer Gesellschaft haben und dass nun-
mehr klargestellt ist, dass der Kernbestand der Sonn-
und Feiertage auch unantastbar ist, wie gesagt, der
Kernbestand.

Ich lege noch einmal großen Wert darauf, Frau
Winther, klarzustellen, dass wir hier im Lande Bre-
men schon jetzt die Spielräume, die wir bei Sonn-
und Feiertagsregelungen haben, auch genutzt ha-
ben. Viele Anlässe in der Innenstadt in Bremen und
Bremerhaven, in den Stadtteilen, Sie haben einige
genannt, haben wir auch genutzt, um Möglichkei-
ten zu geben, am Sonntag die Geschäfte zu öffnen.
Das wird auch gut angenommen, aber das ist, den-
ke ich, auch eine Regelung, die jetzt klar ist.

Im Übrigen hat der Gesetzgeber, mit Ausnahme
von Sonn- und Feiertagen, in der Tat Gestaltungs-
möglichkeiten.  Das  sagt  auch  das  Bundesverfas-
sungsgericht. Allerdings ist es nicht so, und da habe
ich Sie vielleicht missverstanden, Herr Wedler, dass
wir jetzt eine neue Situation haben, sondern es ist
nach  wie  vor  so,  dass  der  Bundesgesetzgeber  zu-
nächst einmal am Zuge ist. Wenn wir von den Län-

dern aus eine Neuregelung wollen, dann müssen wir
dazu  entweder  eine  bundesgesetzliche  Ermächti-
gung haben, oder der Bundesgesetzgeber muss sa-
gen, dass er sozusagen sein Bundesgesetz zurück-
nimmt. Das ist aber bis jetzt nicht der Fall, und das
steht eben auch im Ermessen des Bundes.

Darum geht es ja jetzt, und jetzt ist eben der Bund
am Zuge, und nicht mehr und nicht weniger haben
wir in der Antwort auf die Anfrage in der Frage-
stunde berichtet, wie der Stand der Dinge ist. Wir
haben uns erkundigt und haben es der Bürgerschaft
mitgeteilt, dass nach unserem Kenntnisstand der
Bund zurzeit keine eigene Initiative ergreifen will,
zurzeit, wie gesagt, und dass die so genannte Föde-
ralismuskommission in der Projektgruppe „Regio-
nale Themen“ sich dieses Themas Ladenschlussge-
setz angenommen hat. In dieser Projektgruppe wird
dieses Thema nach meinem Kenntnisstand jetzt in
einem Unterausschuss auch bearbeitet. Das ist die
eine Schiene. Das haben wir nur berichtet.

Die andere Schiene, das ist hier auch schon ge-
sagt worden, ist die Bundesratssituation. Da haben
wir in der Tat zurzeit einen Antrag aus Baden-Würt-
temberg vorliegen, der im Tenor sagt, die bundes-
rechtliche Regelung ist nicht erforderlich, das sollen
die Länder machen. Es gibt jetzt ganz neu einen
Antrag aus Thüringen, der sich explizit auf Sonn-
und Feiertage bezieht und, das finde ich ganz inter-
essant, einfordert, dass bei dieser Regelung bundes-
einheitliche  Rahmenorientierungen  gegeben  sein
müssen, mit der Begründung, dass ein Konkurrenz-
kampf um die Ausgestaltung von Ausnahmerege-
lungen vermieden und grundsätzlich nicht über gel-
tende Ausnahmeregelungen hinausgegangen wer-
den soll.

Darüber hinaus, das ist ja schon angesprochen
worden, gibt es ein breites Spektrum auch in den
Länderbeurteilungen.  Rheinland-Pfalz,  Herr  Wed-
ler, mit FDP-Beteiligung in der Regierung, hält zum
Beispiel nach unserem Kenntnisstand eine Neure-
gelung für nicht erforderlich, sondern sagt, wir wol-
len,  dass  es  bundeseinheitlich  geregelt  wird.  Das
Spektrum ist also sehr breit, und ich denke, wir soll-
ten erst einmal abwarten, wie es sich in den Bun-
desratsverhandlungen weiter entwickelt. Da kommt
vielleicht noch der eine oder andere Antrag dazu.

Grundsätzlich würde ich aus meiner Sicht begrü-
ßen, wenn die Länder Gestaltungsspielräume erhal-
ten, was hier ja auch schon gesagt worden ist, um
regionale Spezifika zu regeln. Allerdings darf man
auch nicht darüber hinwegsehen, dass es dann in
den einzelnen Ländern doch eventuell zu erhebli-
chen Regelungsunterschieden kommen kann, was
wiederum  zu  Wettbewerbsverzerrungen  führen
könnte. Das sind ja eben auch die Bedenken von ei-
nigen Ländern, die schon formuliert worden sind.

Das ist ein Thema, was auch nicht ohne ist, wenn
man sich dieser ganzen Frage, wieweit die Länder-
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kompetenzen dann gehen sollen, wenn es dann ir-
gendwann einmal so weit ist, widmet. Ich bin sehr
dafür, dass wir die gute Gepflogenheit, die wir hier
im Lande Bremen haben, auch weiterführen. Wir
sind permanent, es ist ja kein neues Thema, auch
mit den Verbänden des Handels und mit den Inter-
essenvertretern der Beschäftigten in Gesprächen. Ich
bin sehr dafür, wenn es dann irgendwann einmal zu
einer Ländergestaltung kommt, dass wir das auch
weiter im Konsens mit diesen Partnern tun.

Das, lieber Herr Möhle, wir haben ja auch nur über
die Presse kommuniziert, hatte mich dann etwas
verwundert, als ich lesen musste, dass die Grünen,
so habe ich es verstanden, plötzlich für eine Sechs-
mal-24-Regelung sind, ohne jede Einschränkung, so
stand es in diesem Artikel. Das hatte mich dann dazu
veranlasst, diese Pressemitteilung mit dem Wort neo-
liberal auf den Weg zu bringen, und zwar einsame
neoliberale Entscheidung der Grünen, weil das, was
Sie jetzt vorgetragen haben, die Konsensorientie-
rung, offensichtlich erst in einer weiteren Pressemit-
teilung nachgeschoben wurde. So war das entstan-
den. Das möchte ich nur noch einmal an der Stelle
aufklären.

(Zuruf des Abg. M ö h l e  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Ja, gut, wir hätten vielleicht einmal telefonieren
sollen, wir haben ja jeweils nur unsere Presseveröf-
fentlichungen gelesen. Das können wir uns ja ein-
mal für die Zukunft vornehmen.

Jetzt ist ja die Frage, wie wir im Lande Bremen mit
der Situation umgehen. Da wird ja gesagt, es gibt
einen enormen Handlungsdruck. Die Einzelhänd-
ler wollen unbedingt, dass wir das Ladenschlussge-
setz abschaffen. Ich bekomme von den Einzelhänd-
lern andere Rückmeldungen, Frau Winther. Das kann
man ja aber, denke ich einmal, in den Gesprächen
mit den Vertretern des Handels klären. Das ist ja
sicherlich kein Problem.

Wir haben allerdings in der Praxis, das kann jede
feststellen, die einkaufen geht, nicht die Situation,
dass die Läden in der Innenstadt die jetzt schon be-
stehenden Öffnungszeiten ausschöpfen. Da sind wir
in der Tat bei dem Problem, dass wir als Verbrau-
cher in die Stadt oder in den Stadtteil gehen und
dann um sechs oder halb sieben oder sieben tatsäch-
lich vor einer verschlossenen Tür stehen, weil das
Geschäft einfach schon geschlossen hat.

Die Frage ist wirklich: Was sind die Bedürfnisse
des Handels, inwieweit müssen wir diese Bedürf-
nisse auch im Lande Bremen berücksichtigen? Es
ist ja auch nicht so, dass die Händler bei uns auf der
Matte stehen und Druck machen, wir sollten unbe-
dingt aktiv werden. Das kann ich aus den Gesprä-
chen, die wir führen, nicht feststellen.

Die andere Frage ist natürlich, wie es mit der Si-
tuation der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

ist. Herr Wedler, ich finde es, ehrlich gesagt, ein bis-
schen schwierig, wenn Sie sagen oder die These auf-
stellen, so habe ich Sie verstanden, dass es ja den
Frauen entgegenkommen müsste, wenn man eine
weitere Flexibilisierung, also eine Aufhebung des
Ladenschlusses auf den Weg bringt. Ich empfehle
Ihnen dringend, einmal Gespräche mit den betrof-
fenen Frauen im Einzelhandel zu führen,

(Beifall bei der CDU)

die in der Regel schlecht bezahlt werden, die eine
Doppel- und Dreifachbelastung in der Familie ha-
ben. Da hören Sie etwas ganz, ganz anderes, als Sie
es hier heute vorgetragen haben. Es sind immerhin
von den 2,4 Millionen Beschäftigten im Einzelhan-
del überwiegend Frauen, und das sollten wir bei der
Diskussion auch nicht vergessen. Insofern kann ich
das, was Sie gesagt haben, aus meinen Gesprächen,
die ich mit den betroffenen Frauen führe, nicht un-
terstützen.

In der Tat ist ein weiteres großes Problem, das ist
hier auch schon angesprochen worden, die sehr un-
terschiedliche Ausgangslage zwischen den großen
Warenhausketten – es ist ja auch kein Zufall, dass
jetzt ein Warenhaus vor dem Bundesverfassungsge-
richt geklagt hat – und den kleinen Geschäften im
Stadtteil. Bei den kleinen Geschäften haben wir da
noch wieder einen Unterschied zwischen den klei-
nen Geschäften mit Arbeitnehmern und den kleinen
Geschäften, in denen Eigentümer oder Inhaber agie-
ren, das können wir ja hier auch schon beobachten,
die damit wiederum ganz anders umgehen. Das ist
ein ganz breites Spektrum von Interessen und Be-
langen, die wir berücksichtigen müssen, wenn wir
dann in die Situation kommen, uns als Land Bremen
zu verhalten!

Sie haben Recht, Herr Wedler, der Senat muss sich
in Kürze verhalten, wenn es um die Entscheidung
geht, welchen der Anträge wir im Bundesrat wie beur-
teilen. Das wird in Kürze im Plenum verhandelt sein.
Ich bin mir aber sicher, dass der Senat, wie immer,
eine kluge Entscheidung treffen wird. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Wedler, FDP,
mit der Drucksachen-Nummer 16/316 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür Abg. W e d l e r  [FDP])
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bündnis 90/Die
Grünen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Grobkonzept  für  die  Berücksichtigung  von  Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen in öffentlichen Grün-

flächen, Parks und Kleingärten

Mitteilung des Senats vom 22. Juni 2004
(Drucksache 16/321)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Staatsrätin
Kramer.

Meine Damen und Herren, die Beratung ist eröff-
net.

Das Wort erhält die Abgeordnete Frau Ahrens.

Abg. Frau Ahrens (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Als Stadtstaat, in dem wir nicht
unbegrenzt Flächen zur Verfügung haben, um Aus-
gleichs-  und  Ersatzmaßnahmen  durchzuführen,
sollte auf einen genauen und gezielten Ausgleich
für Eingriffe in die Natur geachtet werden. Dabei
kann und darf nicht ziellos ausgeglichen werden,
sondern dies sollte im Rahmen sinnvoller Konzepte
erfolgen.  In  diesem  Zusammenhang  begrüßt  die
CDU-Fraktion das vorliegende Grobkonzept für die
Berücksichtigung von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen in öffentlichen Grünflächen, Parks und Klein-
gärten als einen guten und wichtigen Mosaikstein im
Rahmen der Überarbeitung der Handlungsanleitung.

Mit diesem Grobkonzept wird die seit langem be-
stehende CDU-Forderung umgesetzt, nicht nur in
für die Bevölkerung schwer zugänglichen Bereichen
Ausgleichsmaßnahmen durchzuführen, sondern auch
direkt in den einzelnen Stadtteilen, Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen, die jeder Bürger täglich nutzen
und begehen kann, wenn er sich zur Naherholung
in die öffentlichen Grünflächen, die Parks oder Klein-
gärten begibt. Darüber hinaus wird durch eine Auf-
wertung der grünen Lungen in unserer Stadt, gera-
de dann, wenn Bäume angepflanzt werden, das Kli-
ma vor Ort verbessert und CO2 abgebaut.

Natur, meine Damen und Herren, muss für die
Bürger erlebbar sein, und das am besten vor der ei-
genen Haustür, gerade in der heutigen Zeit, in der
immer mehr Kinder denken, Äpfel wachsen in Mehr-
wegverpackungen  im  Supermarkt  und  alle  Kühe
seien lila. Das wird letztlich auch die Akzeptanz für
Ausgleichsmaßnahmen insgesamt steigern. Darüber
hinaus wird mit diesem Grobkonzept ein Stück Ko-
alitionsvertrag umgesetzt.

In dem vorliegenden Grobkonzept werden dabei
die  nicht  gerade  zu  üppig  mit  Grün  gesegneten
Stadtteile Walle und Gröpelingen mit acht möglichen
Maßnahmen  am  häufigsten  benannt,  gefolgt  von
Osterholz mit immerhin vier Maßnahmen, doch auch
die anderen Stadtteile, die in diesem Grobkonzept
schon aufgeführt worden sind, werden sich über die
Aufwertung vor Ort freuen.

Bei  den  möglichen  Kompensationsmaßnahmen
wird in fast allen Fällen ein Gewässerumbau, eine
Gewässererweiterung oder eine Gewässersanierung
vorgeschlagen. Diese mögliche Maßnahme dient nicht
nur  anerkannterweise  der  naturschutzfachlichen
Aufwertung, sondern greift auch das Lebensgefühl
der Menschen vor Ort direkt auf. Viele Naherho-
lungssuchende würden sich freuen, wenn im Rah-
men der Sanierung auch die Verschlammung und
Verdreckung von Fleeten und Stillgewässern zu-
rückgeführt wird. Auch naturschutzfachlich ist es
wichtig, der Verlandung entgegenzuwirken und da-
durch  den  Besatz  mit  besonders  schützenswerten
Pflanzen sicherzustellen.

Hier  sei  auf  den  Erfolg  des  Grabenräumpro-
gramms in Niedervieland verwiesen, das eine Räu-
mung  im  Vierjahresrhythmus  vorsieht  und  enorm
wichtig für die dort ansässige Tier- und Pflanzen-
welt ist. Doch auch die Streuobstwiesen, die in im-
merhin sechs verschiedenen Stadtteilen vorgeschla-
gen werden, werden ihre Liebhaber finden.

Damit meine ich, meine Damen und Herren, nicht
nur Tiere wie den Igel, die diesen reich gedeckten
Tisch gern als zusätzliches Speiseangebot annehmen
werden, sondern auch den Menschen. Wer im Mo-
ment mit offenen Augen durch unsere schon beste-
henden  Grünanlagen  und  Parks  in  Bremen  geht,
wird feststellen, dass überall dort, wo Himbeeren,
Brombeeren oder Ähnliches wächst, zurzeit richtige
Menschenansammlungen zu finden sind, die Früchte
ernten. Kindergärten oder auch Schulklassen könn-
ten Ausflüge zu diesen neuen Streuobstwiesen un-
ternehmen  und  den  Kindern  dabei  wirkungsvoll
demonstrieren, dass Äpfel eben nicht im Supermarkt
wachsen, sondern dort nur verkauft werden, auch
ein jugendpolitisches Ziel, Frau Stahmann, ich weiß.

(Abg. Frau S t a h m a n n  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ich habe gar nichts gesagt!)

Bisher müssen sie hierfür oftmals weite Wege in
Kauf nehmen, um zum Beispiel auf dem ehemaligen
Gutsgelände  der  großen  Dunge  in  Burg-Grambke
eine vom BUND betreute Streuobstwiese zu sehen.
Durch die neue Ortsnähe zur Wohnung werden Kin-
der ihre Eltern vielleicht mitnehmen und auch noch
einmal allein wiederkommen.

Hinsichtlich der Kleingartengebiete gibt es bereits
ein Kleingartenkonzept, in dem festgestellt wird,
dass sich aufgrund der demographischen Entwick-
lung im Bereich der Kleingärten eine Menge tun wird.
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Hier gilt es, durch Zusammenarbeit mit den Klein-
gärtnern zu intelligenten Lösungen zu kommen. So
könnten Freiräume und Gehölzstreifen zusammen-
gefasst und einer Grün- oder Erholungsnutzung zu-
geführt werden, zum Beispiel in Form von Biotopen,
Schutzgehölzen oder Regenrückhaltebecken.

Doch auch andere Lösungen durch extensive Be-
wirtschaftung der Kleingärten könnten dort, wo es
sie noch nicht gibt, möglich sein. Hier erwartet die
CDU-Fraktion im Rahmen des endgültigen Konzepts
weitere Vorschläge und ist sehr gespannt auf die voll-
ständige Umsetzung des ersten Modellprojektes der
beiden Kleingartengebiete In den Wischen in Grö-
pelingen und Waller Fleet in Walle.

Um diesem Konzept zusätzliches Gewicht zu ver-
leihen, hat die Deputation am 24. Juni 2004 einen
Prüfauftrag erteilt, ob im Rahmen der Fortschreibung
der  Handlungsanleitung  festgeschrieben  werden
kann, bis zu welchem prozentualen Rahmen Mittel
für die Naherholung und die Unterhaltung bezie-
hungsweise Aufwertung bestehender Naturschutz-
gebiete und Ausgleichsflächen vorgesehen werden
können. Hiervon erwartet sich die CDU-Fraktion,
dass Ausgleichsmaßnahmen soweit möglich auch im
betroffenen Stadtteil durchgeführt und dort vor al-
lem erlebbar gemacht werden.

Dabei  sollte  dieser  Teilbereich  des  innerstädti-
schen Ausgleichs in den nach dem Koalitionsvertrag
vorgesehenen  Kompensationsmaßnahmen-  oder
Kompensationsflächenpool eingearbeitet werden.
Nicht vergessen sollten wir, dass ein Ausgleich im
innerstädtischen Bereich wahrscheinlich teurer sein
wird. Er ist aber notwendig, um die Städte Bremen
und Bremerhaven vernünftig zu entwickeln. Darüber
hinaus werden es uns die Bürgerinnen und Bürger
danken, denn ihre Lebensqualität wird sich durch
die Aufwertung von Kleingartengebieten, Parks und
Grünflächen vor ihrer Haustür verbessern, und es
stellt eine Möglichkeit dar, das „Grüne Netz“ um-
zusetzen. Ob allerdings andere Ausgleichsgebiete
so teuer sein müssen, wie sie sind, das sollte in je-
dem Einzelfall geprüft werden.

(Beifall bei der CDU)

Aufgrund der Stadtstaatensituation und der drin-
genden Notwendigkeit, auch weiterhin Wohnungs-
bau und Gewerbeansiedlung voranzutreiben, um die
Selbständigkeit Bremens zu erhalten, ist auch ein
Ausgleich auf niedersächsischem Gebiet notwendig.
Daher sieht die CDU-Fraktion das großräumige Kom-
pensationsflächenkonzept  für  die  Region  Bremen/
Niedersachsen  als  weiteren  wichtigen  Bestandteil
im Rahmen der Überarbeitung der Handlungsanlei-
tung an. Dabei sollte eine intelligente Verzahnung
der unterschiedlichen Einzelkonzepte erfolgen, um
dort, wo es möglich ist, Ausgleichsflächen und Na-
turschutzgebiete in Bremen und Niedersachsen mit-
einander  zu  verzahnen,  denn  Tiere  und  Pflanzen

kümmern sich nicht um Landesgrenzen. – Danke für
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Garling.

Abg. Frau Garling (SPD)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Das vorliegende Grobkon-
zept für die Berücksichtigung von Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen  in  öffentlichen  Grünflächen,
Parks und Kleingärten ist zuerst einmal unbestrit-
ten ein Fortschritt, und es weist in die richtige Rich-
tung. Es ist ein Ansatz dafür, dass den Menschen in
dieser Stadt verlorene Naturräume in einer Art zu-
rückgegeben  werden,  die  sie  sehen,  erleben  und
nutzen können, und das, meine Damen und Her-
ren, wollen wir doch erreichen.

(Beifall bei der SPD)

Es eröffnet darüber hinaus die Möglichkeit, den
Flächen sparenden Grundsatz Innen- vor Außenent-
wicklung in diesem Bereich anzugehen. Es kann je-
doch nicht darüber hinwegtäuschen, dass einmal zer-
störte  natürliche  Lebensräume  nicht  ausgeglichen
oder ersetzt werden können.

Zerstörte Natur ist ein Fakt. Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen können an dieser Stelle lediglich
als Pflaster dienen. Nun gibt es auch bei Pflastern
qualitative Unterschiede. Unter manchen Pflastern
kann eine Wunde gut verheilen, unter anderen da-
gegen nur schwer. Ob es ein gutes Pflaster ist oder
nicht, entscheidet letztlich der Mensch, der es be-
nutzt. In diesem Sinne ist es in jedem Fall der richti-
ge Ansatz, Ausgleich und Ersatz auch dort zu schaf-
fen, wo er gebraucht wird, und daher Kleingarten-
gebiete sowie innerstädtische Grünanlagen entspre-
chend zu berücksichtigen.

In der Landtagssitzung am 24. Februar gab es dazu
schon eine ausführliche Debatte. Ich möchte daher
in meinem Beitrag eine Anregung für die praktische
Umsetzungsmöglichkeit  geben:  Was  nützen  zum
Beispiel den Kindern in den Bremer Schulen die
weitestgehend zubetonierten Schulhöfe? Selbst in
der Borgfelder Grundschule, einer Schule, die die
Wümmewiesen direkt vor der Tür hat, geht der Leh-
rer mit seiner Klasse in seinen privaten Garten, um
den Kindern das Erlebnis von Säen und Ernten bei-
zubringen. Viele Kinder wissen gar nicht, wie man
eine Möhre pflanzt und erntet. Da fährt er die Klas-
se in regelmäßigen Abständen, unter Mithilfe der
Eltern, von Frühjahr bis Herbst zum Arbeiten in der
Erde in seinen Garten.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Das
ist Engagement!)

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 25. Sitzung am 9. 9. 041450

(A) (C)

(B) (D)

Den Kindern macht es viel Freude, zum Herbstfest
der Schule von den selbst geernteten Kartoffeln Rei-
bekuchen zu backen.

Es sollte zumindest an jeder Bremer Grundschule
einen Schulgarten geben,

(Beifall bei der SPD)

in dem die Kinder die Gelegenheit haben, im Wan-
del der Jahreszeiten die Erde zu bearbeiten. Als gu-
tes Beispiel dient an dieser Stelle die bereits durch-
geführte Kompensationsmaßnahme auf dem Schul-
hof des Schulzentrums Ronzelenstraße durch Ent-
siegelungen und Baumpflanzungen. Das ist ein gu-
ter Ansatz, der lohnt, weiterentwickelt zu werden.
Im Übrigen werden dadurch auch keine hohen Kos-
ten verursacht, da diese Flächen von den Kindern
bewirtschaftet werden können. Trotzdem kann auch
dieses Konzept nicht über den Grundkonflikt hin-
wegtäuschen, dass es zuerst einmal besser ist, die
Natur in ihrem natürlichen Zustand zu belassen. Es
ist nun einmal nicht möglich, zerstörte Natur zu er-
setzen, auch nicht durch Ausgleichs- oder Ersatz-
flächen.

An der Stelle, die den innerstädtischen Ausgleich
angeht, ist mir die Vorlage doch noch etwas zu zu-
rückhaltend. Irgendwie ist alles schwierig, teuer und
eigentlich nicht möglich. Ich will jedoch auch nicht
verkennen, dass sich der innerstädtische Ausgleich
im Rahmen der Gesetze bewegen muss und es auch
finanzielle Grenzen gibt. Gleichwohl darf die Frage
nicht auf die Kosten reduziert werden, sondern es muss
innovative und intelligente Lösungen geben, beson-
ders für die Regionen in der Stadt, in denen es nicht
genügend Erholungsräume und Grünanlagen gibt.

(Beifall bei der SPD)

Die Kleingartengebiete werden davon profitieren.
Sie werden eine Aufwertung dadurch erfahren, dass
freie oder frei gewordene Flächen neu und unter na-
turschutzfachlichen Gesichtspunkten neu gestaltet
werden. Durch das Anlegen von zum Beispiel Streu-
obstwiesen kommen auch Menschen, die sich kei-
ne Laube leisten können, im Herbst in den Genuss,
Birnen und Äpfel pflücken zu können, und so soll es
sein, meine Damen und Herren. Zerstörte Natur muss
den Menschen so weit wie möglich in einer Weise
zurückgegeben werden, dass sie sich daran freuen,
sie erleben und nutzen können. Deshalb unterstüt-
zen wir von der SPD-Fraktion dieses Konzept. – Herz-
lichen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bündnis 90/Die Grünen):
Herr  Präsident,  meine  Damen  und  Herren!  Frau

Ahrens und Frau Garling haben ja anschaulich be-
schrieben, worum es geht. Deswegen werde ich mich
jetzt an dieser Stelle damit begnügen, wesentliche
Punkte zusammenzufassen und vor allen Dingen die
Differenzen, wo sie bestehen, zu uns Grünen zu be-
nennen!

In der Zielsetzung, ich glaube, das ist klar, sind
wir uns alle einig, dass es in bestimmten Fällen sinn-
voll ist, Ausgleich und Ersatz in Kleingärten, Grün-
anlagen oder auch im Begleitgrün von Kleingärten
zu realisieren. Das ist ein sinnvoller Weg, vor allen
Dingen auch sinnvoll für Bremen als Sanierungsland
und als Land mit geringen Haushaltsmitteln.

Ich möchte hier vor allen Dingen noch einmal da-
rauf hinweisen, dass insbesondere die Verknüpfung
mit einer hervorragenden Planungsgrundlage, die
wir ja haben, nämlich das „Grüne Netz“, hier bear-
beitet werden sollte. Ich sage bearbeitet werden soll-
te, denn es muss eigentlich noch gemacht werden.
Das heißt, die Verbindung „Grünes Netz“ einerseits,
auf der anderen Seite eben Ausgleich und Ersatz
auch für diese, ich sage einmal, Bruchstücke, die in
der Realisierung des „Grünen Netzes“ noch fehlen,
umzusetzen, diesen Weg zu gehen finden wir Grü-
nen ausgesprochen richtig.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

So weit waren wir aber eigentlich genau im Ja-
nuar dieses Jahres und haben einstimmig den von
der großen Koalition eingebrachten Antrag verab-
schiedet, und zwar besagte der Antrag, dass bis zum
Mai 2004 vom Senat ein Konzept vorgelegt werden
soll, wie dies umgesetzt werden soll. Darum ging
es. Wir hatten also einen Antrag, danach sollte bis
Mai 2004 ein Konzept vorgelegt werden, wie das um-
zusetzen ist. Heute steht zur Debatte ein Grobkon-
zept, kein Konzept, und das ist es eigentlich auch.
Es steht nämlich nichts Neues und nichts Konkretes
darin, oder wie Sie es, Frau Garling, finde ich, sehr
nett ausgedrückt haben: Es ist entweder schwierig,
teuer oder kaum möglich.

Dieses Konzept, das wir dann hier auch, denke
ich, richtig debattieren müssen, haben wir bisher
nicht, sondern wir haben im Moment im Prinzip eine
Schleife,  die  man  dann  mit  Grobkonzept  betitelt,
denn letztendlich zusammengefasst wurde das, was
wir im Januar beschlossen haben, vom Umweltse-
nator noch nicht entsprechend der Zeitschiene um-
gesetzt, das heißt, hier ist das Umweltressort im Ver-
zug. Wir Grünen erwarten, dass jetzt aber der in der
nun neuen Mitteilung dargelegte Zeitplan auch wirk-
lich eingehalten wird.

Zum Abschluss, meine Damen und Herren, noch
einmal eine Bemerkung: Was macht eigentlich den
entscheidenden Unterschied zwischen uns Grünen
und der großen Koalition aus? Er besteht ganz schlicht
und einfach darin, dass wir Grünen an der zentralen
Stellschraube  drehen  wollen,  die  zentrale  Stell-
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schraube nämlich ist, den Naturverbrauch zu mini-
mieren. Das ist das zentrale Ziel, und das ist das,
woran wir Grünen arbeiten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Man muss hier auch deutlich machen, das habe
ich zwar auch schon oft wiederholt, aber ich muss
es immer wieder wiederholen: Dieser Druck auf Flä-
chen, warum man jetzt diesen Weg geht, Ausgleich
und Ersatz in Kleingartengebieten und öffentlichen
Parks zu realisieren – den wir durchaus mittragen,
denn jetzt ist der Druck auch schon da durch den
Flächenverbrauch, der Hintergrund dafür aber ist der
enorme Flächenverbrauch, nur der produziert Druck,
Ausgleichs- und Ersatzflächen ausfindig zu machen,
auf denen man dann die Kompensation durchführt
–, das hat auch Frau Garling ganz klar und deutlich
gesagt, ist das Pflaster, aber das eigentliche Ziel ist,
den Naturverbrauch zu minimieren! Das war im Üb-
rigen der Grund für die gesetzliche Grundlage, das
Bundesnaturschutzgesetz.

Der  Grund  für  das  Gesetz  war,  dass  man  eine
Wende im Flächenverbrauch schafft, und das ist nicht
gelungen. In Bremen kann man eindeutig sagen: Es
hat für die große Koalition für keine Entscheidung
eine Rolle gespielt, also für kein Bauvorhaben, keine
Gewerbegebietsentwicklung, wie viel Geld der Aus-
gleich  und  Ersatz  kostet,  und  hier  erwarten  wir
endlich ein Umdenken. Ich muss ja nicht wieder Uni-
wildnis sagen. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort Frau Staatsrätin Kramer.

Staatsrätin Kramer: Herr Präsident, Damen und
Herren Abgeordneten! Ich denke, bei aller Kritik im
Detail, Frau Dr. Mathes, besteht ja Einvernehmen,
dass die bisher schon möglichen und auch schon
durchgeführten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
im innerstädtischen Bereich verstärkt werden sol-
len. Es gibt aber, glaube ich, in Nuancen unterschied-
liche Auffassungen, welche Probleme es dabei zu
überwinden gilt, und diese Probleme sind in einem
Haushaltsnotlageland wie Bremen nicht selten an
monetäre Bedingungen geknüpft.

Es ist für uns alle doch nicht von der Hand zu
weisen, dass Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im
innerstädtischen Bereich – weil die Flächen in der
Anschaffung teurer sind, weil aber vor allen Dingen
auch die Unterhaltung teurer, aufwendiger ist – nicht
selten aufwendiger sind als solche in der Periphe-
rie. Gleichwohl sind wir mit Ihnen der Meinung, dass
wir die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im in-
nerstädtischen Bereich verstärken sollen.

Ihre Kritik hinsichtlich der Zeitplanung ist natür-
lich treffend insofern, als sie uns ein Stück betrifft.

Es ist aber mit Ihnen abgesprochen, und das möchte
ich an dieser Stelle noch einmal betonen, dass man
zunächst  einmal  die  entsprechende  Handlungsan-
weisung überarbeiten muss, um einen allgemein ak-
zeptierten Plafond zu haben, um dann die von Ihnen
angemahnte  Entwicklungskonzeption  darauf  auf-
bauen zu können. Daran möchte ich an dieser Stelle
erinnern und es dabei in dem Moment auch bewen-
den lassen. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mit-
teilung des Senats, Drucksache 16/321, Kenntnis.

Bauherrenwettbewerbe für Qualität und
Innovation im Wohnungsbau

Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU
und Bündnis 90/Die Grünen

vom 15. Juni 2004
(Drucksache 16/291)

Dazu als Vertreter des Senats Frau Staatsrätin Kra-
mer.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Nachdem wir uns hier in die-
sem Haus in der letzten Legislaturperiode das eine
oder andere Mal über den Sinn oder, wie andere
meinen, den Unsinn von Architektenwettbewerben
gestritten hatten und wir uns dann leider nie so recht
einig werden konnten, freut es mich doch jetzt umso
mehr, dass wir nun hiermit einen Weg gefunden
haben, einen gemeinsamen, interfraktionellen An-
trag zu dem Thema vorlegen zu können. Es geht hier
nicht um Wettbewerbe noch zu errichtender Gebäu-
de, das wird an der einen oder anderen Stelle, also
bei bedeutenden Gebäuden oder städtebaulich
schwierigen Lagen, gemacht. Es wird zum Beispiel
einen Wettbewerb für die potentielle Erweiterung der
Kunsthalle geben müssen, damit sich der Neubau
in die denkmalgeschützten Wallanlagen auch einfügt.

Bei unserem Antrag geht es zum einen um schon
gebaute Architektur. Bauherren und Bauherrinnen
können  hier  ihre  Vorhaben  einreichen,  der  BDA
macht ja so etwas alle vier Jahre auch schon, aller-
dings betrifft das dann in der Regel eher Gewerbe-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 16. Wahlperiode – 25. Sitzung am 9. 9. 041452

(A) (C)

(B) (D)

und Dienstleistungsgebäude. Die Preisverleihung und
das Ergebnis sind doch immer viel beachtete, auch
überregionale Ereignisse. Zum anderen geht es uns
um  Wohnungsbau  und  nicht  um  das  Große  und
Spektakuläre, Auffällige, Besondere, sondern um All-
tagsarchitektur, also um das, was uns tagtäglich um-
gibt und was wir, wenn wir es einmal gesehen ha-
ben und für schön befunden haben, dann kaum noch
wahrnehmen. Das ist dann nicht spektakulär, aber
herausragend,  wie  wir  hier  in  dem  Antrag  auch
schreiben.

Deswegen haben wir als SPD übrigens neulich die
Architektenkammer eingeladen, uns solche Alltags-
architektur zu zeigen, und die Ergebnisse, die wir im
Bremer Westen gesehen haben, waren sicher nicht
spektakulär, aber in ihrer Schlichtheit auch umso mehr
beeindruckend. Gerade solche einfachen Dinge ma-
chen es doch mitunter möglich, dass wir uns in un-
serem Wohnumfeld wohl fühlen, ohne dass viel öf-
fentliches Geld ausgegeben wird. Auch der Um- und
Rückbau von Bremer Häusern in ihren Ursprungs-
zustand, also Putzfassade statt Riemchen aus Teer-
pappe, hochgestellte Sprossenfenster statt flachge-
legter Blumenfenster, schlichte Holztüren statt Pla-
stikkitsch sind Beispiele dafür, wie zum Beispiel eine
einzelne Fassade einen ganzen Straßenzug verän-
dern kann.

Nun bitten wir den Senat, gemeinsam mit dem BDA
einen  solchen  Bauherrenwettbewerb  auszuloben,
der Innovation, Qualität und kostensparendes Bau-
en fördern möge und der ein Klima schafft, das An-
reize für Qualität gibt, eben auch in Reihenhaussied-
lungen. Ich bin jetzt schon gespannt, was dabei her-
auskommen mag, und bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Krusche.

Abg.  Frau  Krusche  (Bündnis  90/Die  Grünen)*):
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wenn ich
mich so umschaue, beschleicht mich manchmal der
Eindruck, dass bei dem Wort Architekturwettbewerb
der eine oder die andere den Raum verlässt, dass
der eine oder die andere auch in diesem Haus viel-
leicht denkt: Die immer mit ihren Wettbewerben!

(Abg. P f l u g r a d t  [CDU]: Gibt es denn
bei den Grünen so viele, die so denken?)

Da nehme ich meine Fraktion keineswegs aus, Herr
Pflugradt! Ich sage nur, was mir gerade so auffällt.
Ich meine, der Abend ist schon weit vorangeschrit-
ten, aber vielleicht denkt der eine oder andere tat-
sächlich, Wettbewerb sei nur etwas für Planungs-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

verliebte, für schwarz gekleidete Architekten, aber
nichts für dieses Parlament. Ich sehe das bei weitem
anders, und ich will auch einmal einen anderen An-
satz wählen, um über die Notwendigkeit von Wett-
bewerb hier zu debattieren.

Wenn wir uns umschauen auf der Erde, dann stel-
len wir fest, dass Menschen weite Wege in Kauf neh-
men, um sich bestimmte Gebäude anzuschauen. Man
nehme nur einmal eine Stadt wie Bilbao, eigentlich
eine reine Industriestadt, die nur durch den Bau ei-
nes Museums ihre Touristenzahlen enorm erhöht hat.
Man denke an die vielen Touristen, die sich etwa
den Eiffelturm anschauen, die nach Athen fahren,
um  Tempelreste  zu  besichtigen.  Man  nehme  die
Menschen, die sich engagieren für den Wiederauf-
bau von im Krieg zerstörten Gebäuden, ich nenne
da insbesondere den Wiederaufbau der Frauenkir-
che in Dresden. Oder aber denken Sie an die Brü-
cke  in  Mostar,  durch  den  Bosnien-Krieg  zerstört,
heute wieder original aufgebaut als Symbol der Völ-
kerverständigung! Was ich damit eigentlich deutlich
machen will. ist, dass Menschen sich für das, was
Menschen in der Vergangenheit, aber auch in der
Gegenwart gebaut haben, sehr stark interessieren.

Dieses Interesse an dem, was Menschen schaffen
und schaffen können, das sollten wir uns auch für
Bremen  und  Bremerhaven  zu  Nutze  machen.  Ich
erinnere an ein paar Beispiele, bei denen man gera-
de auch hier in Bremen das Interesse der Bürgerin-
nen und Bürger für die gebaute Architektur ablesen
konnte. Das war zum Beispiel die heiße Debatte über
den Abriss eines alten Wohnhauses am Wall, oder
nehmen Sie die massive Kritik an der Aufstockung
der Stadthalle! Da haben sich doch viele, viele Men-
schen  engagiert,  weil  sie  fanden,  dass  man  so  ein
„modernes“ Gebäude nicht einfach durch die Auf-
stockung verschandeln solle.

Oder denken Sie an eine Debatte über Hochhäu-
ser! Wo passen sie hin, wo passen sie nicht hin? Es
gibt diese Debatte gerade aktuell in Köln, bei der
sich selbst die „Bild“-Zeitung zum Anwalt des Köl-
ner  Doms  macht,  in  dessen  Nachbarschaft  Hoch-
häuser  entstehen  sollen,  wodurch  das  Weltkultur-
erbe Kölner Dom massiv bedroht wird.

Wir haben hier auch Hochhausdebatten geführt,
Stichwort Bahnhofsvorplatz. Es gibt aber auch In-
teresse von Menschen an Gebäuden ganz anderer Art.
Ich habe im „Weser-Kurier“ gelesen, dass der Bun-
ker Valentin – ja nun bei weitem kein schönes Ge-
bäude, sondern eher im Gegenteil – Menschen von
weit her anlockt, um sich mit der Geschichte und
dem Bauwerk zu beschäftigen. Für mich sind dies
alles  eindrucksvolle  Beispiele,  die  belegen,  dass
Menschen sich für die Qualität in der gebauten Stadt
interessieren. Wie kann man Qualität erreichen? Ich
glaube, dass Wettbewerbe hier ein ganz wesentli-
ches und gutes Mittel sind, um auch für das zukünf-
tige Bauen Qualität weiter zu gewährleisten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Insofern, da gebe ich meiner Vorrednerin Recht,
ist so eine Auslobung eines Bauherrenpreises eine
gute Sache – ich meine, es gibt auch Baufrauen, hoffe
ich einmal, aber irgendwie gibt es dafür scheinbar
kein so richtiges Wort –, weil ich glaube und über-
zeugt davon bin, dass das, was im Großen gilt, näm-
lich dass die Qualität der Architektur etwas sehr Lang-
lebiges und Wichtiges für Menschen ist, im Kleinen
beginnen sollte. Gerade dieser Bauherrenwettbewerb,
den wir jetzt hier auf den Weg bringen, ist so ein
Instrument, um auch im Kleinen deutlich zu machen,
dass es wichtig ist, was in der Stadt neu dazukommt.

Das erspart uns übrigens dann auch in der Zu-
kunft vielleicht viele Abrissdebatten, denn Bausün-
den  der  Vergangenheit  sind  irgendwann  einmal
überfällig. Tenever haben wir vorhin erwähnt, es gibt
aber ja auch noch andere Bauwerke, die in der Stadt
auf der Abrissliste stehen. Insofern finde ich es gut,
wenn wir so einen Bauherrenwettbewerb installie-
ren, weil er deutlich machen kann, dass gutes, qua-
litätsvolles Bauen und auch Innovationen im Woh-
nungsbau belohnt werden. Er macht außerdem deut-
lich, dass wir die Verantwortung der Menschen hier
in dieser Stadt, die etwas bauen möchten, ernst neh-
men und eben Qualität einfach auch mit einem Preis
belohnen. Das finden wir Grünen gut, und ich hof-
fe, dass so ein Wettbewerb bald ausgelobt wird. –
Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster hat das Wort der
Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Die Initiatoren dieses Antrags wa-
ren unsere Kollegen von den Sozialdemokraten, und
wir sind dem eigentlich ohne große Diskussion so-
fort beigesprungen.

(Abg.  Manfred O p p e r m a n n  [SPD]:
Wenn du das nur öfter machen würdest!)

Ja, Manfred, man muss die Sache ja auch dosieren,
sonst wird es langweilig, nicht wahr? Es muss ja auch
noch Punkte geben, bei denen man sich etwas län-
ger behakeln kann.

Das, Frau Krusche hat es angesprochen, ist natür-
lich auch durchaus der Fall schon einmal gewesen,
bei dem wir uns über Wettbewerbe gestritten ha-
ben, nicht aber in diesem Sinne, wie Sie jetzt hier
stehen und über Sinn und Unsinn, wie Sie es ge-
nannt haben, von Wettbewerben. Damals ging es
darum, dass wir gesagt haben, wir wollen nicht, dass
Investoren durch übermäßige –

(Abg. Frau K r u s c h e  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ich nicht!)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

das haben wir gesagt, ja ja, deswegen sage ich ja,
für Sie rede ich ja nicht, aber ich rede für mich und
für meine Fraktion, und wir haben gesagt, wir wol-
len nicht – Wettbewerbsauflagen abgeschreckt wer-
den, dass sie zu so hohen Kosten kommen, dass sie
dann die entsprechende Investition nicht mehr vor-
nehmen.

Hier ist es aber etwas ganz anderes, und wir kön-
nen es alles mit unterschreiben, sonst hätten wir es
ja auch nicht getan, und wir warten sehr gespannt
darauf, wie die Kriterien, die dann ausgehandelt wer-
den, und der Katalog, der dann ausgehandelt wer-
den wird, dann auch tatsächlich aussehen werden.
Ich finde, dann kommen wir auch noch einmal zu
einer neuen Diskussion. Ob diese nun hier stattfin-
den muss oder ob sie in der Baudeputation stattfin-
det, das wird sich dann zeigen.

Auf jeden Fall sehen Sie, dass wir ohne Probleme
immer bereit sind, innovative, neue Ideen noch auf-
zugreifen. Es ist ja auch so, darüber haben wir ja
eben schon in der Debatte über das Wohnen disku-
tiert, dass sich ja auch Veränderungen einstellen. Da
muss man sich auch bei der vorhandenen Bausub-
stanz und dem Umfeld auf Verbesserungen einstel-
len, und insofern sehen wir dieser Sache sehr inter-
essiert entgegen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächste hat das Wort Frau
Staatsrätin Kramer.

Staatsrätin Kramer: Herr Präsident, meine Her-
ren und Damen! Auch bei diesem Tagesordnungs-
punkt habe ich das Glück, auf einer Woge großen
Einvernehmens  mit  Ihnen  schwimmen  zu  dürfen.
Mein Haus hat bereits erste Überlegungen ange-
stellt, wie ein solcher Bauherrenwettbewerb gestal-
tet werden könnte.

Einige Eckpunkte kann ich Ihnen hier verraten:
Zuerst möchte ich sagen, dass wir erfreulicherweise
schon jetzt die Bereitschaft zur Mitwirkung der Ar-
chitektenkammer und des BDA im Lande Bremen
feststellen können. Wir sollten allerdings auf jeden
Fall  eine  zeitliche  Überschneidung  mit  dem  seit
schon 1974 etablierten BDA-Preis im Lande Bremen
vermeiden,  der  alle  vier  Jahre  verliehen  wird.
Wir könnten uns vorstellen, alle zwei Jahre einen
Bauherrenpreis zu verleihen, der dann immer in un-
geraden Jahren verliehen wird. Wir denken, dass
wir auf diese Art und Weise die Qualität des Bauens
für das Wohnen in Bremen steigern können, und sind
insofern mit Ihnen einer Meinung.

Wir meinen, dass wir dafür einen ansehnlichen
Betrag zur Verfügung stellen müssen. Den haben
wir noch nicht, den werden wir aber bei diesem gro-
ßen  Einvernehmen  sicherlich  einwerben  können.
Eine Möglichkeit ist auch die Einwerbung von Spon-
sorenmitteln, aber ganz ohne öffentliche Mittel wird
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es sicherlich nicht gehen. Eine Möglichkeit wäre,
diese öffentlichen Mittel urbar zu machen im Rah-
men des Innenstadt-Stadtteil-Programms 2010, über
dessen Teil 2004/2005 wir gerade abschließend be-
finden wollen. In der nächsten Woche findet die Bau-
deputationssitzung statt, bei der dies auf der Tages-
ordnung steht.

Ich sehe dort die Chance, dass in den vorgesehe-
nen Mitteln für die Unterstützung privater Investi-
tionen ein kleiner Anteil, vielleicht 25 000 Euro, zu-
nächst einmal für dieses Projekt reserviert werden
könnte, und würde mich freuen, wenn wir auch hin-
sichtlich der finanziellen Seite dieses sicherlich gu-
ten und zukunftsweisenden Projekts das breite Ein-
vernehmen erzielen könnten. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU
und Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-
Nummer 16/291 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Einrichtung einer Schuldatenbank

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 17. Mai 2004

(Drucksache 16/245)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 13. Juli 2004

(Drucksache 16/359)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke.

Gemäß Paragraph 29 unserer Geschäftsordnung
hat der Senat die Möglichkeit, die Antwort auf die
Große Anfrage in der Bürgerschaft mündlich zu wie-
derholen.

Ich gehe davon aus, dass Herr Senator Lemke dies
nicht wünscht.

(Senatorin R ö p k e :  Der Senat ist ver-
treten!)

Der Senat möchte dies nicht noch einmal münd-
lich vortragen.

Frau Röpke spricht jetzt für den Senat, so dass wir
gleich in die Aussprache eintreten können.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Allers.

Abg. Frau Allers (CDU)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Nachdem
die groben Schwächen des alten Bremer Schulsys-
tems durch das schon fast katastrophale Abschnei-
den des Landes bei Pisa und Iglu deutlich geworden
sind, machen wir uns jetzt gemeinsam auf den Weg,
die Schulstrukturen zu verändern und die Schulqua-
lität zu verbessern.

Wer von Schulqualitätsverbesserung spricht, muss
natürlich als Erstes einmal definieren, was er unter
einer guten Schule versteht. Eine gute Schule bietet
guten Unterricht, indem sie erstens ihre Freiräume
in größtmöglicher Eigenverantwortung nutzt, zwei-
tens, indem sie die Fähigkeit ihrer Lehrer bestens ein-
setzt, und drittens, indem sie Eltern und Schüler in
ihre Arbeit einbindet, denn der Bildungs- und Er-
ziehungsauftrag ist ein gemeinsamer Auftrag von El-
tern und Schule.

Mit der Verabschiedung der Änderung des Schul-
gesetzes haben wir jetzt einen ersten, aber doch sehr
gewaltigen Schritt gemacht, um die Schulstrukturen
zu ändern. Unter anderem haben die Eltern jetzt zum
vergangenen oder jetzt begonnenen Schuljahr das
erste Mal die Möglichkeit, für ihre Kinder, wenn sie
von der vierten zur fünften Jahrgangsstufe wech-
seln, die Schule stadtweit frei auszuwählen. Deshalb
ist es auch unsere Pflicht, ihnen überhaupt zu er-
möglichen, solche Entscheidungen zu treffen.

Welches sind die Auswahlkriterien der Eltern für
ihre Wunschschule? Mit Sicherheit zuerst einmal die
Schulart der weiterführenden Schule, zweitens das
Profil der Schule, das den Neigungen und Fähigkei-
ten ihres Kindes am ehesten entspricht, und mit Si-
cherheit der Schulweg. Letztendlich aber möchten
alle Eltern sicherlich auch die qualitativ beste Schu-
le für ihre Kinder. Wir müssen also dafür sorgen, dass
die für eine solche Einschätzung notwendigen In-
formationen für die Eltern zugänglich sind.

Nach Paragraph 60 des Bremischen Schulgeset-
zes haben die Eltern das Recht darauf, in allen wich-
tigen Schulangelegenheiten informiert zu sein, und
es ist notwendig, ihnen Transparenz für die Beurtei-
lung schulischer Qualität zu bieten.

(Beifall bei der CDU)

Wie kann man nun diese deutlich machen? Sicher-
lich ist die Zufriedenheit aller Betroffenen, also El-
tern, Schüler und Lehrer, ein ganz wichtiges Kriteri-
um oder ein ganz wichtiger Indikator. Das ist aber
ein Faktor, der schwerlich in Daten zu fassen und
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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darzustellen ist. Ergebnisse von Vergleichsarbeiten
können unserer Ansicht nach hingegen ein hervor-
ragender Gradmesser für die Leistungsfähigkeit von
Schulen sein.

Auf  der  Kultusministerkonferenz  im  Dezember
2003 ist beschlossen worden, Bildungsstandards in
den  Fächern  Deutsch,  Mathematik  und  der  ersten
Fremdsprache  zu  formulieren,  und  die  Länder  sind
übereingekommen, diese zu Beginn des Schuljah-
res 2004/2005 als Grundlage für den mittleren Schul-
abschluss zu übernehmen. Hierin sind fachliche und
fachübergreifende  Basisqualifikationen  formuliert,
die für die weitere schulische und berufliche Aus-
bildung von Bedeutung sind. Sie beschreiben erwar-
tete Lernergebnisse, Vergleichsarbeiten und zentrale
Abschlussprüfungen. In diesem Sinn ist nun festzu-
stellen, in welchem Umfang die Standards erreicht
werden. Die Ergebnisse dieser Vergleichsarbeiten,
die jetzt in diesem Schuljahr erstmalig geschrieben
werden, sind unserer Meinung nach ein hervorra-
gendes Kriterium, Leistungsfähigkeit und Qualität
von Schulen beurteilen zu können.

(Beifall bei der CDU)

Sicherlich sind wir uns darüber einig, dass es nicht
das einzige Kriterium ist, um die Güte einer Schule
zu beschreiben. Das ist im Bildungsbereich genau-
so wie in anderen Lebensbereichen auch. Selbst im
Sport, wo oftmals mit Zeiten und Weiten Erfolg mess-
bar ist, gibt es Disziplinen, wie zum Beispiel beim
Skispringen, wo neben einer messbaren Weite auch
eine Haltungsnote eine wichtige Rolle für Sieg oder
eben nicht Sieg spielt. So ist es auch unumstritten,
dass  neben  Ergebnissen  von  Vergleichsarbeiten
auch andere Lernergebnisse wie zum Beispiel so-
ziale Kompetenzen wichtige Aspekte für den Erfolg
schulischer Bildung sind. Nichtsdestoweniger spricht
es natürlich auch nicht gegen die Einrichtung einer
Schuldatenbank.

Damit sich Eltern über die Leistungsfähigkeiten
von Schulen informieren können, ist daher für die
CDU-Fraktion die Einführung einer solchen Schul-
datenbank, in der in anonymisierter Weise Ergeb-
nisse  von  Vergleichsarbeiten  dargestellt  werden,
notwendig. Es geht aber dabei nicht darum, dass Ein-
zelergebnisse von Schülern dargestellt werden, son-
dern es soll das Gesamtergebnis einer Schule dar-
gestellt werden. Es geht auch nicht um das Schlecht-
machen einer Schule, im Gegenteil. Wir sehen dar-
in eine Chance für die Schulen, weil ein Vergleich
der Schulen untereinander mit Sicherheit auch den
Wettbewerb forciert und damit letztendlich auch eine
Verbesserung von Qualität erreicht werden kann.

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen findet man im Duden auch nach der
neuen Rechtschreibregelung hinter dem Wörtchen

„Vergleich“ die Bezeichnung „ein gütlicher“. Für
mich  suggeriert  das  auch  ein  bisschen,  man  sollte
doch  als  ersten  Gedanken,  wenn  es  um  den  Ver-
gleich untereinander geht, auch nicht immer sofort
einen negativen haben. Es soll auch die Möglich-
keit bestehen, dass man irgendwie gute Leistungen
präsentieren kann, stolz darauf sein kann und dies
vielleicht auch darstellen möchte.

Einen Antrag zur Errichtung einer Schuldatenbank
hatten wir der SPD im Februar dieses Jahres vorge-
legt. Leider war ein gemeinsamer Antrag mit dem
Koalitionspartner nicht machbar, deshalb haben wir
unser Anliegen eben in dieser Großen Anfrage for-
muliert.

In der vorliegenden Antwort des Senats wird zwar
Transparenz und Vergleichbarkeit als Notwendig-
keit definiert, aber der Senat steht einer internetba-
sierten Datenbank doch, milde gesagt, etwas zurück-
haltend gegenüber. Das ist aus unserer Sicht doch
etwas unverständlich, da in vielen anderen Lebens-
bereichen sich das Land Bremen sehr gern mit an-
deren Ländern vergleicht, zum Beispiel: Unser Wirt-
schaftswachstum ist am stärksten, die Sparbemühun-
gen sind am größten, wir vergleichen Pro-Kopf-Aus-
gaben im Sozialbereich. Es ist immer nur auffällig,
im Bereich Bildung und Schule scheuen wir den
Vergleich immer so sehr.

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Da
sind wir doch auf einem guten Weg!)

Ja, aber es war so und ist im Moment immer noch
so, es ist doch etwas schwierig nachzuvollziehen, es
sei denn, man sieht es ein bisschen ideologisch, in-
dem es dem einen oder anderen noch etwas schwer-
fällt zuzugeben, dass 30 Jahre bremische Schulpoli-
tik doch verfehlte Schulpolitik waren!

Auch wenn es bislang in anderen Bundesländern
zugegebenermaßen keine Kriterien für die Gesamt-
beurteilung schulischer Qualität gibt, spricht auch
das aus unserer Sicht nicht gegen die Veröffentli-
chung von derartigen Prüfungsergebnissen. Da alle
Bundesländer in derselben Entwicklungsphase sind,
was Vergleichsarbeiten und deren Analyse und Aus-
wertung anbelangt, kann das für das Land Bremen
doch kein Grund sein, sich mit dem Hinweis darauf,
dass es jetzt neu ist, dass es noch nichts Vergleich-
bares gibt, zurückzuziehen und abzuwarten. Gera-
de die Tatsache, dass das Bundesland Bremen so mi-
serabel bei Pisa und Iglu abgeschnitten hat, sollte
uns doch unbedingt in die Pflicht nehmen, dass wir
endlich einmal nach neuen Wegen suchen, um hier
auch die Schlusslaterne wieder abzugeben, und in-
novativ zu sein, ist wirklich auch etwas, worauf man
stolz sein kann.

(Beifall bei der CDU)

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auf eine Pres-
semitteilung des Hessischen Kultusministeriums vom
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17. Juli dieses Jahres hinweisen, darin sind die Re-
sultate der ersten Landesprüfungen an Haupt- und
Realschulen veröffentlicht worden. Die hessische
Kultusministerin, Karin Wolff, beschreibt in dieser
Pressemitteilung die Landesprüfung als – ich zitiere
mit Erlaubnis des Präsidenten – „konsequenten Schritt
auf dem Weg der Qualitätsentwicklung in unseren
Schulen. Die Ergebnisse geben Aufschluss über die
Leistungsfähigkeit des Bildungswesens.“

Im Übrigen handelt es sich auch hier um eine
punktuelle  Darstellung  von  Prüfungsergebnissen,
was auch ein Kritikpunkt in der Antwort des Senats
war. Weiter verleiht Frau Wolff ihrer Überzeugung
Ausdruck – ich zitiere nochmals mit Erlaubnis des
Präsidenten –, „dass die meisten ihre Leistungen auch
dokumentiert sehen wollen“. Es gibt also doch schon
Erfahrungen anderer Bundesländer mit der Veröf-
fentlichung von Prüfungsergebnissen.

Letztendlich sollten wir in unserer Diskussion nicht
vergessen, dass eine Schuldatenbank ein wesentli-
ches Instrument zur Bestandsaufnahme von Stan-
dards, aber auch ein Impulsgeber für die Arbeit von
Schulen sein kann. Sie könnte ein wichtiger Bau-
stein sein im schulischen Qualitätsmanagement, das
sicherlich auch durch weitere Informationen ergänzt
werden muss. Solch eine Datenbank kann ein her-
vorragendes Diagnoseinstrument sein als Grundla-
ge für Ursachenforschung von Unterschieden. Sie
kann deshalb auch eine Chance sein, dass wir die
Probleme und den Nachholbedarf, den wir haben –
der uns ja auch attestiert worden ist –, bewältigen
und auch einmal nach vorn schreiten können. – Ich
danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Die
Rede von Frau Allers war eben sehr anschaulich,
mir hat sie auch sehr gut gefallen. Ich werde im
weiteren Verlauf der Debatte darauf eingehen, vor
allen Dingen, weil Sie uns als Grüne auch Ihr Leid
geklagt haben, dass die SPD in Sachen Schuldaten-
bank nicht so mitziehen will. Vielleicht kann ich Ih-
nen auch einmal mein Leid an der Stelle klagen, und
vielleicht sagen Sie, dass Sie an bestimmten Punk-
ten auch mit den Grünen gehen.

Wir debattieren heute eine Anfrage der CDU über
die Einführung einer Schuldatenbank. Ich finde, es
ist noch einmal wichtig zu sagen, was eine Schulda-
tenbank eigentlich ist und welchen Nutzen sie hat.
In solch einer Datenbank sollen Daten der Schule
aufgenommen  werden,  also  auch  die  Anzahl  der
Lehrer, die Anzahl der Fachkräfte, wie viele Schü-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

ler in welchen Altersstufen an der Schule unterrich-
tet werden, wie hoch die Wiederholerquote ist. Das
Profil der Schule wird auch ausführlich beschrieben,
und Frau Allers hat richtigerweise gesagt, Ergeb-
nisse von Vergleichsarbeiten werden im Mittelwert
veröffentlicht.

Sachsen macht das jetzt als eines der ersten Bun-
desländer, ich habe mir das im Internet angeschaut.
Das ist wirklich eine sehr schöne Präsentation, und
ich glaube auch, dass viele Eltern und auch Lehrer
diese Daten nutzen können. Es ist in keiner Weise
ein Datenfriedhof.

Frau Allers hat auch richtigerweise darauf hinge-
wiesen,  solch  eine  Schuldatenbank  ist  nicht  der
Stein der Weisen, es kann nur ein Baustein einer
großen Qualitätsdebatte sein, die wir hier im Land
Bremen haben werden. Wir müssen einen großen
Qualitätsprozess hier in Sachen Bildung und Wis-
senschaft in Gang setzen, auch bei den Kindergär-
ten. Das kann ein Baustein sein, um den Schulen
und auch den Eltern ein Signal zu geben, wo die
Schule steht, wo Schwächen erkannt werden müs-
sen und wo die Schule gezielt unterstützt werden
muss. Ich finde es in erster Linie gut, dass man die-
ses Instrument Schuldatenbank hier auch offensiv
debattiert.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Die Kernfrage geht aus meiner Sicht aber ein biss-
chen weiter: Wir müssen darüber reden, wie Quali-
tät an Bremer und Bremerhavener Schulen entwi-
ckelt und transparent dargestellt werden kann. Ich
habe eben schon darauf hingewiesen, in vielen eu-
ropäischen Ländern ist es eine Selbstverständlich-
keit, dort gibt es eine deutlich längere Tradition der
internen und externen Berichterstattung, der Eva-
luation, wie es in der Fachsprache heißt, also der Er-
hebung und Bewertung des Lernens und des Leh-
rens in einer Schule, in einer Klasse, auch mit Ver-
gleichsarbeiten.  Dort  gibt  es  eine  funktionierende
Schulinspektion, darauf gehe ich gleich noch ein-
mal ein, und es gibt landesweite Bildungsstandards,
also nationale, die wir als Grüne für sehr wichtig hal-
ten.

Viele Schulen behaupten zu oft von sich selbst,
eine gute Schule zu sein, gute Leistungen zu erbrin-
gen und ihren Schülerinnen und Schülern förder-
lich zu sein. Es gibt an dieser Stelle wenig Überprü-
fungen, aber reichlich viele Vermutungen. Ich mei-
ne, eine Schule, die lediglich schweigt und nur ver-
mutet,  wird  sich  nicht  weiterentwickeln  können.
Diese Schule ist aus meiner Sicht eine Schule von
gestern, und sie muss sich auch wirklich der Frage
stellen, wie es um die Qualität der Schule bestellt
ist, denn sonst verhindert sie auch die Weiterent-
wicklung ihrer Schülerinnen und Schüler. Erst ex-
terne Überprüfungen und Leistungsstandserhebun-
gen machen Blicke auf die Fähigkeit des Schulsys-
tems möglich.
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Die Einführung einer Schuldatenbank ist sicher
kein dummer Gedanke. In Schweden war ich sehr
beeindruckt davon, was uns bei einem Besuch in
die Hand gegeben worden ist. Das waren zwei rie-
sige, dicke Bücher, die in Papierform für die Politik,
für die Eltern, für jeden, den es interessiert, zur Ver-
fügung gestellt werden. Es wird teilweise an Litfass-
säulen in den Städten plakatiert, wie gut die Schu-
len eigentlich sind, die in der Kommune bezahlt
werden. Diese Daten werden auch im Internet ver-
öffentlicht. Es gibt eine sehr große Transparenz.

Die CDU hat die Frage nach einer Datenbank ge-
stellt. Ich finde es sehr richtig, aber – wie gesagt –
sie ist eher ein Schritt in einem Prozess, den wir star-
ten müssen. Ich hätte es wesentlich besser gefun-
den, wenn die CDU offensiv gesagt hätte, wir brau-
chen in Bremen eine funktionierende Schulaufsicht
oder eine funktionierende Schulinspektion.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Haben wir
längst gefordert!)

Das haben Sie gesagt, Herr Rohmeyer? Das freut
mich ganz besonders, denn dann würden wir Grünen
auch Ihren Antrag unterstützen, wir wären auch
bereit, einen interfraktionellen Antrag mit Ihnen zur
Einführung einer Schuldatenbankzu formulieren. Als
Voraussetzung dieser Schuldatenbank halten wir
Grünen es aber für notwendig, eine Schulinspektion,
einen Schul-TÜV, so heißt es in der Umgangsspra-
che, ab dem Jahr 2005 für das Land Bremen einzu-
führen.

Man muss an dieser Stelle aber auch fragen: Was
ist eigentlich mit der Schulaufsicht in all den Jahren
passiert? Das möchte ich auch heute den Senator
fragen.  Die  Grundschulgutachter,  die  kürzlich  30
Grundschulen untersucht haben, haben auch diese
Frage aufgeworfen. Sie haben gesagt, dass Bremen
in dieser Frage hinter den anderen Bundesländern
hinterher hinkt, das ist ganz klar zu erkennen. Ich
finde, da hat die CDU auch eine ganz große Verant-
wortung, Herr Rohmeyer, Sie haben ja schließlich
in den letzten acht Jahren Bildungspolitik mitge-
macht,

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Neun!)

und  den  Ruf  nach  einer  funktionierenden  Schul-
inspektion hätte ich gern schon viel länger und deut-
licher von Ihnen in diesem Haus gehört.

(Zuruf des Abg. R o h m e y e r  [CDU])

Eine der Hauptursachen für das Bremer Schuldi-
lemma, so haben die Experten festgestellt, ist eben
die Abwesenheit einer funktionierenden Schulauf-
sicht, und dafür ist aus Sicht der Grünen die große
Koalition ganz klar verantwortlich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir halten einen Schul-TÜV nach dem holländi-
schen Modell für sinnvoll und fordern die Einfüh-
rung. Bei der Einführung einer Schulinspektion oder
eines  Schul-TÜV  geht  es  nicht  um  das  Abstrafen
schlechter Schulen, sondern Stärken und Schwächen
der Schulen sollen von unabhängigen Fachleuten
beurteilt werden, und dort, wo Schwächen sichtbar
werden, muss Hilfe angeboten werden; beispiels-
weise mehr Personal an schwierigen Brennpunkten,
oder es müssen eben auch spezielle Förderprogram-
me angeboten werden.

Wir wollen als Grüne autonome Schulen, die selb-
ständig entscheiden, wie sie die für alle geltenden
Bildungsziele erreichen. Je selbständiger die Schu-
len werden, desto wichtiger wird auch die Quali-
tätskontrolle, desto mehr brauchen sie auch Unter-
stützungsprogramme.  Bremen  sollte  sich  auf  den
Weg machen und sich der Initiative Schul-TÜV bei-
spielsweise der Länder Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein ganz dringend aus unserer Sicht an-
schließen. Ich glaube, mit solch einer gemeinsamen
Aktion, mit einer gemeinsamen Schulaufsicht könnte
das  Land  Bremen  Geld  sparen  und  gemeinsame
Sache machen. Wenn das schon nicht bundesweit
klappt, dann, finde ich, muss man hier gemeinsam
mit den Nordländern vorgehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Von mir hören Sie hier auch noch einmal ein Be-
kenntnis zu einheitlichen Qualitätsstandards. Wir sa-
gen, der Unterricht, die Arbeit der Lehrerinnen und
Lehrer sowie die Ausstattung und die Arbeitsbedin-
gungen an der Schule müssen regelmäßig auf den
Prüfstand kommen. Zum modernen Qualitätsmana-
gement gehören Leistungsvergleiche mit anderen
Schulen. Die Schülerinnen und Schüler werden ge-
prüft, um sich weiterzuentwickeln, nicht um aussor-
tiert zu werden. Die Kontrolle innerhalb der Schule
wird durch Beratung von außen ergänzt.

Frau Allers hat es angesprochen, die Ergebnisse
von Pisa und Iglu haben die Krise im deutschen Bil-
dungssystem offengelegt. Das liegt im Wesentlichen
auch am Schulsystem. Das frühe Sortieren der Kin-
der, Frau Allers, nach Klasse vier ist in Europa fast
einzigartig geworden.

(Zurufe von der CDU)

Nein, das hat damit sehr viel zu tun, Herr Roh-
meyer! Dort, wo länger gemeinsam gelernt wird, sind
die Leistungen von allen Schülerinnen und Schü-
lern besser.

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Das ist das
Dilemma! Die Achtundsechziger!)

Herr Tittmann, Sie können sich gern melden.

(Zurufe: Nein!)
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Davor habe ich keine Angst!

(Abg. T i t t m a n n  [DVU]: Sollten Sie
aber!)

Ach, Herr Tittmann! In keinem anderen Land, Herr
Tittmann, hängt der Schulerfolg so sehr von der Her-
kunft des Elternhauses ab wie bei uns.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das wollen die doch gerade!)

Das müssen wir ändern, wenn wir konkurrenzfähig
bleiben wollen. Das sage ich Ihnen auch noch ein-
mal ganz deutlich.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Wenn Sie hier mit platten Vorurteilen wieder Ihren
Populismus ausbreiten wollen, dann melden Sie sich,
und Sie werden gute Argumente von all meinen Kol-
legen hören und auch vom Bildungssenator!

(Zuruf des Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Zu Beginn habe ich die Frage gestellt, wie Quali-
tät an Bremer und Bremerhavener Schulen entwi-
ckelt und transparent dargestellt werden kann! Wir
sollten uns in dieser Frage an den Pisa-Siegern ori-
entieren, die in ihren Ländern eine nationale Quali-
tätsagentur eingeführt haben. Bremen sollte – und
das muss ich an dieser Stelle noch einmal fordern –
gemeinsame Sache mit den Ländern machen, die
eine solche Agentur gegründet haben. Bremen soll-
te als Ergänzung eine Schuldatenbank auf den Weg
bringen, um Eltern und auch Schülern eine trans-
parente Schulwahl zu ermöglichen, und – das Aller-
wichtigste aus unserer Sicht – Bremen sollte diese
funktionierende Schulinspektion rasch auf den Weg
bringen, denn sie fördert die Qualität von Schule und
verbessert die Leistungen der Schule nachhaltig. –
Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Kauertz.

Abg. Frau Kauertz (SPD)*): Herr Präsident, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Wir können
feststellen, dass es eine Menge an Übereinstimmun-
gen gibt, wenn wir uns über das Thema „Einrich-
tung einer Schuldatenbank“ unterhalten, denn wir
sind einig darüber, dass Pisa und Iglu Defizite auf-
gezeigt haben, die es notwendig machen, ein stär-
keres Controlling auf den Weg zu bringen.
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Wir wollen, dass die Qualität von Schule gestei-
gert wird und dass möglichst große Transparenz hin-
sichtlich des Schulsystems hergestellt werden soll-
te, um den Eltern die Entscheidungs über den Bil-
dungsweg ihrer Kinder zu erleichtern. Aber, und das
ist jetzt die Frage, ob die von der CDU geforderte
Schuldatenbank zur Qualitätssteigerung der Schu-
len beitragen würde oder gar über die Gesamtqua-
lität einer Schule etwas aussagen kann, das möchte
ich zurzeit noch bezweifeln.

Ich stimme in diesem Fall absolut mit der Antwort
des Senats überein, der in seiner Antwort gleich ein-
leitend sagt, „ein wesentliches Element von Quali-
tätsbetrachtung ist der Vergleich mit vergleichbaren
anderen“. Frau Allers sprach, glaube ich, vorher von
dem gütlichen Vergleich. Ich denke hier nicht ei-
gentlich an gütlich, sondern mehr an gerecht, dazu
komme ich gleich noch. Wir müssen uns auf alle Fälle
davor hüten, Äpfel und Birnen miteinander zu ver-
gleichen. Es wäre nichts anderes aus meiner Sicht,
wenn wir stumpf die Ergebnisse von Vergleichsar-
beiten der einzelnen Schulen veröffentlichen wür-
den.

Ich habe erst einmal hingesehen, welche Möglich-
keiten es zurzeit überhaupt gibt, sich zu informie-
ren, und ich muss sagen, ich bin auf eine Menge
Informationen gestoßen. So konnte ich feststellen,
dass Bremen ein vergleichsweise gutes Schulinfor-
mationssystem im Internet hat, in dem jede einzel-
ne Schule dargestellt ist. Nur Sachsen soll vergleich-
bar oder noch etwas besser sein. Ich habe feststel-
len können, dass Bremen als erstes Bundesland ein
umfassend vernetztes Schulverwaltungssystem hat
und damit die beste Datenlage überhaupt. Die meis-
ten Schulen haben in Bremen eigene Internetauf-
tritte, mit denen sie Öffentlichkeitsarbeit machen und
informieren.

(Abg.  Frau S t a h m a n n  [Bündnis  90/
Die Grünen]: Da werden nicht gerade die

Probleme aufgezeigt!)

Aber immerhin, wir sind doch auf einem recht gu-
ten Weg, und es wird auch inhaltlich immer deutli-
cher und klarer!

Daneben wollen wir nicht vergessen, dass es noch
die herkömmlichen Formen der Informationen und
Vorstellungen gibt, denn es ist immer noch so, nicht
in jedem Haushalt ist man internetmäßig ausgerü-
stet, und es ist nicht immer der einzig richtige Weg,
um sich zu informieren.

Die Informationsabende der abgebenden und auf-
nehmenden Schulen spielen eine große Rolle. Tage
der offenen Tür erlauben es, in die Häuser hinein-
zugehen  und  sich  etwas  genauer  umzuschauen.
Kursmessen, Projekttage und Wettbewerbe zeigen
sicherlich auch auf, in welcher Weise in Schulen ge-
arbeitet wird, wo Stärken liegen und wo man wirk-
lich auch auf Leistung hinweisen kann. Elternaben-
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de sind nach wie vor ein Instrument, wo man mit-
einander in das Gespräch kommt, und natürlich gibt
es jede Menge Informationsmaterial auch in Papier-
form.

Wir  können  also  eigentlich  feststellen,  dass  es
praktisch schon eine recht gute Datenlage gibt. Die
SPD-Fraktion hat durchaus großes Interesse daran,
das weiter auszubauen und noch transparenter zu
machen. Wir wollen aber auf gar keinen Fall – und
deshalb konnte sich die SPD-Fraktion sich auch nicht
der Großen Anfrage anschließen, dass die Leistungs-
fähigkeit von Schulen an den Ergebnissen von Ver-
gleichsarbeiten festgemacht wird. Das ist im Moment
überhaupt noch kein Thema. Nichts anderes wird
verlangt,  wenn  es  im  dritten  Absatz  der  Anfrage
ganz deutlich heißt, „damit sich Eltern über die Lei-
stungsfähigkeit der Schule besser informieren kön-
nen,  ist  die  Einrichtung  einer  Datenbank  notwen-
dig, in der die Ergebnisse der Vergleichsarbeiten der
einzelnen Schule veröffentlich werden“.

Ich sage hier, mit dem Thema Vergleichsarbeiten
müssen wir noch sehr sensibel umgehen. Sie können
nur dann erfolgreich als Diagnoseinstrument einge-
setzt werden, wenn es zu einer vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit mit den Schulen kommt.

Ich kann mich sehr gut an die ersten Tests erin-
nern, die in den Schulen geschrieben werden muss-
ten, und ich weiß auch, dass wir sehr stark den Ein-
druck hatten, dass Schule sich auch da verweigert,
dass nicht an allen Schulen die Vorbereitungen auf
Vergleichsarbeiten  in  gleicher  Weise  erfolgten.
Wenn das nicht auf vernünftige Weise läuft, wenn
nicht in allen Häusern gleich vorbereitet wird, wenn
der Ernst nicht an allen Häusern gleich stark ver-
mittelt wird,

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Und
die Grünen die Ergebnisse nicht in das In-

ternet stellen!)

dann stellt sich doch wirklich die Frage: Wie soll ich
diese Ergebnisse miteinander vergleichen, wenn das
Äpfel und Birnen sind?

(Beifall bei der SPD)

Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit wird es nur
geben, wenn wir deutlich machen können, dass es
hier nicht um ein Ranking geht, sondern um die Mög-
lichkeit, Stärken und Schwächen zu erkennen und
Nachteile auszugleichen, wenn es darum geht, De-
fizite auch aufgrund der sozialen Kopplung zu ver-
ringern.

(Beifall bei der SPD)

Ich kann und darf, und ich will es auch nicht, Er-
gebnisse von Vergleichsarbeiten einer Schule, sa-
gen wir einmal, in einer gehobeneren Wohnlage mit

denen einer Schule in einem sozialschwachen Orts-
teil  vergleichen.  Die  Zusammensetzung  der  Schü-
lerinnen und Schüler ist in der Regel sehr unter-
schiedlich. Insbesondere hier wird die soziale Kopp-
lung spürbar, auch und gerade bei den Ergebnissen
der Vergleichsarbeiten.

Was sagen uns die Ergebnissse über die Leistungs-
fähigkeit  einer  Schule  eigentlich?  Wenn  in  einer
Schule mit eher bildungsnahem Schülerklientel die
Ergebnisse der Tests bei durchschnittlich 2,5 liegen
– ich überzeichne jetzt ein bisschen –, die Ergebnis-
se in einer Schule mit hohem Migrantenanteil und
starker  Fluktuation  in  eher  schwieriger  Lage  im
Durchschnitt als Beispiel bei vier liegen, dann bin
ich sicher, dass in dieser Brennpunktschule eine
mindestens ebenso große, wenn nicht noch größere
Leistung erbracht wird als an der Schule mit den
besseren Vergleichsarbeiten.

(Beifall bei der SPD)

Die Einstellung der Ergebnisse von Vergleichsar-
beiten in eine Internetschuldatenbank würde den
Schulen, wenigstens derzeit, auf dieser Ebene nicht
gerecht werden, weil eben nicht ein Vergleich mit
vergleichbaren anderen gegeben ist. Das wird es mit
der SPD-Fraktion so nicht geben.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen eine Qualitätssteigerung und sind davon
überzeugt, dass Vergleichsarbeiten als Diagnosein-
strument für den schulischen Entwicklungsprozess
sehr hilfreich sein können. Es ist aber derzeit so, dass
wir diesbezüglich noch sehr am Anfang stehen, und
die Auseinandersetzungen mit Ergebnissen aus Leis-
tungsvergleichen beginnen jetzt gerade erst. Das ist
nicht nur in Bremen so, sondern auch in den ande-
ren Bundesländern. Vergleichsarbeiten sind einfach
in diesem Zusammnhang noch nicht etabliert. Ich
sage, gut Ding will Weile haben, und wir werden
hier nichts über das Knie brechen.

Die isolierte Veröffentlichung einzelner Leistungs-
ergebnisse kann einfach nicht die Qualität einer
Schule insgesamt abbilden. Wenn wir über Qualität
und Leistungsfähigkeit sprechen, dann sollten wir
unseren Blick auch auf die nicht weniger relevan-
ten Felder richten wie etwa Teamfähigkeit, selbstän-
diges Arbeiten, Durchhaltevermögen oder Verant-
wortungsbereitschaft. Darüber sagen Vergleichsar-
beiten wenig aus, wenn überhaupt etwas. Die Zu-
friedenheit der Schülerinnen und Schüler, der El-
tern und der abnehmenden Betriebe ist außerdem
ein wichtiger Indikator für die Leistungsfähigkeit ei-
ner Schule.

Herr  Präsident,  meine  Damen  und  Herren,  ich
hoffe, es ist mir gelungen, deutlich zu machen, dass
es uns an der Weiterentwicklung und Qualitätsstei-
gerung unserer Schulen sehr wohl gelegen ist und
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dass wir dafür geignete Maßnahmen fordern und
unterstützen werden. Ich lege aber auch Wert da-
rauf, dass die Qualität und Leistungsfähigkeit eben
nicht an diesem einen Punkt festgemacht werden,
sondern ich möchte, dass wir gemeinsam vertrau-
ensvoll daran arbeiten, die richtigen Wege zu fin-
den, und dass wir durchaus Druck machen, so dass
diese Weiterentwicklung zügig kommt.

Ich möchte vor allem aber auch zum Beispiel alle
schulischen Gremien einbeziehen, denn wir werden
es nur gemeinsam schaffen und nicht, indem wir ei-
nige Bereiche einfach übergehen, ausklammern oder
Ängste hochkommen lassen, die bei einer wirklichen
Bewertung  letztendlich  nicht  hilfreich  sind.  –  Ich
danke Ihnen für das Zuhören!

(Beifall bei der SPD)

Präsident  Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Wedler.

Abg. Wedler (FDP): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Ich möchte zu einem Teilaspekt, der
sich mit dem Stichwort „Schuldatenbank“ verbin-
det, etwas sagen, damit Sie keine falschen Vorstel-
lungen haben, die sich möglicherweise mit dieser
Thematik verbinden.

Die Qualität einer Schule zu verbessern, das ist
unstreitig, das tragen wir selbstverständlich auch mit,
nur möchte ich dringend davor warnen, dass Sie die
Schuldatenbank als technisches Medium verwech-
seln mit Qualitätssteigerung in der Schule. Das hat
zunächst einmal nichts miteinander zu tun, das eine
ist etwas Technisches, das im Verwaltungsapparat
entsteht und betrieben wird, das andere ist etwas,
das in der Schule durch die Lehrer, durch Rahmen-
lehrpläne,  durch  Arbeitszeiten  und  Stundentafeln
und  so  weiter  sich  darstellt.  Das  sind  zwei  Paar
Schuhe, das muss man deutlich auseinander halten.
Darauf möchte ich Sie ausdrücklich aufmerksam ma-
chen, und auch nur am Rande, dazu will ich keine
längeren Ausführungen machen.

Vergleichsarbeiten, Standards oder, was wir auch
heute  Morgen  hatten,  Rahmenlehrpläne,  die  man
standardisiert über die Ländergrenze hinweg, hal-
ten wir für sinnvoll, weil uns das, glaube ich, auch
im Wettbewerb zwischen den Ländern, bundesweit
und vielleicht darüber hinaus helfen kann. Auch das,
was ich der Zeitung entnommen habe und was ja
praktiziert wurde, die Überprüfung von Schulen durch
externe Stellen, sozusagen ein Schul-TÜV, wie Sie
es eben genannt haben, ob das ein TÜV sein muss,
das will ich einmal offen lassen, aber auf jeden Fall
solche externen Überprüfungen dessen, was in der
Schule passiert, und das auch in Vergleich zu stel-
len mit anderen Schulen, gleichartigen Schulen, fin-
den wir richtig, das tragen wir alles mit.

Nur muss man sich vergegenwärtigen, wenn aus
der Verwaltung heraus, das weiß ich aus meiner frü-

heren Tätigkeit, Schuldatenbank als Begriff fällt, dann
ist sofort damit verbunden, dass da nicht nur schü-
lerbezogene Informationen hineinkommen, sondern
auch leistungsbezogene, nämlich diese Vergleichs-
arbeiten, und das, denke ich, darf und kann nicht
sein. Als früherer und als leidenschaftlicher Daten-
schützer möchte ich mich ausdrücklich dagegen weh-
ren, dass so etwas passiert.

Wir sind für Vergleiche von Schulen. Im Zusam-
menhang mit Pisa und mit Iglu ist diese Thematik
umfangreich diskutiert worden. Wenn Vergleichs-
arbeiten von Schulen in eine solche Studie einflie-
ßen, sind das immer kleine Gesamtmengen. Wenn
man  diese  schulbezogen  publiziert,  ist  man  sehr
schnell in der Situation, dass man auf den Einzelfall
Rückgriff nehmen kann. Es sind einzelne Klassen,
die aus vielleicht 20, 25 Schülern bestehen, da gibt
es Kriterien, Männlein, Weiblein, Ausländer, Nicht-
ausländer und so weiter. Schnell ist man beim Ein-
zelfall und kann dann aus Einzelmerkmalen, die viel-
leicht sogar im Internet bereitgestellt werden, auf
einen einzelnen Schüler kommen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Es gibt
genügend Beispiele, wo es nicht so ist!)

Gibt es! Das kann ich Ihnen belegen, hat es sogar
gegeben, gibt es sogar bei Volkszählungsdaten, Bei-
spiel Hamburg, größer als Bremen: Wenn Sie die dor-
tigen Daten haben, ohne Namen, können Sie, wenn
Sie  genügend  Kriterien  haben,  vier  oder  fünf
reichen schon aus, auf den Einzelfall zurückgreifen.
Das ist mathematische Logik und lange ausdisku-
tiert, es geht. Wenn Sie das bei einer kleinen Grund-
gesamtheit machen, wie wir das in der Schule ha-
ben, mit 20, 25 Arbeiten pro Klasse, vielleicht zu-
sammengefasst über mehrere Klassen, dann können
Sie sehen, da sind Sie sehr dicht daran, dass Sie den
Datenschutz, den Schutz des einzelnen Schülers
durchbrechen.

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Herr Wed-
ler, Sie müssen doch kein Problem, son-

dern eine Lösung suchen!)

Insofern kann ich Sie nur dringend davor warnen,
dies als Allheilmittel zu sehen, um die Qualität von
Schule zu verbessern. Es ist besser, Sie machen das
regional, fassen mehrere Schulen zusammen und
publizieren dann Ergebnisse. Also, das sollten Sie
sich noch einmal vergegenwärtigen, weil Sie sonst
möglicherweise falsche Schlussfolgerungen ziehen.

Ich weiß aus der Verwaltung, aus meiner frühe-
ren Tätigkeit, dass sie Einzeldaten da eingeben und
dann selbst aufbereiten will, und Bremen ist da sehr
viel exzessiver als die Stadt Bremerhaven. Auch das
muss man sehen, und deswegen, wie gesagt, schau-
en Sie genau hin, was die Verwaltung machen will,
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seien Sie da sehr vorsichtig! Respektieren Sie das
Thema Datenschutz im Schulwesen! – Vielen Dank!

Präsident Weber:  Als  nächster  Redner  hat  das
Wort der Abgeordnete Rohmeyer.

Abg. Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Frau Kauertz, ich glaube, Sie
sind wirklich noch in der Schulstruktur der schönen
siebziger Jahre

(Abg. Frau H ö v e l m a n n  [SPD]: Vor-
sicht!)

mit den Schulbezirksgrenzen, dem Tag der offfenen
Tür, an dem die Eltern dann einmal in die Schule
kommen dürfen. Das ist eine ganz alte Bremer Schu-
le. Wir wollen doch eine autonome Schule mit so
viel Freiheit wie möglich und so viel Vorgaben und
Zielvereinbarungen  wie  nötig,  und  diese  offene
Schule muss natürlich auch immer offen sein.

Die  Elternarbeit  ist  übrigens  seit  zehn  Jahren
durch die damalige Novelle des Schulgesetzes sehr
erwünscht, da brauchen wir keinen Tag der offenen
Tür. Von daher, glaube ich, haben Sie einen völlig
falschen Ansatz benutzt, um sich überhaupt dieser
Thematik zu nähern. Es geht um Qualität!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Richtig! Es geht um Transparenz. Richtig! Wir ha-
ben die freie Anwählbarkeit von Schulen.

Nach welchen Kriterien sollen die Schulen denn
angewählt werden? In erster Linie, wenn man ar-
chitektonische Besonderheiten oder landschaftlich
schön gelegene Schulgelände einmal beiseite lässt,
kann es sich bei Schule doch im Prinzip nur um Leis-
tung handeln. Wie soll diese Leistung messbar sein?
Durch die Vergleichsarbeiten! Soweit waren wir uns
auch einig, Herr Senator. Diese Vergleichsarbeiten
– das war unser Gedanke dabei – sollen dann durch
das Instrument einer Schuldatenbank veröffentlicht
werden. Das geht, auch ohne Datenschutzproble-
me, in Sachsen und Hessen, andere Bundesländer
sind da auf dem Weg.

Wir  haben  in  Bremen  den  einen  oder  anderen
Zögerer oder Zauderer, der sicherlich sagt, unsere
Schulen sind noch nicht reif dafür. Unsere Schulen
sind aber längst in der Realität angekommen und
nicht mehr in irgendwelchen Sphären, in denen man
fernab jeder Leistung ist. Dieser Senator ist vor fünf
Jahren mit dem Schlachtruf Leistung, Leistung, Lei-
stung ins Amt gestartet. Ich wünsche mir, dass diese
Leistung auch gemessen wird, und darum möchte
ich noch zwei, drei Worte sagen, liebe Frau Kolle-
gin Stahmann!
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Sie haben hier tatsächlich das bestätigt, was wir
die ganze Zeit vermutet haben. Als die Koalition über
die neue Bremer Schule, über die Schulgesetzände-
rung im Herbst und im Winter debattiert und mit Ih-
nen gestritten hat, haben wir über Qualität gespro-
chen. Wir haben über viele Instrumente gesprochen,
und Sie haben versucht, daraus eine Schulstruktur-
debatte zu machen. Sie haben anscheinend nicht mit-
bekommen, dass wir über den Schul-TÜV gesprochen
haben. Wir haben hier im Haus offensiv über eine
Schulaufsicht gesprochen und dass wir Leistungs-
standards einfordern. Wenn Sie sagen, dass  Sie  das
nicht gehört haben, dann haben Sie diese Debatte
wirklich  nur  als  Schulstrukturdebatte  verstanden
und nicht mitbekommen, dass wir eben eine Schul-
qualitätsdebatte geführt haben. Das wollte ich
nur ganz kurz gesagt haben, weil dieser eine Punkt,
glaube ich, bei Ihnen völlig falsch angekommen ist.

Ich würde mich freuen, Herr Senator, wenn sich
nach  dieser  wirklich  auch  grabenübergreifenden
Einigkeit, was das Thema Transparenz angeht, CDU
und Grüne in einem Punkt einig sind, wenn sich dann
endlich auch die Bildungsbehörde bewegen würde.
– Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident  Weber:  Als  nächste  Rednerin  hat  das
Wort die Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Bündnis 90/Die Grünen)*):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nur
noch ein paar kurze Worte! Frau Kauertz, mir ging
es so wie Herrn Wedler. Ich glaube, Sie haben den
Eindruck, dass man mit einer Schuldatenbank auf
die einzelnen Schulen zeigt und sagt, du, Schule,
bist schlecht, und du wirst an den Pranger gestellt.
Darum geht es in der Tat nicht! Pisa und Iglu haben
uns als Politiker aufgefordert, genau hinzuschauen,
was an den Schulen falsch läuft und wo Schulen Un-
terstützung brauchen. Wenn man eine Schuldaten-
bank einrichtet, ist das auch die Aufforderung an
die Politik, eine funktionierende Schulaufsicht und
eine funktionierende Schulinspektion auf den Weg
zu bringen und das mit richtigen Programmen zu
flankieren.

Herr Wedler, es geht nicht um das isolierte Ergeb-
nis in einer Klasse, es geht nicht um den isolierten
Schüler. Das sind anonymisierte Daten. Herr Wed-
ler, alle europäischen Länder haben diese Daten-
banken. Warum haben sie diese Datenbanken? Weil
dort ganz offensiv über das Recht auf gute, auf al-
lerbeste Bildung für die Kinder diskutiert wird! Es
fließt viel Geld in die öffentliche Bildung, und da
müssen wir als Politik doch zusehen, dass das Geld
bestmöglich eingesetzt wird!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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Frau Kauertz, selbst die schwedische Lehrerge-
werkschaft fordert diese Datenbank. Sie fordern ge-
radezu von der Politik: Schaut hin, wie unterrichten
wir! Wie ist unser Unterricht? Unterrichten wir nicht
gut? Was können wir besser machen? Das wird ganz
offensiv in allen anderen Ländern von allen ande-
ren Lehrern gefordert. Wir sind doch blöd und wä-
ren doch mit dem Klammerbeutel gepudert, wenn wir
das nicht auch unseren Lehrerinnen und Lehrern an-
bieten würden!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr  Rohmeyer,  irgendwie  ist  mir  das  auch  ein
bisschen zu blöd mit Ihnen!

(Heiterkeit)

Sie wissen ganz genau, wo der Hase entlangläuft!

(Glocke)

Präsident Weber: Liebe Frau Kollegin Stahmann,
das war jetzt nicht nötig!

Abg.  Frau  Stahmann  (Bündnis  90/Die  Grünen):
Also, Herr Rohmeyer, irgendwie ist es mir seltsam mit
Ihnen!

(Heiterkeit)

Sie wollen mich partout nicht verstehen. Ich kriti-
siere die frühe Trennung der Kinder nach Klasse vier,
weil ich sage, selbst an diesem Zeitpunkt kann man
noch nicht genau feststellen, welche Begabungen,
welche  Talente  die  Kinder  überhaupt  entwickeln.
Das frühe Trennen nach Klasse vier hat sich im in-
ternationalen Vergleich als Verlierermodell gezeigt
und bringt eben nicht die Qualitäten, die wir brau-
chen.

Wir wollen alle Kinder bestens fördern. Das ge-
lingt allen Ländern besser, indem sie die Kinder lan-
ge gemeinsam lernen lassen. Dort sind die Schlech-
testen besser als hier, und auch die Besten sind noch
besser, und das will ich für Bremen auch!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident  Weber:  Als  nächste  Rednerin  hat  das
Wort die Abgeordnete Frau Kauertz.

(Abg.  Frau K a u e r t z  [SPD]:  Ich  habe
mich gerade entschlossen zurückzuziehen!
Ich bedanke mich! Ich kann damit leben!)

Dann  hat  als  nächster  Redner  Herr  Senator
Lemke das Wort.

Senator Lemke: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mein Weltbild ist eben
ein bisschen ins Wanken geraten. Gott sei Dank ha-
ben Sie das, Frau Stahmann, eben noch etwas zu-
rechtgerückt, weil ich in fünf Jahren bildungspoliti-
scher Debatten noch nicht so einen engen Schulter-
schluss zwischen Schwarz und Grün erlebt habe wie
heute. Ich war ganz verwundert.

Als ich noch nicht im Amt war, gab es einen Leis-
tungstest, eine Vergleichsarbeit, die meine Vorgän-
gerin  im  Amt  verzweifelt  durchzusetzen  versucht
hat. Der hieß damals, das wissen Sie, Frau Stahmann,
Usus. Angeblich aus politischen Kreisen, die Ihnen
und Ihrer Fraktion sehr nahe stehen, so wird jeden-
falls kolportiert, ist diese Untersuchung, diese Ver-
gleichsarbeit, die damals die Kollegin in weiser Vor-
aussicht durchführen wollte, kaputt gemacht wor-
den. Die Fragen und Antworten wurden ins Inter-
net gestellt, veröffentlicht und von Schule zu Schule
gegeben. Insofern bin ich sehr glücklich über Ihren
Meinungswandel, der absolut identisch mit meinem
ist, dass wir nämlich sehr wohl schauen müssen, was
in den Schulen los ist, und ich finde es sehr beacht-
lich, dass Sie in dieser Frage absolut mit dem Koali-
tionspartner, der CDU, übereinstimmen. Das ist ja
auch nicht zu kritisieren, wenn man sich bei der Be-
urteilung von Fakten weiterentwickelt.

(Beifall bei der SPD – Abg. Frau L i n n e r t
[Bündnis 90/Die Grünen]: Wir wollten die
Qualität der Untersuchungen verbessern!)

Ich finde das sehr beeindruckend und stehe voll
hinter Ihrer Position. Es geht darum, dass Sie diesen
Test damals, Kolleginnen, Freunde, wie auch immer,
nicht Sie persönlich, liebe Frau Stahmann – –.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Sie sind
aber auch nachtragend!)

Ich bin überhaupt nicht nachtragend, ich will nur
einmal darauf aufmerksam machen, wie vor sechs
Jahren mit Vergleichsarbeiten verfahren worden ist.

(Abg.  Frau L i n n e r t  [Bündnis  90/Die
Grünen]: Ja, der Test war auch schlecht!)

Es lag nicht daran, dass meine Vorgängerin im Amt
damals eine Vergleichsarbeit durchführen wollte, son-
dern die war schlichtweg schlecht, und deshalb ist
sie boykottiert worden. Okay?

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja!)

Jedenfalls stelle ich fest, dass Sie heute, nach sechs
Jahren,  nichts  mehr  gegen  Vergleichsarbeiten  ha-
ben, die ich im Amt, das wissen hier alle bildungs-
interessierten Parlamentarier, bereits 2002 eingeführt
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habe, und zwar so eingeführt habe, dass ich die Schu-
len dabei mitgenommen habe,

(Beifall bei der SPD)

nicht gegen sie gearbeitet habe, sondern mit und in
den  Schulen  darüber  Einverständnis  erreicht  habe,
dass es wichtig ist, sich von Klasse zu Klasse zu ver-
gleichen, denn das ist ja das Frappierende, dass so-
gar innerhalb der einzelnen Schulen zwischen den
Klassen Unterschiede in den ersten vier Jahren oder
dann im weiteren Bereich der Sek I innerhalb der
einzelnen Stufen entstanden sind. Es ist eigentlich
kaum vorstellbar, dass eine Schule in einem Stadt-
teil, in den drei oder vier Klassen, die sie mitneh-
men, völlig unterschiedliche Leistungsergebnisse hat,
eigentlich absolut indiskutabel und kaum erklärbar.

Wir haben erreicht, dass an unseren Schulen zu-
mindest einmal in der Lehrerschaft darüber disku-
tiert wird, wie es eigentlich zu den Unterschieden
kommt, nicht um über die eine oder andere Kolle-
gin herzufallen, sondern um zu fragen, wie wir es
denn erreichen können, dass wir zu besseren Ergeb-
nissen in den Klassen kommen, die bei gleichen so-
zialen Zusammensetzungen deutlich abfallen.

Das heißt, Sie brauchen nicht an uns zu appellie-
ren. Ich finde es schon geradezu grotesk, hier im
Parlament heute zu sagen, wir müssen endlich eine
Qualitätsdebatte anfangen! Haben Sie nicht gespürt,
dass wir seit einigen Jahren eine heftige Qualitäts-
debatte führen und viele Dinge in den letzten Jah-
ren positiv umgesetzt haben, so dass ich in der De-
putation schon so manches Mal ausgebremst wer-
de, nicht noch mehr Reformen, nicht noch mehr Din-
ge anzuschieben, sondern erst einmal den Schulen
Zeit und Muße zu geben, das umzusetzen, was wir
von ihnen verlangen, und das ist verdammt viel, das
kann  man  ja  jeden  Tag  in  den  Debatten  mit  den
Schulleitern und den Klassenlehrern auch so erfah-
ren? Also bitte nicht den Eindruck hier im Parlament
entstehen lassen, dass wir jetzt den Druck des Par-
laments bräuchten, um endlich zu verstehen, dass
wir eine Qualitätsdebatte haben!

(Beifall bei der SPD)

Das haben wir längst erkannt und auch im gemein-
samen Kontext mit der Koalition, mit der CDU-Frak-
tion entsprechend umgesteuert.

Meine Damen und Herren, Frau Allers hat sehr
großen Wert darauf gelegt zu sagen, dass es quasi
das Allerwichtigste ist, die Vergleichsarbeiten zu ver-
öffentlichen und ins Netz zu stellen. Herr Rohmeyer
hat sich ja eben vielleicht ein bisschen in der Wort-
wahl vergaloppiert. Vielleicht hat er sich da auch nur
versprochen. Er hat gesagt, Leistung soll endlich ge-
messen werden. Herr Rohmeyer, Sie wissen es doch:
Leistung messen wir. Sie fordern die Veröffentlichung!

(Zuruf des Abg. R o h m e y e r  [CDU])

Aber dann hätten Sie es ja auch so sagen können!
Gut, ich habe das interpretiert!

Gemessen wird die Leistung Gott sei Dank, und
sie wird anerkannt und ohne Widerstand umgesetzt,
das ist das Positive. Sie sagen, jetzt soll es auch ver-
öffentlicht werden. Ich sage, es wird veröffentlicht.
Jede Elternvertretung hat das Recht, im Rahmen der
Schule, in der die Kinder beschult sind, in die Schul-
konferenz zu gehen und sich ein Bild zu machen:
Wie steht meine Klasse, wie steht diese Schule im
Vergleich zur Region, zum Land, zur Bundesrepu-
blik Deutschland, und wie steht unsere Schule in-
ternational? Das ist ein ganz großer Fortschritt, und
ich glaube, dass es richtig ist, diesen Prozess so zu
beginnen oder so fortzusetzen, Herr Rohmeyer!

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Was machen
die Eltern, die die Schule anwählen wol-

len?)

Sie haben die Möglichkeit, sich von der aufnehmen-
den und der abgebenden Schule beraten zu lassen.
Welch ein Erfolg, lieber Herr Rohmeyer, war es, dass
wir in diesem Jahr erstmalig gemeinsam mit der gro-
ßen Koalition durchgesetzt haben, dass nach der
vierten Klasse die Eltern die Schule ihrer Kinder frei
anwählen können und wir nur eine ganz geringe
Quote von Schülerinnen und Schülern hatten, die
nicht an die Schule gekommen sind, die die Eltern
ausgewählt hatten! Ein riesiger Erfolg!

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Unsere For-
derung!)

Entschuldigung, das haben wir gemeinsam umge-
setzt, lieber Herr Rohmeyer!

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Ja, genau!)

Falls Ihnen das entgangen ist: Wir haben einen ent-
sprechenden Koalitionsvertrag darüber geschlossen
und sehr erfolgreich durchgesetzt.

Das heißt, ich glaube, es ist absolut verkürzt, mei-
ne Damen und Herren, wenn wir nur auf die Ver-
gleichsarbeiten schauen. Eine gute Schule zeichnet
sich nicht nur durch entsprechend gute Zensuren aus,
sondern da gibt es ganz andere Faktoren, auf die
wir, ich jedenfalls – –. Ich weiß, dass viele in diesem
Haus mich dabei unterstützen, das steht ja auch in
der Senatsantwort. Wie wollen Sie das soziale En-
gagement messen, wie soll das ins Internet gestellt
werden, oder die Teamfähigkeit, die Kreativität, das
Selbstbewusstsein,  das  unsere  Schülerinnen  und
Schüler, auch aus schwächeren Familien entwickeln,
weil sie in eine gute Schule gehen, wie soll das denn
gemessen werden?

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die Mensa ist auch wichtig!)
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Das Schulklima, liebe, sehr verehrte, gnädige Frau,
so höre ich das ja immer – –.

(Abg. Frau L i n n e r t  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, nein! Ich verbitte mir das!
Sie  müssen  die  schlechten  Manieren  des
Bürgermeisters  nicht  übernehmen!  Eine

gnädige Frau bin ich nicht!)

Jetzt nicht mit Mensa kommen! Ich rede über eine
Verbesserung unserer Schulen, und das Thema ist
viel zu ernst, als dass wir darüber so salopp spre-
chen, indem Sie mir mit der Mensa kommen!

(Beifall bei der SPD)

Das ist viel zu ernst! Selbstverständlich gehört auch
ein gutes Schulklima dazu, und dazu gehört in der
Ganztagsbetreuung unter anderem auch ein gutes
Essen, aber nicht in der Art und Weise, wie Sie es
eben gesagt haben!

Es gehört auch dazu, meine Damen und Herren,
dass die Kinder lernen, durch ein freundliches Auf-
treten Menschen zu gewinnen. Das ist in den letz-
ten Jahrzehnten vielleicht ein bisschen vernachläs-
sigt worden, dass sie positiv in ihre Zukunft gehen,
dass sie mit Freude in die Schule gehen und nicht
daran denken, um Gottes Willen, schon wieder in
die Schule! Dazu gehört natürlich eine Schule, die
sagt, ihr seid willkommen, und hoffentlich nicht, ist
bald Feierabend!

(Beifall bei der SPD)

Das gilt für alle Kinder, und nicht nur für die Ein-
ser aus den Elternhäusern von Akademikern, die es
leichter als die Kinder aus benachteiligten Stadttei-
len haben. Wenn wir es so verkürzt machen, wie
Frau Allers das gefordert hat, und sagen, das Ent-
scheidende  ist,  dass  wir  das  transparent  machen
möchten, was gibt das für ein völlig verzerrtes Bild?
Ich lade Sie herzlich ein, einmal in die Behörde zu
kommen und nur die 300 Seiten mit mir durchzu-
blättern, die mir persönlich von den Evaluatoren der
Grundschulen gegeben worden sind, wo ich über
jede Schule eine genaue Analyse bekommen habe.
Es sind die 27 Grundschulen, die wir haben evalu-
ieren lassen. Da gibt es Schulen, Frau Allers, die bei
den Vergleichsarbeiten zwischen Eins und Zwei ab-
schneiden, und trotzdem bekommen sie in das Zeug-
nis  durch  die  Evaluatoren  hineingeschrieben:  ein
grottenschlechter Unterricht, Schulklima miserabel,
Fortbildungsbereitschaft der Lehrer ganz schlecht
ausgeprägt, eine Schule, die viel mehr erreichen kann,
die viel besser sein kann!

Meine Damen und Herren, da ist mir das viel zu
verkürzt, weil ich gleichzeitig von einer Schule einen
Bericht  bekommen  habe,  in  dem  die  Schüler  im
Schnitt bei den Vergleichsarbeiten nur eine Drei bis

Vier bekommen haben. Sie können kaum Deutsch,
wenn sie in die Schule kommen, sie haben ganz en-
gagierte Lehrerinnen und Lehrer, die sich perma-
nent fortbilden, die sich allergrößte Mühe geben, die
in  die  Elternhäuser  gehen  und  um  jedes  einzelne
Kind kämpfen. Sie machen eine viel bessere Schule,
die Kinder gehen viel lieber in diese Schule als die
Kinder der anderen beschriebenen Schule, und jetzt
soll ich es auf die Veröffentlichung dieser Daten re-
duzieren?

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Das stimmt
doch gar nicht!)

Ich sage, schaut einmal da, Eins bis Zwei, die an-
deren drei bis vier? Ich werde diesen Schulen und
der Arbeit der Lehrkräfte überhaupt nicht gerecht!
Allerdings, und jetzt werde ich vielleicht etwas ver-
söhnlicher, bin ich der Meinung, dass wir langfristig
alle diese Daten ins Netz stellen müssen. Wir haben
im Augenblick ja schon fast alle Schulen im Netz.
Das ist überzeugend, schauen Sie hinein! Das wis-
sen die Bildungspolitiker, wenn sie sich das anschau-
en. In der Schuldatenbank wird das Schulprofil ge-
nau beschrieben, die Schülerzahl, die Ausländeran-
zahl, die Klassenfrequenzen. Das können Sie alles
nachlesen, das steht alles bereits in der Schuldaten-
bank. Was wir noch nicht darin haben, sind die Ver-
gleichsarbeiten mit den Ergebnissen, weil ich der
Auffassung bin, dass es klüger ist, zunächst einmal
diese sehr vertraulichen Daten innerhalb der Schu-
le konstruktiv zu beraten, um die Schule auf einem
Weg zu besserem Unterricht zu unterstützen.

Das ist auch das Schlusswort, meine Damen und
Herren!  Wir  brauchen  nicht  die  Veröffentlichung
dieser Vergleichsarbeiten, sondern ich bin dankbar,
dass wir die Vergleichsarbeiten gemeinsam so gut
durchgesetzt haben. Es ist gut, dass sie jetzt inner-
halb der Schulen diskutiert werden. Warum tun sich
Schulen auch nicht zusammen und diskutieren ge-
meinsam  die  Ergebnisse?  Dagegen  habe  ich  gar
nichts, wenn wir das so vorsichtig durchsetzen, wenn
wir den Schulen Vertrauensschutz geben und sagen,
wir machen das, ihr könnt euch darauf verlassen, es
gibt kein Ranking!

Das ist übrigens ein sehr gefährlicher Prozess in
einem Stadtstaat, dies jetzt einfach so locker zu ver-
öffentlichen. Was machen denn die Schulen, die mit
schlechten Ergebnissen kommen? Sind die nächstes
Jahr nicht angewählt, können wir sie schließen, kön-
nen wir dann an anderen Schulen, wie ich es heute
in der Zeitung gelesen habe, mit Containerbauten
antworten? Müssen wir sie dann schließen, oder was
ist die Konsequenz? Wir müssen allen Schulen die
Möglichkeit geben, sich intern zu verbessern. Das
ist ein Hauptziel meiner Arbeit, und ich weiß, dass
ich da auch die Bildungsdeputation an meiner Seite
habe.

(Beifall bei der SPD)
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Ich möchte zum Schluss, meine Damen und Her-
ren, noch einmal darauf hinweisen: Ein gutes Schul-
klima ist ganz wichtig, aber das Allerwichtigste ist
der gute Unterricht, der von engagierten Lehrkräf-
ten gegeben wird. Das steht für mich im Vordergrund
und nicht das permanente Diskutieren über die Ver-
öffentlichung von Schulrankings.

Aber – das ist vielleicht auch noch ein Verspre-
chen – das können Sie sich auch anhand der Se-
natsvorlage anschauen, ich bin der Meinung, wir
sollten genau wie die Bundesregierung über die KMK
einen Bildungsbericht herausgeben, so dass wir jähr-
lich als Deputation fragen: Wo stehen wir eigentlich
heute? Was haben wir im letzten Jahr getan? Wie
sind die Vergleichsarbeiten ausgefallen? Ist die Sit-
zenbleiberquote gesenkt worden? Wie haben wir zu-
sätzliche Mechanismen wie Förderkurse und ande-
re Dinge auf den Weg gebracht, wie wir ihn seit dem
Jahr 2000 gegangen sind?

Es ist ein mühseliger Prozess, aber wer glaubt, dass
er innerhalb der Bildungspolitik in Kürze das Ruder
herumreißen kann und alles besser wird, der irrt.
Eine gute Bildungspolitik auf den Weg zu bringen
braucht Geduld und Zeit, und ich bin sicher, dass
die große Koalition die Geduld hat, diesen Weg im
Interesse aller unserer Schülerinnen und Schüler
weiterzugehen und nicht nur für einen ganz kleinen
Rahmen, den wir oben darüber haben. – Danke sehr!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist die
Aussprache geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksachen-Nummer 16/359, auf
die Große Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor,
dass wir jetzt alle Tagesordnungspunkte zur Abstim-
mung stellen, bei denen keine Debatte vorgesehen
ist.

Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden
Mitglieds des Verfassungs- und Geschäftsordnungs-

ausschusses

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des staat-
lichen Haushalts- und Finanzausschusses

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Aus-
schusses für die Gleichberechtigung der Frau

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.
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Wahl eines Mitglieds des Ausschusses für Bundes-
und  Europaangelegenheiten,  internationale  Kon-

takte und Entwicklungszusammenarbeit

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
für Kultur

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl eines Mitglieds des Landesjugendhilfe-
ausschusses

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl von zwei Mitgliedern der staatlichen Depu-
tation für Soziales, Jugend, Senioren und Auslän-

derintegration

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

14. Bericht der Bremischen Zentralstelle für die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der
Frau über die Tätigkeit vom 1. Januar 2002 bis

31. Dezember 2003

Mitteilung des Senats vom 17. August 2004
(Drucksache 16/371)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist die Überweisung zur Beratung und Be-
richterstattung an den Ausschuss für die Gleichbe-
rechtigung der Frau vorgesehen.

Wer der Überweisung des 14. Berichtes der Bre-
mischen  Zentralstelle  für  die  Verwirklichung  der
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Gleichberechtigung der Frau über die Tätigkeit vom
1. Januar 2002 bis 31. Dezember 2003 mit der Druck-
sachen-Nummer 16/371 zur Beratung und Bericht-
erstattung an den Ausschuss zur Gleichberechtigung
der Frau seine Zustimmung geben möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 20
vom 17. August 2004

(Drucksache 16/373)

Wir verbinden hiermit:

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 21
vom 31. August 2004

(Drucksache 16/383)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung

Es ist getrennte Abstimmung beantragt.

Zuerst lasse ich über die Petition L 16/39 abstim-
men.

Wer der Behandlung der Petition L 16/39 in der
empfohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Abg. W e d l e r  [FDP]
und Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Bündnis 90/Die Grünen)

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

Jetzt lasse ich über die restlichen Petitionen ab-
stimmen.

Wer der Behandlung der restlichen Petitionen in
der empfohlenen Art zustimmen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  be-
schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds des Petitionsausschusses

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl  eines  Mitglieds  und  eines  stellvertretenden
Mitglieds des staatlichen Rechnungsprüfungsaus-

schusses

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl eines Mitglieds des Landesbeirats für Sport

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
für Sport

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Abg. W e d l e r  [FDP])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. T i t t m a n n  [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich  stelle  fest,  die  Bürgerschaft  (Landtag)  wählt
entsprechend.

Beteiligungsmanagement

Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU
und Bündnis 90/Die Grünen

vom 8. September 2004
(Drucksache 16/390)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU
und Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksachen-
Nummer 16/390 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, damit wären wir an das
Ende der heutigen Beratungen gekommen.

Ich bedanke mich und schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.56 Uhr)

Druck: Hans Krohn · Bremen
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